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FußballWM in Katar und das 
auch noch im Advent! Ein chi-
nesischer Staatskonzern, der 
sich in den Hamburger Ha-
fen einkauft, gerade als Pe-
king sämtliche Verfechter von 
marktwirtschaftlichen Ansät-
zen zugunsten von Verfech-
tern der Staatswirtschaft aus 
dem Politbüro gekärchert hat: 
Nein, lästern wird er nicht, un-
ser Rathauskater Pino.� S. 19

V.l.: Sebastian Franz, Stefan Rößle, Dr. Gerhard Hopp, Matthias Dießl, Carmen Pepiuk und Katrin Albsteiger.
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CSU-Parteitag in Augsburg:

Mit klarem Kurs durch die Krise
Als „Standortbestimmung und ein Signal an die Men-
schen“ bezeichnete CSU-Vorsitzender und Ministerpräsi-
dent Dr. Markus Söder den zweitägigen CSU-Parteitag in 
Augsburg unter dem Motto „Mit klarem Kurs durch die 
Krise“. Vor rund 1.500 Delegierten und Gästen betonte Sö-
der: „Wir geben Halt und Hoffnung. Wir kümmern uns, wir 
sorgen uns. Wir werden alles dafür tun, dass Bayern gut 
durch diese Krise kommt.“

Der Parteichef stellte heraus, 
dass sich die CSU klar von ande-
ren Parteien unterscheide: Kei-
ne Aufweichung des Lebens-

in fordert die CSU von der Am-
pel-Koalition vereinfachte Ver-
fahren für den Ausbau erneu-
erbarer Energien und eine wei-

ropäischer Ebene enger zusam-
menzuarbeiten – sowohl beim 
Ausbau eines Wasserstoffnet-
zes als auch beim Ausbau der er-
neuerbaren Energien und für ei-
nen Zugang zu Rohstoffen.

Gesicherter Leistung  
einen Preis geben

Aus Sicht der CSU benötigt 
Deutschland ein neues Strom-
marktdesign mit einem Kapazi-
tätsmarkt, der gesicherter Leis-
tung einen Preis verleiht. Das 
aktuelle Strommarktdesign, das 
sich bei der Preisbildung an der 
teuersten erzeugten Kilowatt-
stunde orientiert (Merit Or-
der), werde durch kriegsbeding-
te Gaspreise verzerrt. Diese Ver-
zerrung sei dringend zu korri-
gieren. „Es muss gelten: Merit 
Order erhalten und den Strom-
preistreiber Gas aus dem Preis-
system entfernen. Zudem müs-
sen die Energiesteuern dauer-
haft gesenkt werden.“

Schutz der  
kritischen Infrastruktur

„Elementar für unseren Wohl-
stand ist der Schutz unserer kri-
tischen Infrastruktur“, heißt es 
weiter. Sie müsse mit aller Kon-
sequenz gegenüber hybriden 
� (Fortsetzung auf Seite 4)

Dr. Markus Söder und Friedrich Merz. 	 Bild: CSU

KPV-Landesvorstand und Hauptausschuss:

Kommunale Leitplanken  
für das Grundsatzprogramm

Unter dem Motto „Für ein neues Miteinander“ erarbei-
tet die CSU-Grundsatzkommission aktuell das zukünftige 
Grundsatzprogramm für die Partei, das auf einem Parteitag 
im Mai kommenden Jahres verabschiedet werden soll. In 
einer gemeinsamen Sitzung in München mit dem Co-Vorsit-
zenden der Grundsatzkommission Dr. Gerhard Hopp, MdL, 
brachte die KPV Bayern unter der Leitung ihres Landesvor-
sitzenden, Landrat Stefan Rößle „kommunale Leitplanken“ 
sowie weitere kommunalpolitische Themen ein.

Hopp erläuterte die Vor-
gehensweise bei der Erarbei-
tung des neuen Grundsatzpro-
gramms, das einem Gemein-
schaftswerk gleichkomme, da es 
gemeinsam mit den Mitgliedern, 
den Arbeitsgemeinschaften und 
-kreisen, den Foren und Kom-
missionen der CSU sowie unter 

der Beteiligung von Verbänden, 
Organisationen und der Zivilge-
sellschaft entstehe. 

Hören, wo der Schuh drückt

Er wolle in die Orts- und Kreis-
verbände hören, wo der Schuh 
drücke, welche Lösungsansätze 

es gebe und wie die CSU bewährt 
bleibe, aber neu gedacht werden 
könne. „Für ein neues Mitein-
ander“ sei deshalb ein probater 
Leitgedanke. Er bringe zum Aus-
druck, dass im Freistaat Stadt 
und Land zusammengehörten, 
Tradition und Fortschritt keinen 
Widerspruch darstellten und In-
vestitionen und Haushaltsdiszip-
lin gemeinsam geschultert wer-
den könnten. Ziel sei es, die Er-
folgsgeschichte der CSU fortzu-
schreiben und ihre DNA fit für 
die Zukunft zu machen.

Derzeit laufe die Beteiligungs-
phase mit Verbänden und Ex- 
� (Fortsetzung auf Seite 4)

schutzes, keine Freigabe von 
Drogen, Leistung müsse sich 
lohnen. Söder zufolge startet 
aktuell eine Kulturdebatte grö-
ßeren Ausmaßes. Jedoch gehe 
es dabei nicht um neue Freiheit, 
sondern „zwanghaftes, illibera-
les Spießertum“. Dagegen gebe 
es eine Philosophie: die Liberali-
tas Bavariae. „Jeder soll bei uns 
essen, was er will, jeder kann bei 
uns sagen, was er will, und je-
der soll bei uns anziehen, was er 
will. Denn wir sind ein Freistaat 
und kein Zwangsstaat!“, unter-
strich Söder.

Kompass statt Chaos

„Wir stehen im Gegensatz zur 
Ampel für Kompass und nicht 
für Chaos. Wir haben Ideen und 
Konzepte!“, erklärte General-
sekretär Dr. Martin Huber. Die 
CSU sei Stabilitätsanker für Bay-
ern und Deutschland. Dies ma-
nifestiere sich auch in dem ein-
stimmig verabschiedeten Leit-
antrag „Mit klarem Kurs durch 
die Krise. Wir schützen Bayern. 
Für eine starke Zukunft“. Dar-

tere Nutzung der Kernkraft. Die 
Entscheidung der Ampelkoaliti-
on, die Kernkraftwerke lediglich 
bis April 2023 laufen zu lassen, 
sei „ein durchsichtiger ideologi-
scher Kompromiss zur Rettung 
der zerstrittenen linksliberalen 
Koalition“ und eine „dramati-
sche Fehlentscheidung für un-
ser Land und den Klimaschutz“.

Bundesregierung versagt in 
der aktuelle Krise

Konkret wirft die CSU der 
Bundesregierung im Leitantrag 
vor, in der aktuellen Krise ver-
sagt zu haben: „Angesichts die-
ser Herausforderungen braucht 
Deutschland politische Füh-
rung.“„ Die Ampel verliere sich 
in ideologischen Grabenkämp-
fen, Selbstbespiegelung und 
Zuwarten. „Unternehmen und 
Verbraucher interessieren sich 
nicht für den Gründungsmythos 
einer Antiatomkraftpartei, son-
dern verlangen zurecht, dass 
bestehende Probleme gelöst 
und die Rahmenbedingungen 
für Wirtschaft, Arbeit und Wohl-
stand gesetzt werden.“

Zugleich fordert der Antrag 
vom Bund, die Förderung für 
grundlastfähige Geothermie auf- 
zustocken und ein dezentrales 
Batteriespeichernetz für Strom 
aus Photovoltaikanlagen aufzu-
bauen. Um den Wohlstand und 
die Wirtschaft in Deutschland 
vor der Krise zu schützen, müs-
se jede zur Verfügung stehende 
Energieform genutzt werden: 
„Weil der Angebotsschock und 
die damit massiv erhöhten Prei-
se aller Voraussicht nach auch 
im Winter 2023/24 anhalten 
oder sich sogar noch verstär-
ken werden, ist klar: Es muss al-
les ans Netz, was geht!“ Atom-
kraftwerke müssten mindestens 
bis Ende 2024 am Netz bleiben 
und auch alle Kohlekraftwerke 
genutzt werden.

Perspektivisch spricht sich die 
CSU im Papier dafür aus, auf eu-

FW-Landesversammlung in Straubing:

Vorfahrt für Pragmatismus
Ein Jahr vor der Landtagswahl 2023 haben die Freien 
Wähler bei ihrer Landesversammlung in Straubing wich-
tige inhaltliche Weichen gestellt. Verabschiedet wurden 
Resolutionen in den Bereichen Energie, Gesundheit und 
Öffentlicher Dienst. Laut Landesvorsitzender Hubert Ai-
wanger „steckt Deutschland in einer Krise, aber wir Freie 
Wähler sind da, um Lösungen zu finden, die Ärmel hoch-
zukrempeln und pragmatisch anzupacken. Handlungsfä-
higkeit ist gefordert, doch auf Bundesebene werden diese 
Probleme nicht angepackt.“

Im Detail wird die Bundesre-
gierung beim Thema Energiesi-
cherheit unter anderem aufge-
fordert, zeitnah einen realisti-

über hinaus müsse die Energie-
versorgung für die kommenden 
Jahre gesichert werden. Alte, ef-
fektive Kraftwerke, wozu aktuell 
vor allem Kohlekraftwerke zähl-
ten, sollen weiterlaufen. Netzre-
levante Atomkraftwerke, bei de-
nen die Sicherheit gewährleis-
tet ist, sollten zunächst bis 2024 
am Netz bleiben. Neben der un-
verzüglichen Einführung eines 
Energiepreisdeckels fordern die 
Freien Wähler die Senkung der 
Mehrwertsteuer nicht nur für 
Gas, sondern auch für Öl und 
Strom auf sieben Prozent. Des 
Weiteren müssten die Wasser-
stofferzeugung forciert und al-
ternative Energieträger wie Holz 
gefördert werden. Hier gelte 
es, extremen Preissteigerungen 
entgegenzuwirken.

Höchste Priorität  
für die Gesundheit

Im Bereich Gesundheit und 
Pflege betonen die Freien Wäh-
ler, dass Gesundheit, ambulan-
te und stationäre Pflege sowie 
Medizin (inklusive Apotheken) 
in einem Staat höchste Priorität 
im Rahmen der Daseinsvorsor-

ge haben müssen. Die FW spre-
chen sich für ein Hinwirken der 
Politik auf die Pflege-Tarifpar-
teien aus, um eine bessere Be-
zahlung für Gesundheits- und 
Pflegeberufe zu erreichen, be-
sonders für ungeplante Arbeits-
einsätze. Ein einheitlicher Tarif-
vertrag für die Pflege sei längst 
überfällig. Außerdem müssten 
Ausbildung und der Zugewinn 
von Fachkräften noch attraktiver 
gestaltet werden. Pflegende An-
gehörige sollten ihre Pflegezeit 
in Rentenpunkten verstärkt an-
gerechnet bekommen. Bürokra-
tische Hürden und übertriebene 
Dokumentationspflichten seien 
anzupassen, die Einrichtungsbe-
zogene Impfpflicht müsse umge-
hend gestrichen werden.

Weiter setzen sich die FW in 
Bayern dafür ein, dass regiona-
le Krankenhäuser erhalten wer- 
� (Fortsetzung auf Seite 4)

Hubert Aiwanger.
� Bild: StMWi/A. Heddergott

schen und nachhaltigen Ener-
gieplan bis 2024 vorzulegen, der 
ohne Ideologie alle jetzt nötigen 
energiepolitischen Aspekte ab-
deckt. Zudem sollen Erneuerba-
re Energien weiter massiv fokus-
siert werden. Auch gelte es, die 
Bürokratie zu reduzieren. Dar-

http://www.gemeindezeitung.de


L A N D E S -  U N D  B U N D E S P O L I T I K2 GZ4. November 2022

GZ Expertenrunde GZ
Aktuelle Herausforderungen im kommunalen Straßenbau
1. Dezember 2022, 14:00 - 16:30 Uhr
Online, kostenfrei, Registrierung erforderlich

Straßen sind öffentliche Güter, die aufwendig unterhalten werden 
müssen. Autofahrer wollen staufrei und zügig ihre Ziele erreichen, 
Radfahrer sicher auf ebenen Flächen fahren und Fußgänger brau-
chen breite Wege. Für Anlieger und Geschäftsleute, Ver- und Entsor-
gungsbetriebe sowie Rettungsdienste muss Erreichbarkeit gewähr-
leistet werden.

Rund 860.000 km Straßen sind die sichtbaren Lebensadern unse-
res Zusammenlebens in Deutschland. Die Gemeindestraßen, deren 
Bau und Unterhalt den Gemeinden innerhalb ihres Gemeindegebie-
tes obliegt, bilden weit über die Hälfte des Straßennetzes ab. Für den 
kommunalen Straßenbau und -unterhalt erhalten die bayerischen 
Gemeinden pauschale Fördermittel des Freistaats. Darüber hinaus 
können Neu- und Ausbauprojekte von verkehrswichtiger Bedeutung 
gefördert werden.

Aufgrund hoher Energiepreise, massiv steigender Erzeugerpreise, 
steigender Umweltauflagen, stetig steigender Kosten für Transport 
und Entsorgung von Bauabfällen und des Fachkräftemangels stehen 
die Ausbau- und Erhaltungsplanungen der Kommunen im Straßen-
bau zunehmend unter Druck. 
Referenten und Programm:
•	 In Stoffkreisläufen denken – planen – bauen| Baudirektor Dr.-Ing. 

Johann Eicher, Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau 
und Verkehr

•	 Umgang mit Bodenaushub nach der neuen Mantelverordnung | 
Holger Seit, Landesverband Bayerischer Bauinnungen e.V. (LBB)

•	 Materialpreissteigerungen im kommunalen Straßenbau in Bayern 
– Herausforderungen in der Praxis | Robert Huber, Bayerischer 
Bauindustrieverband e.V. (BBIV)

•	 Umgang mit Recycling-Baustoffen im Straßenbau | Stefan Schmid-
meyer, Baustoff Recycling Bayern e.V. gemeinsam mit Dr. Bern-
hard Kling, Bayerischer Industrieverband Baustoffe, Steine und 
Erden e. V. (BIV)

•	 EU-Projekt „URGE: Circular Building Cities“ | Daniel Rank, Landes-
hauptstadt München

•	 Moderation: Constanze von Hassel | Bayerische Gemeindezeitung
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de� r

Unser Online-Seminar-Angebot wird stetig ausgebaut. Unsere 
nächsten Termine stehen fest. Buchen Sie Ihr Ticket und seien Sie 
online live dabei!

Bildrechte und die DSGVO
Teil 1: 18. November 2022, 14:00 - 16:30 Uhr
Teil 2: 9. Dezember 2022, 14:00 - 16:30 Uhr

Die Menschen lieben Bilder. Bilder können besser verstanden 
werden als Texte. Deshalb können weder Politik noch Verwaltung 
auf Bilder verzichten. Doch was muss man wissen, um nicht in die 
Fallen der Betrüger und die Mühlen der Justiz zu geraten. Das Gan-
ze ist nicht so einfach, wie man glaubt – aber auch nicht so schwie-
rig, wie befürchtet. Aber es braucht Zeit, um Sicherheit zu gewin-
nen. Deshalb wird dieser Vortrag zweigeteilt. Ihre Fragen dazu sind 
herzlich willkommen.
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: veranstaltungen@gemeindezeitung.de
Teilnahmegebühr: 290,- € zzgl. MwSt.� r
Medientraining: Grundkenntnisse
11. Januar 2023, 14:00 - 16:30 Uhr

Sie haben etwas zu sagen! Klar, denn Sie arbeiten als Pressere-
ferenten, in der Öffentlichkeitsarbeit oder als "Entscheider" für Ih-
re Heimat. Doch wie vermitteln Sie am besten Ihre Inhalte? Wie 
springen die Medien auf Ihre Bekundungen an? Und wie ticken 
Journalisten eigentlich? All das erfahren Sie in diesem Seminar. Für 
Sie wird es ab sofort kein Problem sein, mit der Presse zu agieren, 
denn mit diesem Kurs sind Sie auch in der Präsentation und Ihrer 
Rhetorik gewappnet und wissen, wie man sich, seine Schutzbefoh-
lenen und die Heimat in der Öffentlichkeit präsentiert.

Inhalt: Wie ticken Journalisten? Wie präsentiere ich am besten? 
Welche Situationen gibt es? Rhetorik, Tipps & Tricks
Referent: Maximilian von Rossek, Politikjournalist
Anmeldung: veranstaltungen@gemeindezeitung.de
Teilnahmegebühr: 145,- € zzgl. MwSt.� r

GZ Akademie GZ

Wir gratulieren

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Erwin Baumgartner  
84494 Neumarkt-St. Veith 

am 6.11.

Landrat Helmut Weiß   
91405 Neustadt a.d.Aisch- 

9.11.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin  
Irmgard Sauerer  
93179 Brennberg 

am 4.11.

Bürgermeisterin Dr. Birgit Kreß 
91459 Erlbach 

16.11.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Oberbürgermeister  

Dr. Dirk Vogel  
97688 Bad Kissingen 

am 5.11.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Alois Held  

86470 Thannhausen 
am 14.11.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.

Kommunaler Finanzausgleich 2023:

Neuerliches Spitzenergebnis
Obwohl die Haushaltslage des Freistaats weiter höchst ange-
spannt ist, konnten sich Staatsregierung und kommunale Spitzen-
verbände bei ihren Verhandlungen über den kommunalen Finanz- 
ausgleich 2023 auf ein neues deutliches Spitzenergebnis einigen. 
Insgesamt stellt der Freistaat Bayern im kommenden Jahr rund 
11,3 Mrd. Euro für seine Kommunen zur Verfügung. Damit wird 
das Vorjahresergebnis von 10,6 Mrd. Euro deutlich übertroffen.

Nach den Worten von Finanz- 
und Heimatminister Albert Füra-
cker bleibt der Freistaat „siche-
rer Anker für seine Kommunen“: 
Der kommunale Finanzausgleich 
2023 schaffe Stabilität, notwen-
dige Planungssicherheit und ei-
nen zusätzlichen Schub für 
wichtige Zukunftsinvestitionen. 
Dennoch stünden sowohl der 
Staatshaushalt als auch die kom-
munalen Haushalte weiterhin 
krisenbedingt unter sehr hohem 
Druck, betonte Füracker. Da-
her appelliere der Freistaat ge-
meinsam mit den kommunalen 
Spitzenverbänden an den Bund, 
dass auch dieser seiner Verant-
wortung gerecht wird und ei-
nen substanziellen Beitrag zur 
Bewältigung der aktuellen Her-
ausforderungen leistet. „So sind 
beispielsweise ein weiterer Aus-
gleich für die Mehraufwendun-
gen von Staat und Kommunen 
für Asylbewerber und Geflüch-
tete aus der Ukraine sowie ein 
Schutzschirm für die kommuna-
len Stadtwerke zur Absicherung 
der kommunalen Energieversor-
gung notwendig.“

Von einem „äußerst schlag-

kräftigen kommunalen Finanz-
ausgleich“ sprach Kommunal-
minister Joachim Herrmann. An-
gesichts der gravierenden, mit 
dem Ukraine-Krieg verbunde-
nen Unsicherheiten, dürfe das 
Ergebnis „durchaus erneut als 
Beweis gelten, dass die Baye-
rische Staatsregierung und die 
bayerischen Kommunen treue 
Partner sind und die Zusam-
menarbeit auch in diesen aktu-
ell schwierigen Zeiten verläss-
lich funktioniert“.

Neuer Höchststand bei  
Schlüsselzuweisungen

Unter anderem umfasst der 
kommunale Finanzausgleich 4,3 
Mrd. Euro an Schlüsselzuwei-
sungen – ein neuer Höchststand 
und eine Steigerung um 6,7 Pro-
zent gegenüber dem vergan-
genen Jahr. Der Ansatz für Be-
darfszuweisungen und Stabi-
lisierungshilfen wird 2023 auf 
dem Vorjahresniveau von 120 
Mio. Euro fortgeführt. Die-
se dienen der zielgenauen Un-
terstützung von besonders fi-
nanzschwachen und konsolidie-

rungswilligen Gemeinden.
Die allgemeinen Finanzzuwei-

sungen nach Art. 7 BayFAG für 
Aufgaben im übertragenen Wir-
kungskreis werden im Jahr 2023 
auf dem hohen Niveau von 850 
Mio. Euro fortgeführt.

Die Zuweisungen an die Be-
zirke betragen wie im Vorjahr 
706,5 Mio. Euro. 2023 profitie-
ren die Bezirke darüber hinaus 
von der Gewerbesteuerkom-
pensation, die der Freistaat den 
Gemeinden im vergangenen 
Jahr nochmals gewährt hat. Die-
se wird 2023 in die Bemessungs-
grundlage der Bezirksumlage 
einbezogen und stabilisiert da-
mit die Umlagegrundlagen. Da-
von profitieren auch die Land-
kreise bei der Kreisumlage.

Schwerpunkt  
kommunale Investitionen

Der Schwerpunkt wurde die-
ses Jahr erneut bei den kom-
munalen Investitionen gesetzt. 
Für den kommunalen Hochbau, 
insbesondere für den Bau von 
Schulen und Kindertagesein-
richtungen, steht wie im Vorjahr 
gut eine Milliarde Euro zur Ver-
fügung. Gleichzeitig verbleiben 
die Mittel für die Krankenhausfi-
nanzierung (643 Mio. Euro) und 
die Investitionspauschale (446 
Mio. Euro) auf dem hohen Vor-
jahresniveau.

Für die Härtefallförderung für 
den Bau von Abwasserentsor-
gungs- und Wasserversorgungs-
anlagen stehen im kommenden 
Jahr Mittel in Höhe von 150 Mio. 
Euro bereit. Dies bedeutet eine 
Anhebung des Haushaltsansat-
zes um rund 60 Mio. Euro bzw. 
66 Prozent. Von dieser Förderung 
profitieren vor allem kleinere Ge-
meinden im ländlichen Raum.

Für die Straßenausbaupau-
schalen, die der Staat den Ge-
meinden nach der Abschaffung 
der Straßenausbaubeiträge ge-
währt, stehen 2023 insgesamt 
115 Mio. Euro zur Verfügung. 
Damit können über den regulä-
ren Etat (85 Mio. Euro) hinaus 
weitere 30 Mio. Euro an die Ge-
meinden verteilt werden.

„Wir konnten einen tragfähi-
gen Kompromiss erzielen“, stell-
te Markus Pannermayr, Vorsit-
zender des Bayerischen Städte-
tags und diesjähriger Verhand-

lungsführer der kommunalen 
Spitzenverbände, fest. „Posi-
tiv hervorzuheben ist, dass die 
Schlüsselzuweisungen deut-
lich ansteigen. Das ist ein Bei-
trag zur Stabilisierung kommu-
naler Haushalte in Zeiten stei-
gender Ausgabeverpflichtun-
gen. Außerdem ist es gelungen, 
die Förderung für den Bau von 
Schulen und Kindertagesstätten 
auf hohem Niveau zu erhalten. 
Trotz dieses Ergebnisses stehen 
die Kommunen wegen der ab-
sehbaren Kostensteigerungen 
vor schwierigen Haushaltsbera-
tungen.“

Außergewöhnliche Umstände

Für Dr. Uwe Brandl, Präsident 
des Bayerischen Gemeindetags, 
ist das Ergebnis „den außer-
gewöhnlichen Umständen ge-
schuldet“ und könne nur des-
halb unter Berücksichtigung der 
erforderlichen Solidarität vom 
Bayerischen Gemeindetag mit-
getragen werden.

Sorge vor  
kommenden Rückgängen

„Staat und Kommunen eint 
die Freude über die heuer noch 
aufgewachsenen Steuereinnah-
men“, hob Thomas Karmasin, 
Präsident des Bayerischen Land-
kreistags, hervor. „Die Verhand-
lungen über deren Verteilung 
waren aber schon deutlich ge-
prägt von der Sorge vor kom-
menden Rückgängen. Unter die-
sen Voraussetzungen haben wir 
das Ergebnis mitgetragen.“

„Da die Bezirke überwiegend 
über Umlagen finanziert wer-
den, begrüßen wir die Erhö-
hung der Schlüsselzuweisun-
gen“, erklärte Franz Löffler, Prä-
sident des Bayerischen Bezirke-
tags. Dies stärke die Finanzen 
der Umlagezahler und auch die 
Umlagegrundlagen der Bezirke 
für 2024. Dennoch blickt Löffler 
mit Sorge in die nahe Zukunft: 
„Auch wenn die Umlagegrund-
lagen 2023 noch relativ sta-
bil sind, werden die Bezirke in 
den kommenden Jahren höhere 
staatliche Zuweisungen benöti-
gen. Nur so können sie ihre Auf-
gaben in der sozialen Daseins-
vorsorge weiterhin erfüllen, oh-
ne die Umlagezahler zu überfor-
dern. Denn eines ist klar: Auch 
in schwierigen Zeiten brauchen 
Pflegebedürftige und Menschen 
mit Behinderungen unsere Un-
terstützung und dürfen nicht 
hinten runterfallen.“ � DK

Gegen Ausverkauf  
sensibler Infrastruktur

Kabinett: Bayern bekennt sich  
zu Beteiligungen an Infrastruktureinrichtungen 

Infrastrukturen sind die Grundvoraussetzung für das Funktionie-
ren von Staat und Gesellschaft und die Lebensadern der Wirt-
schaft. Die Sicherstellung und Aufrechterhaltung insbesondere 
der sensiblen Infrastrukturen ist daher eine Kernaufgabe staat-
licher, aber auch unternehmerischer Sicherheitsvorsorge. Die 
wirtschaftlichen Auswirkungen des Ukrainekriegs und die Ener-
giekrise führen zu einer erhöhten Gefahr des Ausverkaufs der 
bayerischen und deutschen Wirtschaft. 

Die Bayerische Staatsregierung 
bekennt sich klar zur Beteiligung 
des Freistaats an seinen eige-
nen Infrastruktureinrichtungen. 
Sie bilden das Rückgrat der bay-
erischen Wirtschaft und sind ein 
entscheidender Standortfaktor. 
Die Beteiligungen an den Flugha-

fenbetreibergesellschaften, den 
Häfen und den Messen dürfen 
daher aus verkehrs-, wirtschafts- 
und sicherheitspolitischer Sicht 
nicht in die Hände von Investoren 
außerhalb der EU geraten:

a) Unsere Flughäfen München 
und Nürnberg stellen die natio-
nale und internationale Luftver-
kehrsanbindung sicher und ge-
währleisten nicht nur die Mo-
bilität der Bürgerinnen und 
Bürger, sondern auch die Ver-
sorgung von Menschen und Un-
ternehmen mit Lebensmitteln, 
Gütern und Rohstoffen.

b) Die Bayerische Landesha-
fenverwaltung mit ihren sechs 
Binnenhäfen stellt notwendige 
Infrastruktur für die Verkehrs- 
träger Schiff, Bahn und Lkw be-
reit. Damit schafft der Freistaat 
auch die infrastrukturellen und 
organisatorischen Vorausset-
zungen für die gewünschte Ver-
kehrsverlagerung auf Binnen-
schiff und Bahn.

c) Mit der Beteiligung an der 
Messe München GmbH und der 
NürnbergMesse GmbH schafft 
der Freistaat Bayern positive 
Rahmenbedingungen für den 
Wirtschaftsstandort Bayern und 
bietet der exportorientierten 
bayerischen Wirtschaft eine at-
traktive Plattform zur Produkt-
präsentation und zum Informa-
tionsaustausch. 

Der Ministerrat hat bereits 
2018 und 2019 im Hinblick auf 
den Digitalfunk BOS Weitsicht 
bewiesen, indem er beschlossen 
hat, das Digitalfunknetz in die 
eigene Netzhoheit zu überfüh-
ren und eine 72-Stunden Not-
stromversorgung aufzubauen. 
Nur so können die hohen Anfor-
derungen an Ausfallsicherheit 
und Wirtschaftlichkeit erfüllt 
werden.� Dr. Anton Preis

Deutscher Landkreistag:

Die Krankenhäuser müssen 
schnell stabilisiert werden

Der Deutsche Landkreistag fordert die Bundesregierung auf, die 
Krankenhäuser dringend finanziell zu stabilisieren. Präsident 
Landrat Reinhard Sager sagte: „Die finanzielle Lage vieler Kran-
kenhäuser ist beunruhigend und spitzt sich weiter zu. Auf Bundes- 
ebene müssen umgehend die notwendigen Maßnahmen ergrif-
fen werden, um die Kliniken über die derzeitigen Krisen hinweg 
in die nächsten Jahre zu führen.“ Insbesondere seien die Kranken-
häuser massiv von Kostensteigerungen betroffen, die drastischen 
Energiepreise kämen noch hinzu.

Die Landkreise seien einer der 
wichtigsten Träger von Kranken-
häusern gerade der Grund- und 
Regelversorgung, so der DLT-Prä-
sident weiter. „Sie haben auch 
den Sicherstellungsauftrag für 
die stationäre medizinische Ver-
sorgung. Viele Krankenhäuser 
in kommunaler Trägerschaft be-
finden sich in extremer Schie-
flage. Sie können auch unter  
maximaler Ausschöpfung von 
Kostensenkungspotenzialen die 
Preissteigerungen nicht bezah-
len.“ Der Bund müsse in dieser 
dramatischen Situation wirksam 
gegensteuern.

„Den Ankündigungen des 
Bundesgesundheitsministers 
sind bislang keine Taten gefolgt. 
Wenn der Bund aber nicht kurz-
fristig für einen Ausgleich der 
Inflations- und Energiekosten 
durch einen kostendeckenden 
Aufschlag auf die Fallpauschalen 

sorgt, könnten bald erste Kran-
kenhäuser nicht mehr zahlungs-
fähig sein. Das kann niemand 
ernsthaft in Kauf nehmen.“

Für die wohnortnahe Versor-
gung wäre das überdies fatal: 
„Nach einer aktuellen Umfra-
ge der Deutschen Krankenhaus-
gesellschaft erachten 85 Prozent 
der Menschen eine Fahrzeit von 
maximal 30 Minuten zum nächst-
gelegenen Krankenhaus als noch 
akzeptabel. Dafür ist gerade das 
flächendeckende Netz der Kran-
kenhäuser in ländlichen Räumen 
entscheidend“, so Sager. Die Kon-
zentration von Häusern in Bal-
lungsräumen oder Großstädten 
sei strikt abzulehnen.

Zuletzt hatte auch der Bun-
desrat die Bundesregierung auf-
gefordert, Krankenhäuser und 
Pflegeeinrichtungen in der Ener-
giepreiskrise kurzfristig zu un-
terstützen. � r

Oktober-Ausgabe 2022 von „Bayern in Zahlen“:

Die Rolle der Statistischen  
Landesämter im europäischen 

Gesetzgebungsprozess 
Die Oktober-Ausgabe 2022 von „Bayern in Zahlen“ beleuchtet 
Gremien im Europäischen Statistischen System und den Ge-
setzgebungsprozess aus Perspektive der Länder

Die amtliche Statistik in Bayern und bundesweit wird durch 
die Europäische Union beeinflusst. Die einzelstaatlichen Stel-
len für die amtliche Statistik und Eurostat arbeiten im Europä-
ischen Statistischen System in verschiedenen Gremien zusam-
men. Die Länder – so auch Bayern – können ihre Anliegen bei 
der Gesetzgebung auf Unionsebene im Rahmen ihrer Kompe-
tenzen geltend machen: Dies geschieht regelmäßig durch Stel-
lungnahmen des Bundesrates und durch Beauftragte des Bun-
desrates, die an den Beratungen in Brüssel als Teil der deut-
schen Delegation mitwirken. Dem förmlichen Gesetzgebungs-
verfahren geht in der amtlichen Statistik stets die fachliche 
Diskussion der Entwürfe von Eurostat im Europäischen Statis-
tischen Systemvoraus. Ebenso wirken hier die Länder durch die 
statistischen Landesämter – also auch dem Bayerischen Lan-
desamt für Statistik – mit. 

Ein Beitrag der Oktober-Ausgabe 2022 von „Bayern in Zah-
len“ beleuchtet aus Länderperspektive die Gremienzusammen-
arbeit im Europäischen Statistischen System sowie den europä-
ischen Gesetzgebungsprozess im Bereich Statistik.� r

http://www.bayerisches-infrastrukturforum.de
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die Kapazitätsengpässe in 
der Bauwirtschaft, stark stei-
gende Baukosten und die Un-
sicherheiten über die weite-
re wirtschaftliche Entwicklung 
aufgrund des russischen An-
griffskriegs gegen die Ukrai-
ne verursachen, dass dringend 
benötigte kommunale Investi-
tionen nicht im erforderlichen 
Umfang umgesetzt werden 
können. Die Folge daraus sind 
real sinkende Investitionen. 
Diese aktuellen Rahmenbedin-
gungen sorgen schon jetzt für eine massive Ver-
schärfung der kommunalen Finanzlage.

In Bayern sorgt die Bayerische Staatsregie-
rung insbesondere über den Kommunalen Fi-
nanzausgleich für die finanzielle Stabilität der 
Kommunen. Die KPV hat im diesjährigen Vorge-
spräch zum Kommunalen Finanzausgleich 2023 

ihre Forderungen mit Nachdruck und im Interes-
se aller kommunalen Ebenen in die Verhandlun-
gen mit den Staatsministerien eingebracht. 

So hat sich die KPV dafür eingesetzt, dass das 
Volumen der Schlüsselzuweisungen im Jahr 2023 
erhöht wird, da dies insbesondere in Krisenzei-
ten kleinere und finanzschwächere Kommunen 
stärkt. Ebenso dringend werden – aus Sicht der 
KPV – weitere Mittel von rund 1 Mrd. Euro für 
den kommunalen Hochbau – z. B. für den Bau 

von Kindergärten und Schu-
len – benötigt. Gerade kleine-
re Kommunen im ländliche-
ren Raum brauchen im Jahr 
2023 stärkere finanzielle Un-
terstützung über die Härtefall-
förderung für den Bau von Ab-
wasserentsorgungs- und Was- 
serversorgungsanlagen. Mit 
diesen Forderungen konnten 
wir im Vorgespräch Verhand-
lungserfolge erzielen. 

So werden die Schlüsselzu-
weisungen um 267 Mio. Euro 
(+6,7 Prozent) auf 4,27 Mrd. Eu-
ro erhöht. Auch steigen die Mit-
tel für den kommunalen Hoch-

bau um 350,4 Mio. Euro (+53,9 Prozent) auf rund 
1 Mrd. Euro, ebenso wie die geforderte Härte-
fallförderung um 59,75 Mio. Euro (+66,2 Pro-
zent) auf 150 Mio. Euro. 

Die KPV hat in den Verhandlungen ebenso 
deutlich gemacht, dass die staatliche Entnah-
me aus dem allgemeinen Steuerverbund in Höhe 
von 410,3 Mio. Euro, wie im Jahr 2022, in Zukunft 
keine Zustimmung der KPV finden wird. Diese 
Forderung ist aus Sicht der KPV noch nicht ab-
schließend geklärt und hier konnte nur ein Teil- 
erfolg in den Vorgesprächen erzielt werden. So 
werden für den Finanzausgleich 2023 Staatsmit-
tel in Höhe von 94 Mio. Euro für den Art. 10 Bay-
FAG zur Verfügung gestellt. 

So kann abschließend festgehalten werden, 
dass die gesamten Finanzleistungen der Baye- 
rischen Staatsregierung über den Kommuna-
len Finanzausgleich 2023 in der Summe um 765 
Mio. Euro (+7,2 Prozent) steigen. Das ist eine gu-
te Nachricht in herausfordernden Zeiten für un-
sere bayerischen Kommunen. 

Mit kommunalpolitischen Grüßen

GZ KOLUMNE
Stefan Rößle

KPV: Der Kommunale 
Finanzausgleich 2023

Liebe Leserinnen
und Leser,

Ihr Stefan Rößle
Landesvorsitzender der KPV Bayern
Landrat des Landkreises Donau-Ries

» … weil alle Bürgerinnen
und Bürger tagtäglich mit den
Entscheidungen kommunaler 
Politi k konfronti ert sind. «
Eric Beißwenger, MdL
Stellvertretender Vorsitzender des 
Ausschusses für Umwelt und Verbraucherschutz 
im Bayerischen Landtag

Ich lese die GZ
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Fachkongress in Nürnberg:

„Gute Pflege. Daheim in Bayern“
Mit „Strategien zur Stärkung bedarfsorientierter Pflegestruktu-
ren“ befasste sich ein von Bayerns Gesundheits- und Pflegemi-
nister Klaus Holetschek veranstalteter Fachkongress in der Nürn-
bergMesse. Im Mittelpunkt stand die Verabschiedung des vom 
Gesundheitsministerium gemeinsam mit Bayerischem Gemein-
de-, Städte-, Landkreis- und Bezirketag, und der Arbeitsgemein-
schaft der Pflegekassenverbände in Bayern erarbeiteten Strate-
giepapiers „Gute Pflege. Daheim in Bayern“.

Wie Holetschek erläuterte, 
„ist es unser Ziel, angemesse-
ne, bedarfsorientierte und wirt-
schaftliche Sorge- und Pflege-
strukturen zu schaffen. Dazu 
zählen Angebote und struktu-
relle Maßnahmen, die den Pfle-
geberuf attraktiver machen. 
Ein weiterer Punkt ist die Stär-
kung der häuslichen Pflege, in-
dem bedarfsgerechte Struktu-
ren zur Unterstützung der Pfle-
gebedürftigen und ihrer pfle-
genden Angehörigen geschaffen 
werden.“

Ständig steigende Zahl 
Pflegebedürftiger

Vor dem Hintergrund einer 
stetig steigenden Zahl an Pflege-
bedürftigen, einem sich gleich-
zeitig abzeichnenden zunehmen-
den Mangel an Pflegekräften 
und einer erwartbaren sinken-
den Anzahl pflegender Angehö-
riger „müssen wir uns deshalb 
jetzt noch stärker den demogra-
fischen Herausforderungen stel-
len und die Versorgungsstruktu-
ren im Freistaat anpassen. Die 
Lösung dieser Mammutaufga-
be kann nur gemeinsam mit den 
Kommunen gelingen.“

Löffler: Ambulante Versorgung 
durch Angehörige

Rund 80 Prozent der Pflege-
bedürftigen werden laut Franz 
Löffler, Präsident des Bayeri-

schen Bezirketags, zu Hause ge-
pflegt. Dort werde ein großer An-
teil der ambulanten Versorgungs-
leistungen von Angehörigen und 
dem näheren sozialen Umfeld 
geschultert. Daher finde er den 
in dem Strategiepapier enthalte-
nen Ansatz richtig und wichtig, 
insbesondere die Hilfen im Vor-
feld der Pflege auszubauen. Die-
se müssten mit bereits bestehen-
den Angeboten wie zum Beispiel 
den Pflegestützpunkten eng ver-
netzt werden, damit sie sich ge-
genseitig ergänzen.

Karmasin: Grundlegende 
Reform der Pflege

Thomas Karmasin, Präsident 
des Bayerischen Landkreis-
tags, forderte eine grundlegen-
de Reform der Pflege, eine Ent-
lastung der Langzeitpflege und 
eine Stärkung der Pflege da-
heim durch so genannte sorgen-
de Gemeinschaften. Dieser Mix 
aus professionellen Kräften, An- 
und Zugehörigen sowie zivilge-
sellschaftlich Engagierten werde 
von den bayerischen Landkrei-
sen gefördert. Der Aufbau von 
Sorgestrukturen auf Gemeinde-
ebene könne nur im Zusammen-
wirken von Freistaat, Kommu-
nen und Kassen gelingen.

Pannermayr: Gemeinsames 
Positionspapier

„Die bayerischen Kommunen 

wissen, wie wichtig das The-
ma Pflege vor Ort ist und ha-
ben hierzu bereits zahlreiche, 
wertvolle Initiativen ins Leben 
gerufen“, erklärte Markus Pan-
nermayr, Vorsitzender des Bay-
erischen Städtetags. Das ge-
meinsam verabschiedete Positi-
onspapier mache deutlich, dass 
die enormen Herausforderun-
gen im Bereich Pflege nur ge-
meinsam gemeistert werden 
können. „Wir als Bayerischer 
Städtetag bringen uns gerne 
konstruktiv in den weiteren Di-
alog ein.“

Brandl: Multimodale Ansätze

„Pflege- und Betreuungskräf-
te sind in einer Zeit zunehmen-
der Hilfs- und Unterstützungs-
bedürftiger notwendiger denn 
je. Wir werden es aber realis-
tisch nicht schaffen, die Her-
ausforderungen mit den aktu-
ellen Strukturen zu bewältigen“, 
stellte Dr. Uwe Brandl, Präsident 
des Bayerischen Gemeindetags, 
klar. Benötigt würden neue mul-
timodale Ansätze, die ein Netz-
werken von Spezialisten, Hilfs-
kräften und Ehrenamt verzah-
nen und der älter werdenden 
Gesellschaft möglichst lange ein 
selbstbestimmtes Leben in ge-
wohnter Umgebung ermögli-
chen. Da, wo es noch funktionie-
rende Familienbetreuung gibt, 
brauche es Unterstützungsan-
gebote, um Überbelastungen 
zu vermeiden. Um neue Struk-
turen zu schaffen, sei eine ge-
zielte und vorausschauende 
Planung und Entwicklung not-
wendig. Auch wenn den kreis- 
angehörigen Kommunen keine 
unmittelbaren Regelungskom-
petenzen zukommen, gehe es 
um die Menschen, die in unse-
ren Kommunen leben und alt 
werden. „Es ist eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe, die es 
kreativ anzugehen gilt. Da sind 
wir gerne dabei.“

Aus Sicht von Dr. Irmgard Stip-
pler, Vorsitzende des Vorstan-
des der AOK Bayern für die AR-
GE der Pflegekassenverbände in 
Bayern, kann gute Pflege nur ge-
lingen, wenn die Besonderhei-
ten vor Ort berücksichtigt wer-
den. Dabei nähmen die Kommu-
nen als Experten für ihre Regi-
on eine entscheidende Rolle ein, 
für die die Kranken- und Pflege-
kassen ein verlässlicher Partner 
mit fachkundiger Pflegeexper-
tise sind. Das gemeinsam erar-
beitete Strategiepapier sei „eine 
wertvolle Orientierungshilfe so-
wie wichtiger Wegweiser für un-
ser Handeln in der Pflegebera-
tung, Gesundheitsförderung und 
der aktiven Gestaltung pflegeori-
entierter Sorgestrukturen“. � DK

Bürgerpreis 2022 des Bayerischen Landtags:

Bühne frei für das Leben!
Für ihr ehrenamtliches Engagement in Kunst und Kultur hat 
Landtagspräsidentin Ilse Aigner vier ehrenamtliche Projek-
te mit dem Bürgerpreis 2022 des Bayerischen Landtags ausge-
zeichnet. Dazu zählen der „Oh Happy Day Chor“ aus Dachau, 
Fürstenfeldbruck und München, das Kulturzentrum Hof „Alte 
Filzfabrik“, das Projekt „Inklusive Medienbildung für Burgen 
und Museen“ des Medienzentrums Regensburger Land und 
die Initiative „Kultur für Miteinander im Dorf“ der Vereinsge-
meinschaft Wargolshausen. Der Wettbewerb stand heuer un-
ter dem Motto „Bühne frei für das Leben!“

Der Inklusions-Chor „Oh hap-
py Day“ hat es sich zur Aufga-
be gemacht, Menschen mit Be-
hinderung Singen und Freude 
an der Musik zu ermöglichen. 
Gemeinsam singen 60 bis 70 Er-
wachsene und Kinder mit und 
ohne Beeinträchtigung. Szeni-
sche und tänzerische Elemente 
sowie eine Percussion-Gruppe 
ergänzen das Programm.

Schmelztiegel und Treffpunkt

Mit seiner alten Lagerhalle 
bietet das Kulturzentrum „Alte 

Filzfabrik“ einen Veranstaltungs-
ort für Musik, Schauspiel und 
Kunst als Schmelztiegel und Treff-
punkt der unterschiedlichsten 
Szenen der Region. In selbst um-
gebauten Schifffahrtscontainern 
entstanden Bandproberäume, 
Ateliers, Bühne und Bar. 

Ehrenamtliches Engagement

Etwa 25 junge Menschen im 
Alter von 18 bis Ende 30 enga-
gieren sich ehrenamtlich für 
das Kulturzentrum. Ziel des Pro-
jekts „Inklusive Medienbildung 

für Burgen und Museen“ ist die 
Bereitstellung von Teilhabe an 
Kunst und Kultur für Menschen 
mit Behinderung oder Migrati-
onshintergrund, die durch feh-
lende barrierefreie Kommunika-
tionsstrukturen in Museen oft-
mals erschwert ist. So wurden 
z.B. Filme zur Erkundung von
Burgen und vom Kunstforum
Ostdeutsche Galerie im Land-
kreis Regensburg mit Gebärden-
sprache und Texten in leichter
Sprache produziert. 

Miteinander im Dorf

Das Projekt „Kultur für Mitein- 
ander im Dorf“ ist eine aktive 
Vereinsgemeinschaft aus meh-
reren Vereinen, die durch kul-
turelle Angebote ein lebendi-
ges Miteinander im Dorf sichern 
und mit verschiedenen Projek-
ten generationsübergreifenden 
Zusammenhalt herstellen. Es 
finden beispielsweise Brauch-
tumsfeste, Konzerte und zwei-
mal jährlich ein kabarettistischer 
Frühschoppen mit prominenten 
Überraschungsgästen statt. � DK

Investitionskostenprogramm 
„PflegesoNah“ schreitet voran

Bayerns Pflegeminister Holetschek übergab Förderbescheid 
an Landkreis Ostallgäu für Senioren- und Pflegeheim in Waal
Das Bayerische Investitionskostenprogramm „PflegesoNah“ 
schreitet weiter gut voran. Darauf hat Bayerns Gesundheits- und 
Pflegeminister Klaus Holetschek in Augsburg anlässlich der Über-
gabe eines Förderbescheides an den Landkreis Ostallgäu für das 
Senioren- und Pflegeheim in Waal hingewiesen. Holetschek be-
tonte: „Im Rahmen des bayerischen Investitionskostenförderpro-
gramms ‚PflegesoNah‘ (Förderung der pflegerischen Versorgung 
im sozialen Nahraum) unterstützen wir verschiedene bauliche 
Maßnahmen im Senioren- und Pflegeheim im schwäbischen 
Waal mit rund fünf Millionen Euro. Ich freue mich sehr, dass da-
durch insgesamt 75 Pflegeplätze und acht Kurzzeitpflegeplätze 
neu entstehen beziehungsweise modernisiert werden.“

Im ersten Bauabschnitt ent-
stehen 50 geförderte Pflegeplät-
ze neu. Der zweite Bauabschnitt 
umfasst die Sanierung des Be-
stands. Dabei werden 25 Pfle-
geplätze und acht Kurzzeitpfle-
geplätze modernisiert. Der dritte 
Bauabschnitt bringt einen Kiosk, 
eine Cafeteria mit Terrasse sowie 
Verwaltungs- und Therapieräu-
me.Dadurch öffnet sich das Pro-
jekt in den sozialen Nahraum von 
Waal. Es bietet Leistungen an, 
die auch Pflegebedürftigen zugu-
tekommen, die nicht in der Ein-
richtung leben. Der Minister er-
läuterte: „Diese Öffnung in den 
sozialen Nahraum ermöglicht 
es Pflegebedürftigen, möglichst 
lange in vertrauter Umgebung 
zu bleiben.“ Auch die speziellen 
Bedürfnisse Demenzerkrankter 
und Sehbehinderter finden Be-
rücksichtigung.

Der Minister hält das Thema 
Pflege für eines der brennends-
ten. Deshalb gelte es, die Pflege- 
infrastruktur weiter zu stärken 
und noch mehr Geld zu investie-
ren. „Ich will Versorgungsstruk-
turen, die sich den Lebensver-
hältnissen der Menschen an-
passen, die modern sind und 
möglichst nah am bisherigen Le-
bensmittelpunkt.“

Holetschek zeigte sich den 
Kommunen gegenüber sehr 
dankbar dafür, dass man zu-

sammen mit vielen Akteuren 
an einem Strang ziehe und erst 
jüngst das Strategiepapier ‚Gu-
te Pflege. Daheim in Bayern.‘ 
beschlossen hat. Ein wichtiger 
Baustein hierbei sei das bayeri-
sche Förderprogramm ‚Pflege-
soNah‘. Entsprechend groß sei 
die Nachfrage. Für das Jahr 2022 
lagen dem Bayerischen Landes-
amt für Pflege (LfP) insgesamt 
93 Anträge mit einem mögli-
chen Fördervolumen von knapp 
204 Millionen Euro vor. Im Haus-
halt veranschlagt sind rund 79 
Millionen Euro. 

Die Umsetzung von „Pflegeso-
Nah“ liegt beim LfP. Damit sollen 
stationäre Pflege incl. Auswei-
tung in den sozialen Nahraum 
und häusliche Pflege wohnort-
nah gestärkt werden. Durch die 
staatlichen Gelder können Kurz-
zeit-, Tages- und Nachtpflege-
plätze, aber auch Dauerpflege-
plätze sowie Begegnungsstätten 
gefördert werden. Im ambulan-
ten Bereich können die ambu-
lant betreuten Wohngemein-
schaften eine Förderung erhal-
ten. 

Weitere Informationen rund 
um die Förderrichtlinie finden 
Interessierte im Internet unter 
www.stmgp.bayern.de/service/
foerderprogramme/pflegeso-
nah/ sowie unter www.pflege-
sonah.bayern.de.� r

https://www.gemeindezeitung.de/homepage/index.php/service/abo-newsletter
http://www.stmgp.bayern.de/service/foerderprogramme/pflegesonah/
http://www.stmgp.bayern.de/service/foerderprogramme/pflegesonah/
http://www.stmgp.bayern.de/service/foerderprogramme/pflegesonah/
http://www.pflegesonah.bayern.de
http://www.pflegesonah.bayern.de
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Vorfahrt ...
(Fortsetzung von Seite 1)
den sowie eine regionale und 
flächendeckende Gesundheits-
versorgung so gut wie möglich 
gewährleistet werden kann. Da-
bei wird die Forderung nach fi-
nanzieller Unterstützung durch 
den Bund, um die Liquidität der 
Kliniken rasch zu sichern oder 
abzupuffern, unterstützt. Be-
kenntnis auch zum Öffentlichen 
Dienst: „Das Berufsbeamten-
tum ohne Streik ist Garant ei-
nes handlungsfähigen Staates“, 
heißt es in der Resolution. Das 
Einstellungs- und Ausbildungs-
niveau soll bei der Bayerischen 
Landespolizei weiter von hoher 
Qualität bleiben. Der jährliche 
Stellenaufbau (500), der bisher 
nur bis 2025 geplant ist, soll bis 
2029 verlängert werden. Beför-
derungsstellen und Stellenhe-
bungen sind gezielt zu optimie-
ren, beispielsweise bei den Ins-
pektionsleitungen. Bei den Leh-
rern halten die Freien Wähler an 
der Verbeamtung fest und wür-
digen deren Leistung im Frei-
staat. Die geplante Anpassung 
der Besoldung von Grund- und 
Mittelschullehrern auf A13, ei-
ne langjährige Forderung der 
Partei, sei zeitnah schrittweise 
umzusetzen. Auch Förderlehrer, 
Fachlehrer und Lehrer im Ange-
stellten-Verhältnis müssten ei-
ne finanzielle Verbesserung er-
halten, um genügend gute und 
motivierte Kräfte zu bekommen 
und zu halten. Auch sei das Ab-
standsgebot bei Schulleitern zu 
wahren. � DK

(Fortsetzung von Seite 1)
Angriffen verteidigt werden. Die 
Bundesregierung sei aufgefor-
dert, schnellstmöglich die ge-
setzlichen Grundlagen für einen 
besseren Schutz zu schaffen. 
Dazu zählten umfassendere Be-
fugnisse für die Sicherheitsbe-
hörden, eine angemessene per-
sonelle Ausstattung und Aus-
rüstung sowie eine Ausweitung 
strafbewehrten Verhaltens, das 
auch Vorbereitungshandlungen 
umfasst, etwa bei verfassungs-
feindlicher Sabotage. „Entschei-
dend ist dabei: Wir dürfen wich-
tige Infrastruktureinrichtungen 
nicht in die Hände außereuro-
päischer Staaten gehen lassen.“

Keine neue Bürokratie

Das einst auch von der CSU 
mitverhandelte und ab 2023 
gültige Lieferkettengesetz darf 
laut Leitantrag nicht in Kraft tre-
ten, ebenso wenig darf es eine 
„neue Bürokratie bei der Um-
setzung der Arbeitszeiterfas-

(Fortsetzung von Seite 1)
perten, informierte Hopp. Bis-
lang verzeichne man rund 1.000 
Eingaben, die sich schwerpunkt-
mäßig mit den Themen Büro-
kratieabbau, Allgemeine Dienst-
pflicht, Ablehnung der Gen-
der-Sprache und Eigenverant-
wortung beschäftigen.

Bei der Erstellung einer mög-
lichst übersichtlichen Pro-
grammstruktur bilden die Leit-
linien „Unsere Werte“, „Unser 
Auftrag“, „Unsere Themen“ und 
„Unser neues Miteinander“ das 
inhaltliche Gerüst. Dabei steht 
für die CSU „Das christliche 
Menschenbild“ ebenso im Vor-
dergrund wie „Sozialer Zusam-
menhalt und soziale Gerechtig-
keit“ sowie der „Zusammenhalt 
in Bayern, Deutschland und Eu-
ropa“.

Miteinander  
für starke Familien

Das Miteinander für starke 
Familien, glückliche Kinder, ei-
ne chancenreiche Jugend und 
aktive Senioren ist ebenso Be-
standteil des thematischen Ka-
pitels wie das Miteinander für 
exzellente Bildung, ausgezeich-
nete Forschung und vielfältige 
Kultur. Hinzu kommen die The-
menfelder leistungsfähige Wirt-
schaft und solide Finanzen, mo-
derne Infrastruktur, zukunftsfä-
hige Mobilität und schnelle Di-
gitalisierung, eine lebenswerte 
Umwelt, sauberes Klima und si-
chere Energie, sowie gute Arbeit 
und partnerschaftlicher Sozial-
staat.

Für ein leistungsfähiges  
Gesundheitssystem

Darüber hinaus liegt der Fo-
kus auf dem Miteinander für 
ein leistungsfähiges Gesund-
heitssystem und würdige Pfle-
ge, einer nachhaltigen Landwirt-
schaft und gesunden Ernährung, 
einem starken Ehrenamt und 
dem bayerischen Brauchtum, 
einem effizienten Rechtsstaat 
und einer wehrhaften Demo-
kratie, einer robusten Sicherheit 
und Verteidigung sowie einem 
Miteinander für ein bürgerna-
hes Europa und eine vertrau-
ensvolle internationale Partner-
schaft. Kurzum: „Wir gestalten 
das Miteinander von Stadt und 
Land, von Wachstum und so-
zialer Gerechtigkeit, von Wirt-
schaft, Landwirtschaft, und Um-
welt-, Klima- und Verbraucher-
schutz, von Eigenverantwortung 
und staatlicher Verantwor-
tung als bayerische Volkspar-
tei mit bundes- und europapo-
litischem Anspruch“, hob Hopp 
hervor. Letztlich soll sich das po-
litische Handeln auf allen Ebe-
nen und in allen Gremien, in de-
nen CSU-Mitglieder (m/w/d) ak-
tiv sind, an diesen Grundprinzi-
pien orientieren und damit eine 
berechenbare Größe für Wähle-
rinnen und Wähler bleiben – im 
Gegensatz zur Ampelregierung 
und deren vor der Bundestags-

sung“, eine Vermögensabga-
be und Dieselfahrverbote ge-
ben. Die Einführung des Bürger-
geldes sieht die CSU als großen 
Fehler an: „Es ist ungerecht, weil 
es die Balance von Leistung und 
Solidarität aufkündigt.“ Viel-
mehr brauche es eine Senkung 
der Unternehmenssteuern.

Schlimmste Folgen  
durch die Energiekrise

„Die Ampel-Regierung redet 
die Folgen der Energiekrise für 
Industrie, Handwerk und Mit-
telstand klein. Sie handelt zu 
spät und tut zu wenig“, stellt die 
CSU klar. „Deshalb geht Bayern 
voran, um unsere Wirtschaft 
vor den schlimmsten Folgen 
der Krise zu schützen. Der Frei-
staat hilft mit bis zu 1,5 Milliar-
den: 500 Millionen Euro Darle-
hen und Bürgschaften für den 
Mittelstand und 500 Millionen 
Euro für den bayerischen Ener-
gie-Härtefallfonds. Wenn not-
wendig, werden wir den Här-
tefallfonds auf 1 Milliarde Eu-
ro weiter aufstocken. So wol-
len wir Insolvenzen verhindern 
und Vereine, Pflege- oder sozi-
ale Einrichtungen unterstützen. 
Dort, wo wir selbst helfen kön-
nen, helfen wir. Wir schützen 
unsere Wirtschaft, wir schützen 
unsere Arbeitsplätze und wir 
schützen unseren Wohlstand. 
Wir lassen in der Not nieman-
den allein.“

Kein Gendern in öffentlicher 
Verwaltung und ÖRR

Im Rahmen der allgemeinen 
Antragsberatung gab es un-
ter anderem eine mehrheitli-
che Zustimmung für den Antrag 
der Frauen Union Bayern „Erhö-
hung des Kindergeldes und Kin-
derfreibetrags aufgrund der In-
flation, steigender Lebensmit-
tel- und Energiepreise“, sowie 
die Anträge „Kein Gendern in 
der öffentlichen Verwaltung 
und im Öffentlich-Rechtlichen 
Rundfunk“, „Wasser ist Leben – 
für einen naturnahen Umgang 
mit Regenwasser“, Digitale Teil-
habe für Senioren und Seniorin-
nen in Senioren- und Pflegehei-
men“ und „Wiedereinführung 
der Sanktionsmöglichkeiten in 
der Grundsicherung“. Abgelehnt 
wurde hingegen der FU-Antrag 
„Einzahlung aller Bürgerinnen 
und Bürger in ihrem Arbeitsle-
ben in die Altersversorgung, um 
deren Finanzierung gerecht zu 
gestalten“. Überwiesen an die 
CSU-Landtagsfraktion bzw. Lan-
desgruppe im Deutschen Bun-
destag wurden u.a. die Anträge 
„Sicherstellung der Hausärzte 
auf dem Land“, „Erhöhung der 
Entfernungspauschale ab dem 

1. Kilometer für die Hin- und 
Rückfahrt zur Arbeit“, und „Ver-
schwendung verhindern - Ver-
nichtung von Neuwaren durch 
große Versandhäuser effektiv 
bestrafen!“

Berichte aus den Foren Au-
ßen- und Sicherheitspolitik (Flo-
rian Hahn, MdB), Energie (Dr. 
Anja Weisgerber, MdB), Fami-
lie und Soziales (Ulrike Scharf, 
MdL) sowie Schule und Bildung 
(Prof. Dr. Gerhard Waschler, 
MdL) standen ebenso auf der 
Agenda wie Erläuterungen zum 
Grundsatzprogramm durch die 
Vorsitzenden der CSU-Grund-
satzkommission, Dr. Anja Weis-
gerber und Dr. Gerhard Hopp. 
Im Gespräch mit Manfred We-
ber, (Vorsitzender der EVP und 
EVP-Fraktion), Prof. Dr. Ange-
lika Niebler (Vorsitzende der 
CSU-Europagruppe), Alexan-
der Dobrindt (Vorsitzender der 
CSU im Bundestag) und Tho-
mas Kreuzer (Vorsitzender der 
CSU-Landtagsfraktion) erfuhren 
die Delegierten schließlich „Ak-
tuelles aus den Parlamenten“.

Weniger Verbote,  
Gängelung und Umerziehung

In seinem Grußwort stell-
te der CDU-Parteivorsitzende 
Friedrich Merz fest: „Deutsch-
land kann mehr, als diese Bun-
desregierung zulässt.“ Wenn es 
darum gehe, dem Klimawan-
del und der Energiekrise zu be-
gegnen, seien weniger „Verbo-
te, Gängelung und Umerzie-
hung“ erforderlich. Auch müs-
se jede Technologie erprobt und 
ernst genommen werden, die in 
der Lage sein könnte, diese Pro-
bleme der Menschheit zu lösen. 
Als Beispiele nannte Merz die 
Weiterentwicklung der Fusions-
energie und das Potenzial von 
Erdgasförderung in Deutsch-
land. Es sei nicht die Stunde der 
Ideologen, sondern die Stunde 
der Ingenieure.

Auch in allen anderen Politik-
feldern versage die Ampel, stell-
te der CDU-Chef fest. Als Beispie-
le nannte er die Migrations-, die 
Wirtschafts- sowie die Gesund-
heits- und Drogenpolitik. Die Ein-
führung des Bürgergeldes nann-
te Merz eine „einzige Traumabe-
wältigung der SPD“, weil sie 2005 
mit der Hartz-IV-Reform ein-
mal in ihrer Geschichte das Rich-
tige getan habe. Niemand be-
streite, dass die Regelsätze an-
gesichts von Krise und Inflation 
angehoben werden müssten. Je-
doch gelte ein „Lohnabstandsge-
bot“: Wer arbeite, müsse mehr 
Geld verdienen als derjenige, 
der Transferleistungen beziehe, 
so Merz auch mit dem Hinweis  
auf den steigenden Fachkräfte-
mangel. � DK

wahl gemachten Versprechun-
gen.

Da die Kommunalpolitik sowie 
die ehren- und hauptamtlichen 
Mandatsträger laut KPV-Chef 
Stefan Rößle „eine tragende po-
litische Säule für die CSU und 
ihr neues Grundsatzprogramm“ 
sind, arbeitete die Kommunal-
politische Vereinigung der CSU 
folgende zehn kommunale Leit-
planken für das neue Grund-
satzprogramm mit eigenen For-
mulierungsvorschlägen für die 
Grundsatzkommission aus:

Formulierungsvorschläge 
für das neue  
Grundsatzprogramm

1. Die Kommunalpolitik ist die 
Stärke der CSU: Keine Partei in 
Bayern ist kommunalpolitisch 
so stark verwurzelt wie die CSU. 
Mit knapp 12.000 kommunalen 
Mandatsträgerinnen und Man-
datsträgern sorgen wir für die 
Umsetzung der Grundwerte der 
CSU und einer bürgernahen Po-
litik für die Menschen vor Ort.

2. Starke Kommunen sorgen 
für ein starkes Bayern: Die CSU 
ist die Partei der bayerischen 
Kommunen. An der Seite des 
Freistaats und der kommuna-
len Spitzenverbände setzen wir 
uns für gerechte Lösungen für 
alle kommunalpolitischen Ebe-
nen ein.

3. Kommunalpolitik sorgt für 
gleichwertige Lebensverhält-
nisse in Stadt und Land: Unse-
re Kommunalpolitikerinnen und 
Kommunalpolitiker setzen sich 
von Kempten bis Hof für gleich-
wertige Lebensverhältnisse in 
den ländlichen sowie städti-
schen Regionen Bayerns ein.

4. Kommunalpolitik ist Erhalt 
der bayerischen Vielfalt: Die 
Vielfalt in bayerischen Kommu-
nen ist einzigartig. Diese gilt es 
zu fördern durch die individuel-
le Unterstützung der Regionen, 
Bezirke, Landkreise und Städte 
sowie Gemeinden und Märkte.

5. Kommunalpolitik ist Un-
terstützung der Ehrenamtli-
chen: Wo sich Menschen eh-
renamtlich für ihre Heimat und 
das Gemeinwesen engagieren, 
entsteht Gemeinschaft. Die-
sen gemeinschaftlichen Zusam-
menhalt gilt es vor Ort in den 
Kommunen zu unterstützen und 
individuell zu fördern.

6. Kommunalpolitik ist Be-
wahrung der eigenen Heimat: 
Unsere ehren- und hauptamtli-
chen Politikerinnen und Politi-
ker unterstützen das Brauchtum 
und die Tradition vor Ort aktiv 
durch ihr politisches Handeln.

7. Zukunftsweisende und 
nachhaltige Investitionen für 
unsere bayerischen Kommunen: 
Bayern hat eine starke und leis-
tungsfähige Infrastruktur. Diese 
gilt es ziel- und zweckgebunden, 
gemeinsam mit den Menschen 
und der Politik vor Ort, zu stär-
ken und zu modernisieren.

8. In der Kommune daheim, in 
der Welt zu Hause: Die bayeri-
schen Städte, Gemeinden, Land-

kreise und Bezirke sind weit 
über ihre kommunalen Grenzen 
hinaus engagiert. Rund 1.000 
Kommunen pflegen Partner-
schaften mit anderen Kommu-
nen. Zahlreiche Kommunen leis-
ten mit Initiativen und Projekten 
auf der ganzen Welt kommunale 
Entwicklungszusammenarbeit.

9. Interkommunale Zusam-
menarbeit: Sie wird unter den 
bayerischen Kommunen bereits 
aktiv gelebt. Die interkommuna-
le Zusammenarbeit soll in Bay-
ern weiter gestärkt und ausge-
baut werden.

10. Starke und bürgerfreund-
liche Kommunalverwaltungen: 
Unsere Kommunen sind für die 
Bürger die ersten Ansprechpart-
ner. Die CSU steht für unbüro-
kratische und bürgerfreundli-
che Kommunalverwaltungen. 
Eine bürgernahe Kommunalpo-
litik hat dabei oberste Priorität.

Forderungen zum  
Kommunalen Finanzausgleich

Auch mit ihren Forderun-
gen zum Kommunalen Finanz- 
ausgleich 2023 habe sich die 
KPV mit Nachdruck in die Ver-
handlungen mit den Staatsmi-
nisterien eingebracht, erläuter-
te Stefan Rößle. Die zentralen 
KPV-Forderungen bezogen sich 
dabei auf starke Schlüsselzuwei-
sungen, die Förderung des kom-
munalen Hochbaus, die Ableh-
nung staatlicher Entnahmen zu 
Lasten der bayerischen Kommu-
nen sowie die Unterstützung für 
die kommunale Abwasser- und 
Wasserversorgung (siehe dazu 
GZ-Kolumne, Seite 3).

Unterstützung für den neuen 
Fachausschuss Große Städte

Stärker unterstützen und för-
dern will die KPV künftig auch 
die großen Städte im Freistaat 
mit einem neuen Fachausschuss 
unter der Leitung des Schwein-
furter Stadtrats Oliver Schulte. 
Sechs Jahre lang führte er zuvor 
bereits den CSU-Arbeitskreis 
„Große Städte in Bayern“.

Schulte zufolge bedarf es mit 
Blick auf städtische Strukturen 
eines engeren Austauschs der 
bayerischen Kommunen. Bei 
den anstehenden Wahlkämp-
fen gehe es um das „Sammeln 
und die Weiterleitung von In-
put“ an die CSU-Landeslei-
tung. „Ob das eine Kommune 
in Schweinfurt, Aschaffenburg, 
Bamberg oder München ist – 
wir müssen den Wahlkampf 
dort anders führen als im 
Berchtesgadener Land oder im 
Fränkischen Weinland“, mach-
te der Ausschussvorsitzende 
deutlich. Klar sei: „Wahlkämp-
fe werden auf dem Land ge-
wonnen, sie werden aber mitt-
lerweile auch in der Stadt ver-
loren. Deshalb müssen wir das 
städtische Potenzial besser aus-
schöpfen.“ Diese Aufgabe gelte 
es, im neuen Fachausschuss an-
haltend zu berücksichtigen und 
zu erörtern. � DK

Mit klarem Kurs ...

Preise der Bayerischen Landesstiftung:

Unermüdlich für das Gemeinwohl
Einen wichtigen Beitrag zur Lebensqualität im Freistaat leistet 
die Bayerische Landesstiftung. Anlässlich ihres 50-jährigen Beste-
hens überreichte der Leiter der Staatskanzlei und Staatsminister 
für Bundesangelegenheiten und Medien, Dr. Florian Herrmann, 
im Rahmen eines Festakts die Kultur-, Sozial- und Umweltprei-
se 2022. Die diesjährige Veranstaltung stand auch im Zeichen des 
Gedenkens an die verstorbene Vorstandsvorsitzende der Bayeri-
schen Landesstiftung, Landtagspräsidentin a. D. Barbara Stamm.

Mit dem Sozialpreis wurden 
die Musikschule Willkommen 
mit Musik e. V. in Würzburg, 
der Strohhalm e. V. in Regens-
burg – Verein zur Unterstützung 
Obdachloser und Hilfsbedürfti-
ger Menschen sowie die Initia-
tive zur Seniorenwohngemein-
schaft auf Schloss Künersberg 
im Landkreis Unterallgäu ausge-
zeichnet.

Vorzeigeprojekt  
für Integration durch Musik

Während die Musikschule 
Flüchtlinge mit musikpädagogi-
schen Angeboten bei der Inte- 
gration in Bayern unterstützt 

und damit ein Vorzeigepro-
jekt für Integration durch Mu-
sik mit Stahlkraft über die Gren-
zen Würzburgs hinaus schafft, 
organisiert „Der Strohhalm“ ei-
ne soziale Begegnungsstätte in 
Regensburg für täglich mehr als 
50 Obdachlose und Hilfsbedürf-
tige. Das Angebot reicht von Es-
sensausgaben bis zur Bewälti-
gung von Alltagsangelegenhei-
ten und ist eine wichtige Un-
terstützung für Menschen in 
Not. Die Initiative zur Senioren-
wohngemeinschaft schafft wie-
derum Wohnraum für Senio-
ren und zeichnet sich mit Blick 
auf die Pflegebedürftigkeit vor 
allem durch maßgeschneider-

te Wohnformen aus. Die Initiati-
ve geht maßgeblich auf privates 
Engagement, insbesondere die 
künftigen Bewohner und Ange-
hörige, zurück.

Bildung für  
nachhaltige Entwicklung

Über den Umweltpreis freu-
ten sich das Netzwerk „Bil-
dung für nachhaltige Entwick-
lung macht Schule“ der Staat-
lichen Schulämter in Stadt und 
Landkreis Passau, der Bund Na-
turschutz (Kreisgruppe Hof), so-
wie die pepper motion GmbH in 
Garching bei München.

Das Netzwerk hat sich zum 
Ziel gesetzt, Bildung für nach-
haltige Entwicklung zum kons-
titutiven Unterrichtsprinzip zu 
erheben. Schwerpunkte sind 
Umweltbildung, Globales Ler-
nen sowie Demokratiepädago-
gik. Das Projekt mit seinen 11 
Modellschulen ist bisher ein-
zigartig in Bayern. Die Kreis-
gruppe Hof des BN leistet mit 

dem Aufbau einer Flussperlmu-
schelaufzuchtstation in Hof ei-
nen großen Beitrag zum Arten-
schutz und wirkt dem erhebli-
chen Rückgang der Muschel in 
den letzten Jahrzehnten entge-
gen. Die pepper motion GmbH 
rüstet gebrauchte Nutzfahrzeu-
ge (Busse und Lkw) vom Diesel- 
zum E-Fahrzeug um.

Zugang zur Musik

Mit dem Kulturpreis wurden 
Prof. Dr. Daniel Mark Eberhard 
(Leiter des europaweit einzig-
artigen Masterstudiengangs an 
der Universität Eichstätt-Ingol-
stadt für „Inklusive Musikpä-
dagogik“), die Künstlerin Bea-
te Passow sowie die SZ-Redak-
teure Sebastian Beck und Hans 
Kratzer bedacht.

Ziel des Studiengangs „Inklu-

sive Musikpädagogik ist es, al-
len Menschen Zugang zur Mu-
sik bzw. zum Musizieren zu er-
öffnen. Daneben zeichnet sich 
Prof. Eberhard durch sein gro-
ßes ehrenamtliches Engage-
ment aus, zum Beispiel im Prä-
sidium des Bayerischen Musik- 
rats. Beate Passow setzt sich of-
fen und couragiert mit gesell-
schaftlichen Fragen auseinan-
der. Mit dem Projekt „Wunden 
der Erinnerung“, geht sie bei-
spielsweise Spuren des Zweiten 
Weltkriegs im heutigen Alltag 
nach. Ihre Werke werden nach 
wie vor in renommierten nati-
onalen wie internationalen Mu-
seen ausgestellt. 2018 wurde 
Passow mit dem bundesweit be-
achteten Gabriele-Münter-Preis 
ausgezeichnet. Sebastian Beck 
und Hans Kratzer nehmen in ih-
rem gemeinsamen Buch- und 

Ausstellungprojekt „Zeitlang“ 
den Leser auf eine faszinierende 
Reise durch ganz Bayern mit – 
vom gelebten Brauchtum bis zu 
malerischen Landschaften.

Mehr als 13.000 Projekte

Herrmann zufolge wurden 
seit der Stiftungsgründung 1972 
über 13.000 Projekte aus den 
Bereichen Kultur und Soziales 
mit mehr als 700 Millionen Eu-
ro unterstützt. Ob bei der För-
derung von Baumaßnahmen 
zur Instandsetzung von bedeu-
tenden Bau- und Kunstdenkmä-
lern oder wichtigen Projekte in 
der Alten- und Behindertenhil-
fe und Kinder- und Jugendhil-
fe: „Die Unterstützung kommt 
immer genau da an, wo sie ge-
braucht wird“, bekräftigte der 
Minister. � DK

Kommunale Leitplanken ...
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DAS PROBLEM  
WAR DAS MITEINANDER
IST DIE LÖSUNG.
Bauen Sie Barrieren ab – mit Angeboten zur Teilhabe für alle! Tipps und Beratung: barrierefrei.bayern.de

Dachauer Doppelhirn  
gegen Strominfarkt
In Sachen Blackout-Vermeidung (hoffentlich) alles Roger

In Dachau bei München arbeitet stromnetztechnisch gesehen das 
süddeutsch-bayerische Doppelhirn von Tennet und Bayernwerk. 
Im 24/7-Mehrschichtbetrieb sorgen die Mitarbeitenden von Ten-
net und Bayernwerk dafür, dass mit Hilfe hochsensibler Technik 
der benötigte Strom jederzeit und in erwarteter Qualität zur Ver-
fügung steht, unabhängig von Wetter, Jahreszeit, politischen Ver-
werfungen, Cyber-Angriffen, Stromerzeugungsschwankungen 
und geplanten oder ungeplanten Kraftwerksausfällen.

Optisch unscheinbar, dennoch 
bestmöglich als systemrelevante, 
kritische Infrastruktur mit Pan-
zerglas, Stacheldraht und High-
tech gesichert (deshalb Fotogra-
fieren Verboten) residiert die in-
tegrierte Netzsteuerungszentrale 
von Tennet und Bayernwerk auf 
zwei Ebenen am netztechnischen 
Traditionsstandort in Dachau. 

Schon der ehemalige regiona-
le Energieversorger Isar-Amper-
werke hatte dort jahrzehntelang 
seine Lastverteilung für das regi-
onale Übertragungsnetz. 

Heute residiert in Dachau die 
Schaltleitung für Süddeutsch-
land des deutschen Ablegers des 
holländischen Staatskonzerns 
Tennet und die Leitstelle der 
E.ON-Tochter Bayernwerk. Wie 
im Newsroom von CNN oder der 
BBC sitzen die Elektroingenieure 
auf zwei Ebenen vor den großen, 
gewölbten Flachbildschirmen 
und haben laufend alle Netzzu-
stände unter Kontrolle.

Tennet ist als einer der vier 
exklusiven, deutschen Über-
tragungsnetzbetreiber verant-
wortlich für den sicheren Strom-
fluss auf rund 24.500 System-Ki-
lometern 220.000 / 380.000 
Volt Höchstspannungsleitun-
gen und 320.000 / 525.000 Volt 
HGÜ (Hochspannungs-Gleich-

strom-Übertragung). Indirekt 
hängen daran rund 42 Millionen 
Kunden in den Niederlanden und 
Deutschland oder rund 13 Milli-
onen Bayern an rund 4.500 Kilo-
metern Höchstspannungsleitun-
gen. 

Wie in den Synapsen des Ner-
vensystems werden in Dachau 
die nationalen Stromversor-
gungsflüsse mit dem nachgeord-
neten überregionalen 110.000 
Volt Hochspannungsnetz des 
Bayernwerks gekoppelt, das 
dann über zwei Spannungsredu-
zierungsebenen (regionale Mit-
tel- und lokale Niederspannung) 
die Steckdosen erreicht.

Aber Dachau ist nicht nur 
Stromnetz-Steuerungszentrale, 
sondern auch Analyse- und Lage-
zentrum für die sekundengenaue 
Stromsituation in Deutschland 
beziehungsweise Bayern. Für die 
Stromflüsse in Süddeutschland 
(Tennet) und den größten Teil 
Bayerns (Bayernwerk Netz) - oh-
ne Schwaben und Mittelfranken 
– kontrollieren die beiden Netz-
betreiber die Stromein- und aus-
speisung in ihren Leitungen. Für 
die systemrelevante Sicherstel-
lung einer jederzeitigen Stabili-
tät im Stromnetz wird in Dachau 
auch eine integrierte Systempla-
nung vorgenommen. Es wird ana-

lysiert und gerechnet, Dank Bro-
ker-Lizenz für die europäische 
Strombörse auch bei Netzsta-
bilisierungsbedarf ge- und ver-
kauft. Um einen unerwarteten 
Stromausfall für die Kunden fol-
genlos zu gestalten, ist es zentra-
les Ziel ihrer Arbeit, über die Be-
triebs- und Infrastruktur-Grund-
regel n-1 (Normalzustand trotz 
Ausfall eines Systems) im Bereich 
von Stromnetzen, Umspannwer-
ken und Kraftwerken die Strom-
versorgung unbedingt aufrecht-
zuerhalten.

Angst vor Blackout  
weitestgehend unbegründet

Vor diesem Hintergrund erklärt 
sich auch eine weltweit führende 
Netzverfügbarkeit in Deutsch-
land von knapp 100 Prozent. 
Tennet und Bayernwerk wol-
len damit der Öffentlichkeit sa-
gen, dass die Kassandrarufe eines 
drohenden deutschlandweiten 
Blackouts wegen Russlandüber-
fall und (zum Teil hausgemachter) 
Energiekrise trotz der internatio-
nal bekannten german angst wei-
testgehend unbegründet sind.

Beide Unternehmen betonen 
die komplexe, für das öffentli-
che Leben extrem wichtige Si-
cherheit des Stromtransportes, 
weshalb Tennet auf einem kino-
geeigneten Großbildschirm die 
Stromflüsse von und zu den eu-
ropäischen Nachbarn ständig 
beobachtet. Das Übertragungs-
netz in unserem Land hat kein 
Alleinstellungsprivileg, sondern 
ist Teil eines europäischen Gan-
zen. Für die Netzsteuerung ist es 

unverzichtbar, rechtzeitig zu er-
kennen, wo wird wieviel Strom 
an den Staatsgrenzen importiert 
und exportiert, wo drohen kurz- 
aber auch langfristig Stromer-
zeugungsausfälle, wie stark sind 
die Übertragungsleitungen be-
lastet, wo muss eingegriffen wer-
den, um das Stromnetz stabil zu 
halten.

Stabilität der Netzfrequenz 

Und stabil halten heißt, dass 
der Herzschlag des Stromflusses, 
die Netzfrequenz, ziemlich genau 
immer bei 50 Hertz liegen muss. 
Eine Beeinflussung dieser 50 
Halbschwingungen pro Sekunde 
durch zu viel oder zu wenig Stro-
meinspeisung kann zu Frequenz-
schwankungen im Netz führen. 
Darauf reagiert besonders die di-
gitale Welt außerordentlich emp-
findlich. Elektronische Steuerun-
gen, vor allem aber auch Com-
puter, steigen aus oder schalten 
sich schlagartig ab mit möglichen 
horrenden Folgen für Sicherheit, 
Wirtschaft und das öffentliche 
Leben.

Frequenzschwankungen zwi-
schen 49,8 und 50,2 Hertz wer-
den automatisch durch Einsatz 
sogenannter Regelleistung stabi-
lisiert. Das verursacht inzwischen 
jährliche Gesamtkosten für Netz- 
engpassmanagementmaßnah-
men in Milliarden Euro-Höhe, die 
vor allem die privaten Haushalte 
über den Strompreis finanzieren 
dürfen. 

Durch entsprechende Steue-
rungsmaßnahmen soll die Fre-
quenzspanne maximal zwischen 
49,99 und 50,01 Hertz gehal-
ten werden. Das wird durch die 
schwankende Einspeisung gro-
ßer Stromerzeugungsmengen 
aus Wind- und Solarkraftwerken 
bei parallel befürworteter Ab-
schaltung grundlastfähiger Kraft-

werksblöcke immer schwieriger.
Richtig ernst wird es, wenn die 

Netzfrequenz durch zuviel Strom 
im Netz unter 49 Hertz sinkt. 
Dann werden automatisch ers-
te Industriekunden abgeschal-
tet, und bei 47,5 Herz erfolgt die 
Netztrennung von Kraftwerken. 
Und wenn es zappenduster wird: 
Die Folgen werden in den offiziel-
len Katastrophenszenarien plas-
tisch beschrieben.

Ein wachsender Erfolgsdruck 
lastet deshalb auch auf den 
Bayernwerks- Ingenieuren im 
Dachauer Netz-Cockpit. Sie sol-
len sicherstellen, die boomen-
de unberechenbare Stromer-
zeugung aus Solaranlagen stö-
rungsfrei im Netz aufzunehmen. 
Im Netzgebiet des Bayernwerks 
sind inzwischen knapp 400.000 
Solarstromanlagen angeschlos-
sen Tendenz stark steigend); da-
neben speisen traditionell 2.137 
Wasserkraftwerke Strom ein; 
bei den Windmühlen sind es bis-
her „nur“ 679, aber der Druck für 
deutlich mehr Zubau wächst ste-
tig; und auch die vielen Biomas-
seanlagen in Bayern drücken ih-
ren Strom ins Netz. 

Nur Wasserkraft und  
Biomasse sind kalkulierbar

Lediglich die Wasserkraft und 
Biomasse sind in ihrer Einspei-
sung kalkulierbar und grundlast-
fähig. Die Stromproduktion aus 
Sonne und Wind gilt mit dem 
Hang zu Verniedlichung als vo-
latil, also kaum kalkulierbar und 
ausschließlich abhängig von der 
Tageszeit, Jahreszeit und dem 
Wetterzustand. In Bayern sind 
derzeit Solaranlagen mit einer 
Leistung von fünfzehn 1.000-Me-
gawatt-Kernkraftwerksblöcken 
installiert. Dank Einspeisevor-
rang muss deren Stromerzeu-
gung zum Beispiel auch an einem 

sonnigen Pfingstsonntag, wenn 
die Arbeit weitgehend ruht und 
kaum Strom verbraucht wird, 
vom Stromnetz aufgenommen 
werden. Ein derzeit geübtes er-
folgreiches Steuerungsmittel ist 
die ferngesteuerte Abschaltung 
(mit Entschädigung) von Solar- 
und Windkraftanlagen, weshalb 
es seitens der Erneuerbaren- 
Energien Lobbyisten Kritik hagelt, 
dass der Netzausbau und die Net-
zanbindung neuer Solaranlagen 
durch die regionalen Netzbetrei-
ber nicht schnell genug geht. Al-
lein beim Bayernwerk stapeln 
sich in diesem Jahr schon 60.000 
Netzanbindungsanträge; vor vier 
Jahren waren es erst 12.000 An-
träge pro Jahr. Allerdings löst das 
die Verwertung der solaren Über-
produktion nicht, denn auf unab-
sehbare Zeit wird es in Deutsch-
land an geeigneten Speicherka-
pazitäten für ebendiesen fehlen, 
nicht zuletzt auch durch die ob-
ligatorischen Einsprüche gegen 
entsprechende Infrastrukturmaß- 
nahmen.

Blackout nicht zu erwarten

Ein großflächiger Blackout ist 
im Prinzip dennoch nicht zu er-
warten, auch wenn die Bedro-
hungen speziell im Bereich Cy-
ber-Kriminalität signifikant ge-
stiegen sind. Und die Netz-
betreiber wollen ja mit allen 
Mitteln nicht nur technisch einen 
Blackout verhindern. Durch per-
manente Notfallsimulations-Trai-
nings und enge ständige Kommu-
nikation mit- und untereinander 
sowohl im Kreise der nationalen 
und internationalen Übertra-
gungsnetzbetreiber wie auch mit 
der nachgelagerten Verteilnetz-
betreiberebene wie Bayernwerk 
und Stadtwerke München, wer-
den die Risiken erheblich redu-
ziert. � (JK)

https://www.barrierefrei.bayern.de/
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Bayerischer Pakt für Digitale Infrastruktur:

Vorfahrt für Mobilfunk  
und Highspeed-Internet

Aber: Ampelkoalition beschließt Förderstopp für Gigabitförderprogramm des Bundes 
Der Freistaat als Vorreiter: Zum gemeinsamen Ausbau von Breit-
band und Mobilfunk haben sich Staatsregierung, Kommunen und 
Netzbetreiber zusammengeschlossen. Mit dem Ziel, echtzeitfähige 
Mobilfunknetze und einen Datenaustausch auf Gigabit-Niveau 
überall in Bayern zu erreichen, unterzeichneten sie in München 
den „Pakt Digitale Infrastruktur“. Überschattet wurde das Gipfel- 
treffen von der Mitteilung der Ampelkoalition, einen sofortigen 
Förderstopp für das Gigabitförderprogramm des Bundes wegen 
fehlender Haushaltsmittel zu verfügen.

„Mit dem plötzlichen Stopp 
seiner Gigabitförderung hat der 
Bund den Ausbauplänen vie-
ler Kommunen insbesondere im 
ländlichen Raum vollständig den 
Boden entzogen. Die Auswirkun-
gen dieses Förderstopps auf alle 
laufenden Verfahren sind völlig 
unklar. Allein in Bayern sind vor-
aussichtlich über 400 Kommunen 
betroffen, die bereits in das Bun-
desverfahren eingestiegen sind. 
In allen Fällen ist mindestens 
mit erheblichen Verzögerungen 
und aktuell nicht zu beziffernden 
Mehrkosten zu rechnen“, stellte 
Bayerns Finanz- und Heimatmi-
nister Albert Füracker fest.

Enorme Verunsicherung  
produziert

„Gerade die Kommunen im 
ländlichen Raum sind dringend 
auf die Zuschüsse des Bundes an-
gewiesen und werden von die-
sem Förderstopp jetzt eiskalt er-
wischt“, so der Minister. „Bislang 
waren Bundesförderung und die 
bayerische Förderung aufeinan-
der abgestimmt, ohne Bundes-
bescheid ist aber eine bayerische 
Kofinanzierung nicht möglich. Die 
Ampel hat gerade dort enorme 
Verunsicherung produziert, wo 
dringender Handlungsbedarf be-
steht. Der Bund muss diese fata-

le Fehlentscheidung sofort korri-
gieren und schnellstmöglich für 
Kommunen und Länder Klarheit 
schaffen, wie es weitergeht.“ 

Das Förderprogramm des Bun-
des sollte zu Beginn des Jahres 
2023 mit einer neuen Förder-
richtlinie überarbeitet werden. 
Länder und Kommunen warten 
seit geraumer Zeit auf konkre-
te Inhalte. „Auch die Zukunft des 
Gigabitausbaus bleibt auf Bun-
desebene völlig ungewiss“, un-
terstrich Füracker: „Eine Verlän-
gerung der zum Jahresende aus-
laufenden Richtlinie scheint nicht 
auf der Agenda des Bundes zu 
stehen. Dies wäre aber dringend 
notwendig, um auch 2023 wieder 
Förderanträge der Kommunen zu 
verbescheiden. Darüber hinaus 
steht fest, dass auch die neue 
Richtlinie nicht wie angekündigt 
zum 1. Januar 2023 in Kraft tritt. 
Das ist schlicht eine Vollbrem-
sung auf dem Weg in Deutsch-
lands digitale Zukunft!“

Bei Kommunen, die ausschließ-

v.l.: Präsident Thomas Karmasin (Bay. Landkreistag), Markus Haas (Telefónica), Staatsministerin Judith 
Gerlach, Ministerpräsident Dr. Markus Söder, Staatsminister Hubert Aiwanger, Srini Gopalan (Telekom), 
Michael Jungwirth (Vodafone).	�  Bild: StMD/Stefan Obermeier

Landkreis Regensburg:

Förderstopp  
für Gigabitausbau?

Entsetzt zeigte sich Landrätin Tanja Schweiger über den Förder-
stopp für das Gigabitförderprogramm des Bundes: Der Land-
kreis Regensburg und seine Gemeinden hätten in einem ein-
zigartigen, interkommunalen Projekt mit Gemeinden aus dem 
Landkreis Neumarkt unter Führung der Laber-Naab-Infrastruk-
turgesellschaft (LNI GmbH) alle Rahmenbedingungen für einen 
schnellen Glasfaserausbau geschaffen.

„Grundlage hierzu bildete auch das Gigabitförderprogramm 
des Bundes als Hauptfinanzierunginstrument für unsere Ge-
meinden“, so Schweiger. „Wir sprechen hier von einem geplan-
ten Ausbauvolumen von über 200 Mio. Euro, ca. 2.600 Kilome-
ter Glasfasertrasse für ca. 23.000 Haushalte, ca. 2.100 Unter-
nehmen und ca. 1.000 Landwirte. Wenn dies nun gestrichen 
würde, fällt der ländliche Raum wieder einmal hinten runter. 
Und das, obwohl die deutschlandweite Breitbandversorgung eh 
schon hinter den europäischen Standards hinterherhinkt.“ 

Die Landrätin kritisierte die unzureichende Kommunikation 
der Bundesbehörde und forderte, die Förderung der „Grauen 
Flecken“ unverzüglich wieder aufzunehmen. � DK

lich ein Bundesverfahren umset-
zen, ist derzeit unklar, inwieweit 
Verfahrensschritte, insbesondere 
aufwändige Markterkundungs-
verfahren, wiederholt werden 
müssen. Dies vor allem vor dem 
Hintergrund, da beihilferechtli-
che Fristen zu beachten sind.

Fakt ist allerdings, dass der 
Bayerische Pakt für Digitale In- 
frastruktur ein wichtiger Schritt 
zur digitalen Transformation ist. 
„Wir brauchen für eine besse-
re Alltags-Digitalisierung im gan-
zen Land mehr Netzausbau und 
schnellere Genehmigungen“, be-
tonte Ministerpräsident Dr. Mar-
kus Söder. Der Pakt bringt bis 
2025 schnelles und leistungsfä-
higes Internet in die Städte und 
aufs Land. Zusätzliche 3,1 Mil-
lionen Haushalte erhalten die 
Möglichkeit einer Glasfaseran-
bindung. Zudem werden in Bay-
ern über 2.000 neue Mobil-
funkstandorte errichtet. Weiter 
bekommen über 6.000 Masten 
ein technologisches Update, um 
die Qualität und Reichweite zu 
verbessern. Zu den wichtigsten 
Maßnahmen des Paktes zählen 
beschleunigte Genehmigungs-
verfahren für Mobilfunkmasten 
sowie alternative Verlegemetho-
den für Glasfaserkabel.

90-prozentige 5G-Abdeckung

Laut Digitalministerin Judith 
Gerlach baut der Pakt auf der 
bereits zügig ausgebauten Infra-
struktur Bayerns auf. Zum Start 
der Regierungskoalition 2018 wa-
ren die Hälfte der bayerischen 
Haushalte mit Gigabit-Anschlüs-
sen versorgt, inzwischen sind es 
mehr als zwei Drittel. Auch beim 
Mobilfunkausbau konnte die Ver-
sorgung nochmals deutlich ver-
bessert werden. Zudem wurden 
die Netze weitgehend moderni-
siert von 4G/LTE auf eine inzwi-
schen 90-prozentige Abdeckung 
mit dem 5G-Standard. Bayern als 
größtes Bundesland liegt damit 
bereits jetzt in allen Bereichen 
über dem Bundesschnitt. 

Wirtschaftsminister Hubert Ai-
wanger zufolge hat Bayern beim 
Mobilfunk erfolgreich Tempo ge-
macht. Allerdings wirkten die 
Vorgaben im Bauverfahren als 
Bremsklotz und die Standortfin-
dung dauere viel zu lang. Genau 
diese Punkte adressiere der Pakt. 
„Wir als Bauministerium setzen 
uns zum Beispiel dafür ein, dass 
der Ausbau des Mobilfunks noch 
schneller vorankommt“, unter-
strich Staatsminister Christian 
Bernreiter. „Dazu stoßen wir Än-
derungen der Bayerischen Bau-
ordnung an: So sollen Mobilfunk-
masten bis 15 Meter Höhe im 
Innenbereich und bis 20 Meter 
Höhe im Außenbereich genehmi-
gungsfrei sein. Außerdem sollen 
mobile Masten bis zu 24 Monate 
an einem Ort stehenbleiben kön-
nen, ohne dass dafür eine Bauge-
nehmigung nötig ist.“

Erwartungen  
der Kommunen an den Pakt

Für die kommunalen Spitzen-
verbände wies Bürgermeister 
Markus Reichart (Heimenkirch) 

darauf hin, dass der Breitband- 
und Mobilfunkausbau in Bayern 
ohne die Kommunen Stückwerk 
bliebe. „Bei allen unwirtschaft-
lichen Standorten tragen sie die 
Verfahrenslast und kofinanzie-
ren die Wirtschaftlichkeitslücken. 
Vom Pakt erhoffen wir uns insbe-
sondere Unterstützung bei der 
Digitalisierung der Verfahren und 
Standards für die alternativen 
Verlegemethoden.“

Laut Srini Gopalan, bei der Te-
lekom verantwortlich für das 
Deutschland-Geschäft, wird die 
Telekom im Freistaat bis 2025 
über 1,8 Millionen Haushalte di-
rekt ans Glasfaser-Netz anschlie-
ßen. „Wir haben jeder bayeri-
schen Kommune ein Angebot ge-
macht, mit uns über einen Voll-
ausbau mit Glasfaser zu sprechen. 
Das Interesse ist riesig.“ Nach den 
Worten von Michael Jungwirth, 
Mitglied der Geschäftsleitung bei 
Vodafone Deutschland, „errei-
chen wir im Mobilfunk mit dem 
modernsten 5G+ Netz bis Ende 
des Jahres etwa 50 Prozent der 
Haushalte im Freistaat. Im Fest-
netz haben schon heute mehr 
als die Hälfte aller Menschen in 
Bayern Zugang zu unseren Gi-
gabit-Leitungen und dieses Netz 
machen wir in Zukunft noch leis-
tungsstärker. Zudem bringen wir 
ab dem kommenden Jahr noch 
mehr Glasfaser in den Freistaat – 
mit der größten Glasfaser-Allianz 
Deutschlands.“

„Bis 2025 wollen wir ganze 
550.000 Haushalte mit Glasfaser 
bis ins Haus realisieren. Als füh-
render Anbieter im ländlichen 
und suburbanen Raum haben 
wir im Freistaat bereits heute 
über 135.000 Anschlüsse gebaut 
und weitere 55.000 im Bau“, un-
terstrich Ruben Queimano, CCO 
Deutsche Glasfaser. „Wir sind 
hervorragend aufgestellt, wenn 
es um die Verzahnung des privat-
wirtschaftlichen mit dem geför-
derten Ausbau geht.“ Nelson Kil-
lius, Sprecher der Geschäftsfüh-
rung M-net, erklärte: „Beschleu-
nigte Genehmigungsverfahren, 
vereinfachte Verlegemethoden 
und vor allem faire Infrastruk-

tur-Kooperationen auf Open Ac-
cess Basis sind aus unserer Sicht 
die entscheidenden Schlüssel 
zum Erfolg. Nun gilt es, diesen 
Pakt auch gemeinsam mit Leben 
zu füllen.“

Digitale Antragsverfahren und 
moderne Verlegemethoden

„Damit Bayern seine Vorreiter-
rolle in der Digitalisierung weiter 
ausbauen kann, müssen wir die 
Worte des Paktes mit Leben fül-
len. Dazu gehört vor allem, digi-
tale Antragsverfahren umgehend 
anzubieten und die Nutzung mo-
derner Verlegemethoden zu ver-
einfachen“, hob Jan Simons, Lei-
ter Landes- und Kommunalpoli-
tik BREKO, hervor. Martin Naber, 
CCO Leonet AG, betonte: „Wir als 
bayerisches Glasfaserunterneh-
men wollen einen großen Anteil 
der geplanten neuen Glasfase-
ranschlüsse beisteuern. Die kürz-
lich erfolgreich abgeschlossene 
Finanzierungsrunde unserer Kon-
zernmutter Infrafibre Germany in 
Höhe von circa 900 Millionen Eu-
ro ermöglicht uns den nachhalti-
gen Ausbau gigabitfähiger Glas-
faserinfrastrukturen großflächig 
und mit Tempo fortzusetzen. Da-
bei setzen wir auch auf partner-
schaftliche Kooperationen und 
Open Access, da das Ziel einer 
bayernweit flächendeckenden 
Glasfaserinfrastruktur nur ge-
meinschaftlich erreicht werden 
kann.“

Auch Jens Prautzsch, CEO Unse-
re Grüne Glasfaser, zeigte sich da-
von überzeugt, dass der Vorrang 
eigenwirtschaftlicher Ausbauab-
sichten, Informationskampagnen 
zu deren Nutzen und schnellere, 
digitale Genehmigungsverfahren 
sowie die Unterstützungsinitiati-
ven für Kommunen vor Ort den 
Glasfaserausbau im Freistaat er-
heblich beschleunigen werden. 
„Als in Bayern ansässiges Un-
ternehmen war für Unsere Grü-
ne Glasfaser selbstverständlich, 
dass wir uns am ´Pakt Digitale In-
frastruktur´ der Landesregierung 
aktiv beteiligen und das Ergebnis 
unterstützen.“ � DK

Stadt Rehau nutzt Mobilfunkförderprogramm:

In Eigenregie  
zum 5G-Mobilfunkmast

Als erstes Bundesland unterstützt Bayern durch das Bayerische Mo-
bilfunk-Förderprogramm bereits seit Januar 2019 Kommunen beim 
Bau von Mobilfunkmasten mit bis zu einer halben Million Euro pro 
Anlage. Der erste Mast, der durch das Förderprogramms realisiert 
wurde, steht in der Stadt Rehau im Ortsteil Faßmannsreuth.

Nachdem kein eigenwirtschaft-
licher Ausbau der Mobilfunkan-
bieter geplant war, um das be-
stehende Funkloch zu schließen, 
stellte die Stadt im Juli 2019 ei-
nen Förderantrag bei der Re-
gierung von Oberfranken, die 
diesen im August 2019 bewil-
ligte und eine Zuwendung von 
500.000 Euro zuteilte. Im De-
zember 2020 konnte die Errich-
tung eines 50-Meter-Mobilfunk-
mastes ausgeschrieben werden, 
die dann von der Bayerischen 
Mobilfunk GmbH durchgeführt 
wurde. Die Bayerische Mobil-
funk GmbH ist ein junges Unter-
nehmen aus dem Landkreis Neu-
markt, das sich dem Kampf ge-
gen die Funklöcher verschrieben 
hat und den ländlichen Raum auf 
dem Weg ins 5G-Zeitalter beglei-
tet. „Hilfreich“, so Geschäftsfüh-
rer Alois Scherer, „ist natürlich 
das Bayerische Mobilfunk-För-
derprogramm, in dessen Rahmen 
der Freistaat 80 bzw. 90 Prozent 
der Baukosten übernimmt. Das 
Konzessionärsmodell ist ein Se-
gen für die bayerischen Kommu-
nen, da sämtliche Organisation 
von Planung über Bau bis hin zu 
den Verhandlungen mit den Mo-
bilfunkanbietern und vor allen 
der Betrieb vom Konzessionär, 
in diesem Fall der Bayerischen 

Mobilfunk GmbH, durchgeführt 
wird.“ Der Bau wurde noch vor 
Weihnachten 2021 genehmigt 
und im Juli 2022 erfolgte die In-
betriebnahme. 

Sichtbares Zeichen  
für die digitale Zukunft

Zur Einweihung des ersten 
Mastes der mithilfe des Förder-
programms entstehen konn-
te, kam Wirtschaftsminister Hu-
bert Aiwanger persönlich: „Re-
hau zeigt, wie es geht und hat 
den Mobilfunkausbau selbst in 
die Hand genommen. Die letzten 
Lücken im ansonst guten Netz 
der Stadt werden so geschlos-
sen. Von Beginn an wird hier 
auch über 5G gesendet. Der neue 
Funkmast in Faßmannsreuth ist 
damit ein sichtbares Zeichen für 
die digitale Zukunft im ländlichen 
Raum.“ Alle drei Netzbetreiber 
werden aus Faßmannsreuth auch 
über 5G senden, Vodafone zu-
dem über den aktuell moderns-
ten Standard 5G+. 

Michael Abraham, Erster Bür-
germeister der Stadt Rehau, 
dankt allen am Projekt beteilig-
ten Stellen für die sehr gute, zü-
gige Arbeit: „Die die Netzabde-
ckung im Gemeindegebiet Re-
hau wird nochmals deutlich ver-

bessert.“ Er fährt fort, dass dieser 
Mast ohne die Unterstützung 
des Freistaats nicht gebaut hätte 
werden können. Für Landrat Oli-
ver Bär, Landkreis Hof, ist eine gu-
te Mobilfunkversorgung wesent-
licher Teil der Infrastruktur: „Wir 
haben deshalb mit Unterstützung 
des Freistaates die Versorgungs-
lücken ermittelt. Schritte wie hier 
tragen zu einer wesentlichen Ver-
besserung der Versorgung bei 
und sind die Basis für die Nutzung 
vielfältiger technischer Möglich-
keiten.“

Europaweite Premiere

Der Minister führt die ver-
stärkten Anstrengungen der 
Netzbetreiber auch auf das För-
derprogramm zurück: „Das Pro-
gramm war eine europaweite 
Premiere. 103 Kommunen ha-
ben einen Förderbescheid erhal-
ten. In mehr als 490 Gemeinden 
wird es einen eigenwirtschaftli-
chen Ausbau durch Deutsche Te-
lekom, Vodafone oder Telefoni-
ca geben. Unsere Initiative war 
ein Wecksignal für die drei Netz-
betreiber und hat zu einer spür-
baren Ausbauaktivität geführt. 
2022 haben die Mobilfunknetz-
betreiber im ersten Halbjahr 
3.405 Mobilfunksender neu- 
oder ausgebaut. Wenn die Bun-
desnetzagentur noch die nächs-
te Frequenzvergabe besser als 
bisher organisiert, stehen Bayern 
und Deutschland vor einer guten 
Mobilfunkzukunft.“ � r

5.v.r.: Staatsminister Hubert Aiwanger bei der Übergabe des Mobilfunkmasten. Links von ihm Bürgermeis-
ter Michael Abraham und Alois Scherer, Geschäftsführer Bayerische Mobilfunk GmbH. Rechts des Minis-
ters Landrat Dr. Oliver Bär, Landkreis Hof, Vizeregierungspräsident Thomas Engel, Regierung von Oberfran-
ken sowie Dr. Michael Freitag, Geschäftsführer Bayerische Mobilfunk GmbH.� Bild: Hubert Süß
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Bayerischer Ministerrat:

Kultur der Digitalität 
an Schulen etablieren 

Einen Überblick über die Gesamtstrategie „schule.digital“ gab die 
Bayerische Staatsregierung im Rahmen ihrer Ministerratssitzung. 
Ziel ist es, die Unterrichtsqualität durch den Einsatz digitaler Techno-
logien weiter zu steigern und so auch in Zukunft beste Bildungschan-
cen in Bayern zu gewährleisten. Schülerinnen und Schüler sollen an 
bayerischen Schulen Zukunftsskills erwerben.

Um die technischen Rahmen-
bedingungen für digitales Lernen 
zu verbessern, habe die Staatsre-
gierung in den vergangenen Jah-
ren massiv in die IT-Infrastruk-
tur an Bayerns Schulen inves-
tiert, wie Kultusminister Michael 
Piazolo ausführte. Aktuell gibt es 
im Freistaat rund 63.000 digita-
le Klassenzimmer, knapp 300.000 
verleihbare digitale Endgeräte 
für Schülerinnen und Schüler so-
wie rund 110.000 Lehrergerä-
te. Mit der nächsten Förderrun-
de 2022/23 soll bei den Lehrer-
geräten die Vollausstattung er-
reicht sein. 

Digitale Schule der Zukunft

Im Pilotversuch „Digitale Schu-
le der Zukunft“ werden im Schul-
jahr 2022/2023 neue pädago-
gische und didaktische Konzep-
te erprobt, bei denen das Ler-
nen mit analogen und digitalen 
Medien und Werkzeugen selbst-
verständlich ineinandergreift – 
im Klassenzimmer genauso wie 
beim Lernen zuhause. Ziel ist ein 
Gesamtansatz für eine flächen-
deckende Weiterentwicklung des 
Unterrichts.

Um die digitalen Strukturen 
weiterzuentwickeln, wurde die 
BayernCloud Schule erfolgreich 
gestartet. Mit ihr stellt der Frei-
staat allen Schulen bereits jetzt 
unter anderem das Videokonfe-
renzsystem Visavid sowie zahl-
reiche pädagogische Angebote 
kostenfrei zur Verfügung, insbe-
sondere mebis mit seiner Lern-
plattform, einem Prüfungsar-
chiv, einer Mediathek und ei-
ner Online-Tafel. Zum Ende des 
Schuljahres 2021/2022 wurde die 
zweite Ausbaustufe erfolgreich 
abgeschlossen. In einem nächs-
ten Schritt soll die BayernCloud 
Schule jetzt um einen sog. virtu-
ellen Arbeitsplatz mit Web-Of-
fice, Cloud-Speicher und Mes-
senger-Anwendungen erweitert 
werden.

Piazolo zufolge nimmt Bayern 
bundesweit einen Spitzenplatz 
bei der Fortbildung von Lehrkräf-
ten zum Themenfeld „Digitale Bil-
dung“ ein. Allein im Jahr 2021 wur-
den rund 7.300 Veranstaltungen 
mit über 255.000 Teilnahmen ge-
zählt. „Digitale Bildung“ macht da-
mit inzwischen einen Anteil von ca. 
51 Prozent am Gesamtangebot der 
staatlichen Lehrerfortbildung aus. 

Landkreis München:

Ransomware-Attacke  
Medienzentrums-Server gehackt

Beim Angriff wurden Daten der Amtlichen Schulverwaltung auf Ser-
vern des Medienzentrums München-Land verschlüsselt. Weitere Be-
reiche der Landkreisverwaltung sind nicht betroffen.

Am 20. Oktober 2022 hat ein 
Cyberangriff das Medienzentrum 
München-Land getroffen. Über 
eine Ransomware-Attacke konn-
ten Server des Medienzentrums 
gehackt und darauf befindliche 
Daten unlesbar gemacht werden. 
Der Angriff wurde binnen we-
niger Minuten entdeckt und es 
wurden umgehend alle Verbin-
dungen zwischen den Servern so-
wie zum Internet unterbrochen. 
Dennoch konnte nicht verhindert 
werden, dass auf den Servern 
befindliche Daten verschlüsselt 
wurden und damit für das Me-
dienzentrum nicht mehr zugäng-
lich sind.

Vom Datenverlust betroffen 
sind die Datenbanken der Amtli-
chen Schulverwaltung (ASV), die 
über das Medienzentrum Mün-
chen-Land läuft. An die ASV im 
Medienzentrum sind 55 Schu-
len im Landkreis München so-
wie 20 Grund- und Mittelschulen 
des Landkreises Berchtesgade-
ner Land angebunden. Betroffen 
sind unter anderem Namen und 
Adressdaten der Schulfamilie so-
wie Daten zu Abläufen des Schul-
alltags, wie beispielsweise Stun-
denpläne, auf die nicht mehr zu-
gegriffen werden kann.

Speichermedien betroffen

Die Speichermedien zur Siche-
rung waren zum Zeitpunkt des 
Angriffs mit einem Server ver-
bunden und wurden ebenfalls 
zerstört. Auf die auf den Servern 
hinterlegten Datenbanken be-
steht daher zurzeit kein Zugriff.

Auch für die Schulen bedeutet 
dies, dass aktuell kein Zugriff auf 
die ASV möglich ist. Für den all-
gemeinen Lehrbetrieb stellt dies 
aber kein Hindernis dar. Zudem 
besteht die Hoffnung, dass zu-
mindest weite Teile der Daten be-
reits in Kürze wiederhergestellt 
werden könnten. Turnusgemäß 
erfolgt im Oktober die Erhebung 
der Amtlichen Schuldaten durch 
das Bayerische Kultusministeri-

um, bei der die Schulen ihre ak-
tuellen Daten anonymisiert an 
das Ministerium übermitteln. Üb-
licherweise erstellen die Schulen 
bei dieser Gelegenheit Sicherun-
gen ihrer Daten. Im günstigsten 
Fall können die Daten aus diesen 
Sicherungen bereits innerhalb 
weniger Tage wieder neu einge-
spielt werden. Lediglich in Schu-
len, bei denen keine aktuellen Si-
cherungsdateien vorliegen, müs-
sen die zerstörten Daten neu er-
fasst werden.

Im Medienzentrum Mün-
chen-Land wurde direkt im An-
schluss an die Attacke damit be-
gonnen, neue Server zu instal-
lieren und einzurichten, um eine 
Schadenserhebung und -beur-
teilung vornehmen zu können. 
Selbstverständlich wurde auch 
der Bayerische Landesbeauftrag-
te für den Datenschutz über den 
Angriff informiert.

Die Daten, die standardmäßig 
zum Schutz der Inhalte bereits 
auf den Servern des Medienzent-
rums verschlüsselt abgelegt wer-
den, sind durch den Angriff zu-
sätzlich verschlüsselt worden, je-
doch mit größter Wahrschein-
lichkeit nicht in fremde Hände 
gelangt.

Am Montagvormittag wurden 
alle betroffenen Schulen über 
die Cyberattacke und deren Kon-
sequenzen in Kenntnis gesetzt 
und den Schulen alternative Lö-
sungen für den Betrieb der ASV 
präsentiert. Das Medienzentrum 
wird die Schulen bei der Einrich-
tung eigener Server im jeweiligen 
Schulnetz oder der Inanspruch-
nahme eines Dienstleisters un-
terstützen.

Landkreisverwaltung von der 
Attacke nicht betroffen

Von der Attacke sind aus-
schließlich diejenigen Server des 
Medienzentrums München-Land 
betroffen, auf denen die Amtli-
che Schulverwaltung gehostet 
wird. Weitere Bereiche des Me-

dienzentrums wurden nicht in 
Mitleidenschaft gezogen. Auch 
die IT-Systeme der Landkreisver-
waltung wurden nicht kompro-
mittiert. Medienzentrum und 
Landkreisverwaltung nutzen un-
terschiedliche Netzwerke und 
arbeiten bewusst mit voneinan-
der abgetrennten Servern, um 
die Auswirkungen einer erfolg-
reichen Attacke so weit wie mög-
lich zu minimieren. Daher konnte 
der Angreifer nur auf einen sehr 
begrenzten Bereich Zugriff erhal-
ten.

Im Landratsamt München exis-
tiert ein mehrstufiges Sicher-
heitssystem, innerhalb dessen 
verschiedene Schutzmechanis-
men gleichzeitig greifen. In den 
meisten Fällen ist der Schutz da-
mit selbst dann noch gewähr-
leistet, wenn einer der Schutz-
mechanismen überwunden wür-
de. Auch das stetig steigende An-
griffsaufkommen aus allen Teilen 
der Welt konnten die Sicherheits-
systeme im Landratsamt dank in-
tensiver und kontinuierlicher Ar-
beit lange Zeit erfolgreich abweh-
ren. Selbstverständlich nimmt 
die Behörde den nun erfolgten 
Angriff zum Anlass, die regelmä-
ßigen Überprüfungen der bisheri-
gen Sicherheitsmaßnahmen qua-
litativ zu sichern und, falls nötig, 
zu optimieren.

Hintergrundinformation

Das Medienzentrum Mün-
chen-Land hostet bereits seit Ein-
führung der ASV in den Grund-
schulen die regionalzentralen De-
zentralen Schul-Server (DSS) im 
Landkreis München sowie für ei-
nige Schulen im Landkreis Berch-
tesgadener Land. Das Hosting der 
ASV für Letztgenannte hatte das 
Medienzentrum München-Land 
im Jahr 2016 im Zuge der Amts-
hilfe übernommen. � r

Um von der digitalen Kultur 
der Zusammenarbeit und des 
Teilens von Wissen zu profitie-
ren, haben sich von den 76 Bil-
dungsregionen im Freistaat 37 
zu einer „Digitalen Bildungsre-
gion“ weiterentwickelt. Die Ak-
teure vor Ort arbeiten an einer 
möglichst engen Vernetzung 
von schulischen und außerschu-
lischen Bildungsträgern, um die 
digitale Transformation gemein-
sam zu gestalten. 

Darüber hinaus sollen die 
Chancen datenbasierter Schul-
verwaltung und intelligenter Ver-
netzung von Prozessen genutzt 
werden, um die Verwaltung effizi-
enter, flexibler und bürgerfreund-
licher zu machen.

Dr. Florian Herrmann, Leiter 
der Staatskanzlei und Staatsmi-
nister für Bundesangelegenhei-
ten und Medien, informierte da-
rüber, dass die vielfältigen In-
itiativen der gesamten Staats-
regierung zur Vermittlung von 
Medienkompetenz sich an ver-
schiedene Adressaten richte-
ten und unterschiedlichen An-
sätzen folgten. Dafür wende der 
Freistaat 2022 insgesamt über 
25,3 Mio. Euro auf. So wurde bei-
spielsweise digitale Bildung/Me-
dienbildung als schulart- und fä-
cherübergreifendes Bildungs- 
und Erziehungsziel fest im Lehr-
plant verankert. Der Pilotversuch 
„Digitale Schule der Zukunft“ 
setzt u. a. an der personenbezo-
genen Ausstattung mit mobilen 
Endgeräten an. Im Umwelt- und 
Verbraucherschutz wurden zwei 
Medienkompetenzprojekte mit 
insgesamt 350.000 Euro unter-
stützt.

In den Bereichen der Kinder-
tagesbetreuung und der Jugend-
hilfe werden 2022 insgesamt 13 
Medienkompetenzprojekte mit 
rund 7,2 Mio. Euro gefördert, hob 
Digitalministerin Judith Gerlach 
hervor. Mit der Medienkompe-
tenz-App „Wo ist Goldi? – Sicher 
Surfen im Netz“ habe der Frei-
staat eine in die aktuelle Zeit pas-
sende Möglichkeit geschaffen, 
Kindern spielerisch den sicheren 
Umgang mit digitalen Medien im 
Internet aufzuzeigen. � DK

https://telekomhilft.telekom.de/t5/Glasfaserausbau/Glasfaseroffensive-Bayern/ba-p/5579541?wt_mc=alias_glasfaseroffensive-bayern
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AKDB-Kommunalforum in Garching:

digital richtung zukunft!
Wertvolle Einblicke in Strategien und Lösungen für die Digitali-
sierung von Kommunalverwaltungen sowie Antworten auf zen-
trale Zukunftsfragen bot das 5. AKDB-Kommunalforum im Scien-
ce Congress Center in Garching bei München. Unter dem Motto 
„digital richtung zukunft!“ ging es um Herausforderungen für die 
kommunale IT wie etwa Fachkräftemangel, Klimawandel und Cy-
berattacken. Vorgestellt wurden die Verwaltungscloud und neue 
Open-Source-Software-Lösungen.

Insgesamt wohnten mehr als 
1.100 Vertreter der öffentlichen 
Verwaltung sowie Mandatsträ-
ger von Bund, Ländern und Kom-
munen aus ganz Deutschland 
dem AKDB-Kommunalforum bei. 
50 Referenten sowie 40 eigene 
und von Partnern betreute Mes-
sestände präsentierten eine at-
traktive Leistungsschau der kom-
munalen IT in Bayern.

Das Kommunalforum setzte 
sich hohe Ziele, wie AKDB-Vor-
standsmitglied Gudrun Aschen-
brenner in einem Pressegespräch 
betonte: „Unsere gemeinsame  
Mission ist, Demokratie digi-
tal und sicher zu gestalten. Un-
ser Handeln ist geprägt von Re-
levanz und Verantwortung für 
unsere ganze Gesellschaft.“ AK-
DB-Vorstandsvorsitzender Ru-
dolf Schleyer ergänzte: „Eine 
prozessorientierte konsequente  
Verwaltungsdigitalisierung bie-
tet Vorteile für alle Beteiligten 
– für Bürger, Unternehmen und 
Verwaltung – und rückt die Men-
schen in den Mittelpunkt. Deshalb 
ist für unsere Software-Entwick-
lung eine Frage besonders span-
nend: Wie erreichen wir durch-
gängige digitale Prozesse und rüs-
ten die Kommunen damit auch 

gegen den Fachkräftemangel?“
Vertreter aus Ministerien und 

Verbänden diskutierten, wie Plä-
ne von Bund, Ländern und Kom-
munen bei der OZG-Umsetzung 
künftig noch besser ineinander-
greifen könnten. Als Vision nann-
te Schleyer das Ziel, dass 2025 
kein Bürger mehr aufs Amt müs-
se. Der AKDB-Unternehmensver-
bund fungiere als Software-Liefe-
rant, IT-Dienstleister, Datacenter, 
Support-Bereitsteller und Integ-
rator für Lösungen mit kommu-
nalem Bezug, auch auf Landes- 
und Bundesebene: „Wir schaffen 
Technik und Voraussetzungen, 
um schon heute ‚digital first‘ flä-
chendeckend von der Utopie zur 
Realität werden zu lassen“. Die 
AKDB sehe es als ihre Aufgabe, 
Kunden und damit Verantwortli-
chen aller staatlichen Ebenen zu 
demonstrieren, welche Potenzi-
ale in der Digitalisierung stecken.

Alte Zöpfe abschneiden

Digitalisierungsschranken sei-
en nicht in der Technik zu finden, 
selten im Datenschutz, jedoch 
häufig in gesetzlichen Vorgaben, 
erklärte Schleyer: „Wir brauchen 
mehr politischen Willen und 

Durchsetzungskraft, um alte Zöp-
fe abzuschneiden.“ In den ver-
gangenen zwölf Monaten wur-
den über die bayerischen Bür-
gerservice-Portale der AKDB 1,6 
Millionen Transaktionen abge-
wickelt: „Die Nachfrage bei den 
Bürgern wäre da, die Lösungen 
sind es vielfach auch“, unterstrich 
Schleyer. Was dagegen fehle, sei 
die allgemeine Überzeugung, auf 
absehbare Zeit ohne Digitalisie-
rung viele Verwaltungsaufgaben 
nicht mehr erledigen zu können, 
auch weil das Personal dafür im-
mer weniger werde.

Kopfzerbrechen bereitet den 
beiden Vorständen, dass es im-
mer noch uralte Prozesse und Vor-
schriften sind, die in der analo-
gen Welt durchaus berechtigt wa-
ren, jedoch die Entwicklung neuer 
Prozesse und deren Digitalisierung 
hemmen. „Wir scheitern nicht an 
der Technik, sondern an analo-
gen Hürden und deshalb liegen 
wir in Rankings zurück“, erläuter-
te Schleyer. Als Beispiel nannte er 
die KFZ-Zulassung. „Gäbe es das 
Blechschild nicht, wäre die KFZ-Zu-
lassung schon längst digital mög-
lich und damit der Druck auf die 
Kommunen wesentlich geringer.

Zehn Prozent des Personals, 
das bislang rein regelgebunden 
verwaltet, könnte anderweitig 
eingesetzt werden. Schließlich 
liege im Fachkräftemangel die 
Herausforderung unserer Zeit. 
Der Vorstandsvorsitzende pro-
gnostizierte, dass „Fachkräfte-
mangel und demografischer Fak-
tor in einer Heftigkeit zuschlagen 
werden, dass die Funktionsfähig-
keit der öffentlichen Verwaltung 
nicht mehr gewährleistet ist“.

Gudrun Aschenbrenner ver-
wies auf das Statement der bay-
erischen Digitalministerin Judith 
Gerlach, die den „Digitalplan für 
Bayern“ vorstellte und als einen 
der geplanten Meilensteine eine 

neue Zusammenarbeit mit Kom-
munen und AKDB nannte. Damit 
soll die Bereitstellung digitaler 
Verwaltungsleistungen beschleu-
nigt werden. Noch immer gibt es 
Aschenbrenner zufolge 40 Kom-
munen, die keinerlei Online-Ser-
vices anbieten. Allerdings wies 
sie auch darauf hin, dass die AK-
DB Lösungsanbieter sei und da-
her kein Interesse an zwangswei-
se verordneten Maßnahmen ha-
be. Gleichwohl sei für die Kom-
munen die Zeit reif zum Handeln.

Sicherheitsniveau 
professionalisieren

Mit Blick auf das Thema Cy-
bersecurity und den damit ver-
bundenen Schutz kritischer In- 
frastrukturen erklärte Schleyer, 
dass die Einfallstore für Angrif-
fe auf die kommunale IT oft ba-
nal seien, meist sei es schlicht ei-
ne E-Mail von außen. Das Sicher-
heitsniveau müsse deutlich an-
gehoben und professionalisiert 
werden. Mit NextGo (Next Ge-
neration Outsourcing) biete die  
AKDB für Verwaltungen professi-
onelle Betreuung für die kontinu-
ierliche Weiterentwicklung der 
IT-Infrastruktur. Dabei werde der 
unmittelbare IT-Betrieb auf die 
AKDB verlagert. Außerdem inves-
tiere der IT-Dienstleister in neue 
Rechenzentren, um spürbar ge-
stiegene Anforderungen erfüllen 
zu können. Diese sollen nachhal-
tig betrieben werden.

Außerdem, so Schleyer, sei Di-
gitalisierung nachhaltig: Auf die-
se Weise könnten im Falle des 
Umtauschs von 40 Millionen Füh-
rerscheinen 80 Millionen Fahr-
ten gespart werden. Die Ent-
wicklung Künstlicher Intelligenz 
werde noch die nächsten Jahr-
zehnte reifen müssen, bemerk-
te Aschenbrenner. Ein aus ihrer 
Sicht sinnvoller Prozess, denn 
„wir brauchen eine Gesellschaft, 
die KI verkraftet, und wir können 
nicht immer alle zu etwas zwin-
gen, denn das wird die Denkwei-
se nicht ändern.“� DK

V.l.: Rudolf Schleyer (AKDB), Digitalministerin Judith Gerlach,  
Gudrun Aschenbrenner (AKDB).� Bild: Mathis Beutel

M-net erweitert das Angebot an Rechenzentrumsleistungen:

Neue Partnerschaft mit 
noris network

Bayerns führender Glasfaseranbieter M-net baut sein Rechenzen-
trumsgeschäft weiter aus und hat dazu eine neue Kooperation 
mit dem Premium-IT-Dienstleister noris network abgeschlossen. 
Das im Rahmen der Partnerschaft erweiterte Leistungsangebot 
von M-net ermöglicht Geschäftskunden ab sofort Zugang zu mo-
dernsten Rechenzentren nach höchsten technologischen und 
ökologischen Standards. 

Microfocus von Amadys:

Modulare Bausteine für  
maßgeschneidertes FttX-Netzwerk
Mit Microfocus bringt die Amadys ein Komplettsystem an Ft-
tX-Konnektivitätslösungen für den erfolgreichen Glasfaserausbau 
auf den Markt. Das aus sechs Bausteinen, sogenannten Building 
blocks, bestehende System kombiniert modulare und vorkonfek-
tionierte Elemente. 

Der End-to-End-Systemintegra-
tor hat Microfocus flexibel konzi-
piert: Je nach Geschäftsszenario 
und Anforderungen seiner Kun-
den ermittelt Amadys den pas-
senden Modul-Mix und stellt die 
Bausteine maßgeschneidert zu-
sammen. Das Ergebnis sind hoch-
wertige, zuverlässige und pass-
genaue End-to-End-Glasfaser- 
netzwerke auf die Amadys- 
Endkunden eine 25-jährige Sys-
temgarantie erhalten.

Mit dem Microfocus-Konzept 
stellt die Amadys für jede der 
unterschiedlichen FttX-Ausbau-
phasen passende Lösungen be-
reit. Das modulare Baukastensys-
tem setzt sich aus vorkonfektio-
nierten PoPs, Schutzrohren, Zu-
leitungskabeln, Verteilpunkten, 
Anschlusslösungen und Hausan-
schlüssen zusammen. Doch das 
Konzept umfasst mehr: „Micro-
focus ist eine Gesamtlösung, die 
wir mit Blick auf den Investitions-
schutz des Assets „Glasfasernetz-
werke“ entwickelt haben“, sagt 
Lars Willemsen, Vice President 
Telecom Niederlande bei Amadys 
und Microfocus-Experte. „Neben 
qualitativ hochwertigen Produk-
ten, die die hohen Anforderun-
gen unseres Microfocus-Systems 
erfüllen müssen, schulen wir Un-
ternehmen und Subunternehmen 
gezielt im Umgang mit den Ft-
tX-Lösungen. So stellen wir sicher, 
dass unsere Kunden ein hochmo-
dernes und einwandfrei funkti-
onierendes Glasfasernetz erhal-
ten, auf das wir eine 25-jährige 
Systemgarantie geben können.“

Das erweist sich als großer 
Vorteil für alle am Glasfaseraus-
bau Beteiligten: Zwar geben Her-
steller Garantie auf einzelne Ft-
tX-Komponenten, doch das ga-
rantiert nicht, dass diese auch un-
tereinander passen, so dass das 
Gesamtsystem zusammenspie-
len kann. Genau dies sichert die 
Amadys mit ihrem modularen 
Baukastenprinzip Microfocus ab. 
Hinzu kommt: Der Systeminteg-
rator deckt auch die Logistikpla-
nung und Materiallogistik über 
den gesamten Projektverlauf ab, 
adaptiert bestehende Produkte 
und bietet so echtes One-Stop-
Shopping aus einer Hand.

Garantiekonzept

Das Garantiekonzept des Mic- 
rofocus-Systems beruht auf den 
folgenden Grundsätzen: Alle Ft-
tX-Komponenten müssen mit- 
und untereinander kompatibel 
sein und es dürfen nur Microfo-
cus-gebrandete Komponenten  
verbaut werden, die den hohen 
Industrie- und Qualitätsstand- 
ards der Amadys entsprechen. 
Darüber hinaus stellt Amadys 
(Sub)-Unternehmern, die das 
Microfocus-System installieren, 
für jedes Projekt detaillierte Ins-
tallationshandbücher zur Verfü-
gung, die eine strikte Umsetzung 
fordern. Sind diese Vorausset-
zungen erfüllt, gewährt der Sys-
temintegrator die 25-jährige Sys-
temgarantie und damit Investiti-
onssicherheit für seine Endkun-
den.� r

IT-Sicherheit in Deutschland 2022:

Angespannte Lage 
spitzt sich zu

Die Bedrohung im Cyber-Raum ist so hoch wie nie. Wie aus dem 
aktuellen Bericht des Bundesamts für Sicherheit in der Informati-
onstechnik (BSI) hervorgeht, spielen neben kriminellen Aktionen 
auch verschiedene Bedrohungen im Zusammenhang mit dem 
russischen Angriffskrieg auf die Ukraine eine Rolle. Hinzu kommt 
in zahlreichen Fällen eine unzureichende Produktqualität von IT- 
und Software-Produkten.

Das M-net eigene Glasfaser-
netz bietet Kunden zudem eine 
sichere und hoch performante 
Anbindung an die Rechenzent-
ren von noris network inklusive 
24-Stunden-Entstörservice – 
und das bequem aus einer Hand 
über einen regionalen Vertrags- 
und Ansprechpartner vor Ort in 
der Nähe des Kunden.

In Zeiten stetig steigender Si-
cherheitsanforderungen und 
wachsender Datenmengen so-
wie kritischer Zukunftsthemen 
wie Klimawandel und Ressour-
cenknappheit rückt für Unter-
nehmen die Wahl des richti-
gen Rechenzentrumspartners 
immer mehr in den Fokus. Um 
den wachsenden Bedarf der Ge-
schäftskunden mit einem er-
weiterten Leistungsangebot zu 
bedienen und das Rechenzen-
trumsgeschäft zu stärken, hat 
M-net nun eine strategische 
Partnerschaft mit dem regional 
führenden IT-Dienstleister für 
Rechenzentren noris network 
geschlossen.

Das erweiterte Leistungsan-
gebot in Kooperation mit noris 
network umfasst Rechenzent-
rumsdienstleistungen, die durch 
ein breites Spektrum an Services 
für Unternehmensvernetzungen 
und Datenanbindungen zu ei-
ner voll skalierbaren Lösung im 
Hinblick auf Platz, Leistung und 
Anbindung verknüpft werden. 
Unterschiedlich große Daten-
schränke bieten den bedarfsge-
rechten Platz für kundeneigene 
IT-Systeme in einer hochsiche-
ren und hochverfügbaren Um-
gebung. Die energetische Leis-
tungsbereitstellung von 1 bis 24 
Kilovoltampere (kVA) ist dabei 
flexibel anpassbar. 

Für eine bedarfsgerechte An- 
bindung der Rechenzentrums-
dienstleistungen profitieren Kun- 
den vom umfangreichen Vernet-
zungs-Portfolio von M-net: Die 
Datenanbindungen von M-net 
bieten je nach Bedarf höchste 
Bandbreiten bis 100 Gbit/s, ma-
ximale Verfügbarkeit sowie zu-
sätzliche Security Services wie 
beispielsweise eine DDoS-Absi-
cherung. Auch die allerhöchsten 
Anforderungen für geschäfts-
kritische Applikationen werden 
über das Business-Partner-Mo-
dell von M-net und noris net-
work erfüllt. Geschäftskun-
den vom kleinen Büro bis hin 
zu Großunternehmen, Behör-
den oder Kliniken erhalten somit 
über M-net einen Rundum-Ser-
vice für jeden individuellen Be-
darf – egal ob der Serverstand-
ort in ein virtuelles Firmennetz-
werk integriert, eine exklusive 
Direktverbindung zu globalen 
Cloud-Providern erhalten oder 
über hoch performante Ether-

net-Festverbindungen angebun-
den werden soll. 

„Die Unternehmen in Bay-
ern haben einen großen Bedarf 
an modernen, nachhaltigen und 
zukunftssicheren Rechenzent-
rumskapazitäten“, erklärt Lars 
Richter, Bereichsleiter für Ge-
schäftskunden bei M-net. „Für 
uns ist es daher nur folgerich-
tig, dass der führende regionale 
Glasfaseranbieter und der loka-
le Premium-IT-Dienstleister für 
Rechenzentren hier ihre Kräfte 
bündeln. M-net bietet im Rah-
men dieser Best-in-Class-Part-
nerschaft Unternehmen nicht 
nur die für die Datenanbindung 
erforderliche Hochleistungs-In- 
frastruktur über das eigene Glas-
fasernetz, sondern auch Zugang 
zu hochverfügbaren und res-
sourcenschonenden Rechenzen-
tren von noris network. Das Bes-
te dabei: M-net Kunden erhalten 
alles bequem aus einer Hand.“ 

Modernste Rechenzentren: 
Maximal verfügbar,  
energieeffizient und sicher

Die Rechenzentren von noris 
network gehören zu den mo-
dernsten in Europa und wur-
den unter den Aspekten maxi-
male Sicherheit und maximale 
Effizienz konzipiert. Ausgestat-
tet sind sie mit biometrischer 
Zutrittskontrolle, 24/7-Sicher-
heitsdienst vor Ort sowie ei-
nem mehrstufigem Zutrittssys-
tem und Überwachung. Sepa-
rate IT-Sicherheitsräume und 
Brandschutz mit Brand-Frühest- 
erkennung sorgen zusätzlich für 
höchste Sicherheitsstandards. 
Ausgezeichnet wurde noris net-
work mit dem deutschen Re-
chenzentrumspreis für das Re-
chenzentrum München Ost. 
Die Rechenzentrums-Standorte 
von noris network haben zu-
dem weitere wichtige Zertifizie-
rungen vorzuweisen. Dazu ge-
hören unter anderem ISO 27001 
auf der Basis von IT-Grundschutz 
(BSI), EN 50600 und viele mehr.

In Bezug auf einen nachhalti-
gen und effizienten Betrieb set-
zen die Rechenzentren von noris 
network neue Maßstäbe. Die 
Kühlung wird mittels hocheffi-
zientem Kyoto-Cooling® zu 90 
Prozent der Zeit ohne Zusatzsys-
teme bewältigt. Der Energiebe-
darf für den Betrieb der Rechen-
zentren wird zu 100 Prozent aus 
Ökostrom gedeckt und dank 
der hocheffizienten USVs (un-
terbrechungsfreie Stromversor-
gung) mit geringsten Verlusten 
genutzt. Dank redundanter An-
bindungen an Energieversorger 
liegt die Verfügbarkeit der noris 
Rechenzentren bei über 99,999 
Prozent pro Jahr.� r

Bislang gab es hierzulande 
im Zusammenhang mit dem An-
griffskrieg Russlands gegen die 
Ukraine eine Ansammlung klei-
nerer Vorfälle und Hacktivis-
mus-Kampagnen. Beispiele hier-
für waren der Ausfall der Fern-
wartung in deutschen Windkraft-
anlagen nach dem Angriff auf ein 
Unternehmen der Satellitenkom-
munikation und ein Hacktivis-
mus-Angriff auf deutsche Mine-
ralölhändler mit russischem Mut-
terkonzern. Eine übergreifende 
Angriffskampagne gegen deut-
sche Ziele war nicht ersichtlich. 
Die Lage im Cyber-Raum von NA-
TO-Partnern war dagegen teil-
weise angespannt und in der Uk-
raine teilweise existenzbedro-
hend kritisch, heißt es in dem La-
gebericht.

Angriffe auf  
Kommunalverwaltungen

Vor allem für Unternehmen 
blieb Ransomware die Hauptbe-
drohung. Die im vergangenen Be-
richtszeitraum beobachtete Aus-
weitung von Erpressungsmetho- 
den im Cyber-Raum hat sich fort-
gesetzt. Insbesondere das so-
genannte Big Game Hunting, al-
so die Erpressung umsatzstarker 
Unternehmen mit verschlüssel-
ten und exfiltrierten Daten, nahm 
weiter zu. Sowohl die von IT-Si-
cherheitsdienstleistern berich-
teten Lösegeld- und Schweige-
geld-Zahlungen als auch die An-
zahl der Opfer, deren Daten etwa 
wegen ausbleibender Zahlun-
gen auf Leak-Seiten veröffentlicht 
wurden, sind weiter gestiegen.

Dass nicht nur Unternehmen 
Ziel von Ransomware-Angrif-
fen sind, zeigt eindrücklich der 
folgenschwere Angriff auf ei-

ne Landkreisverwaltung in Sach-
sen-Anhalt: Erstmals wurde we-
gen eines Cyber-Angriffs der Ka-
tastrophenfall ausgerufen. Bür-
gernahe Dienstleistungen waren 
über 207 Tage lang nicht oder nur 
eingeschränkt verfügbar.

Laut Bericht wurden im 
Jahr 2021 zudem über 20.000 
Schwachstellen in Software-Pro-
dukten entdeckt und erfasst. 
Dies entspricht einem Zuwachs 
von zehn Prozent gegenüber dem 
Vorjahr. Vermehrt zu beobachten 
waren auch Angriffe auf Perime-
ter-Systeme, wie zum Beispiel Fi-
rewalls oder Router.

Die beschleunigte Digitalisie-
rung in allen Bereichen des alltäg-
lichen Lebens – von den Lieferket-
ten der international agierenden 
Konzerne, den Geschäftsprozes-
sen auch in kleinen und kleinsten 
Unternehmen über die Dienstleis-
tungen öffentlicher Institutionen 
bis hin zu den digitalen Anwen-
dungen, die fast jede Bürgerin 
und jeder Bürger täglich im Alltag 
nutzt – macht auch bei der „Cy-
ber-Sicherheit made in Germany“ 
eine Zeitenwende notwendig.

Bundesinnenministerin Nan-
cy Faeser zufolge erfordert die 
seit dem russischen Angriffskrieg 
auf die Ukraine anhaltend er-
höhte Cyber-Bedrohungslage ei-
ne strategische Neuaufstellung 
und merkbare Investitionen in 
Deutschlands Cyber-Sicherheit. 
Faeser kündigte an, die Sicher-
heitsbehörden zu stärken und ei-
ne „eng verzahnte föderale Cy-
ber-Abwehr“ zu schaffen. Jede 
Schwachstelle in Soft- oder Hard-
wareprodukten sei ein potenziel-
les Einfallstor für Angreifer und 
gefährde die Informationssicher-
heit in Verwaltung, Wirtschaft 
und Gesellschaft.� DK
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Daten:  
Das Fundament einer smarten Region

Die atene KOM unterstützt Sie dabei, das Datenpotenzial Ihrer Kommune zu nutzen

Einst galt Salz als das weiße Gold – eine kostba-
re Ressource, die es erlaubte Lebensmittel in Zei-
ten ohne Kühlschrank haltbar zu machen. Aber die 
Welt hat sich gewandelt. Heute, in Zeiten der Res-
sourcenknappheit natürlicher Rohstoffe, scheint 
ein anderes Gut zunehmend an Wertigkeit zu ge-
winnen: Daten. Sie können ähnlich wie physische 
Rohstoffe von vielen Akteur:innen für verschiede-
ne Zwecke geteilt, gehandelt und verwertet wer-
den, nutzen sich dabei allerdings kaum ab. Daten 
können in beliebig vielen Anwendungen gleichzei-
tig verarbeitet werden und stellen somit die Grund-
lage für das derzeit wachsende Feld der Datenöko-
nomie dar. Was genau sind allerdings (kommunale) 
Daten? Wie und vor allem wo können sie erhoben, 
gesammelt und genutzt werden und welche Po-
tenziale bieten Datenökosysteme für die Kommu-
nalentwicklung? Der folgende Artikel widmet sich 
eben diesen Fragen und geht dabei auch auf die 
infrastrukturellen und organisatorischen Anforde-
rungen zur innovativen Datenverarbeitung ein.

Einfach ausgedrückt sind Daten Messwerte, die 
im Rahmen von Beobachtungen, Messungen oder 
statistischen Erhebungen gewonnen, ausgewertet 
und analysiert werden können. Es gibt verschiede-
ne Arten von Daten, die sich etwa in Format oder 
in ihrer Aktualität unterscheiden. Mit dem Muster-
datenkatalog für Kommunen ermöglicht die Ber-
telsmannStiftung bspw. einen Einblick in die Viel-
falt kommunal vorhandener Datensätze, wie z.B. 
demographische Daten (Pendler- und Einwohner-
statistiken, uvm.), Infrastrukturdaten (Breitbandver-
sorgung, Straßenverzeichnis, uvm.) oder Umweltda-
ten (Luftqualität, Grundwasser-Monitoring, umv.). 

Ressourcenschonend und nachhaltig planen

Durch die nutzerorientierte, verantwortungsvolle 
und gemeinwohlorientierte Verwertung der gesam-
melten Daten, können deutsche Städte, Gemeinden 
und Landkreise jedweder Größe ressourcenscho-
nender und nachhaltiger planen und handeln, Ent-
scheidungen besser auf die Bedürfnisse ihrer Be-
wohnerschaft abstimmen und langfristig lebens-
werte reale Räume schaffen. Bislang beschränken 
sich die Aktivitäten hierzu jedoch hauptsächlich auf 
die Großstädte, obwohl sich auch für kleinere Kom-
munen vielfältige datengestützte Gestaltungsmög-

lichkeiten ergeben. So können kommunal verfüg-
bare Datensätze neben der Darstellung auf rei-
nen Veröffentlichungsportalen für offene Verwal-
tungsdaten zunehmend auch auf sogenannten 
‚Urbanen oder Kommunalen Datenplattformen‘ 
pilotiert werden, welche neben einer technischen 
Infrastruktur für Datenaufbereitung auch deren 
Einbindung in online zugängliche, intuitiv gestal-
tete Analyseschemata unterschiedlichster An-
wendungsbereiche umfassen. So werden Daten 
aus verschiedenen Kontexten des öffentlichen 
Interesses, wie etwa aus Gesundheitswesen, öf-
fentlicher Infrastruktur oder Verkehr und Mobili-
tät, verschnitten und genutzt. 

„TwinBy“

Besonders für den „Digitalen Zwilling“ –  ei-
nem zukunftsfähigen Trend im öffentlichen Sek-
tor mit Ursprung in der Industrie – sind Kommu-
nale Datenplattformen mitunter eine entschei-
dende Grundlage. Digitale Zwillinge sind das iden-
tische Abbild der Realität im virtuellen Raum. 
Durch sie werden auf Basis von 2 oder 3-D Stadt-
modellen, (Echtzeit-) Daten zusammengebracht, 
visualisiert und Simulationen für Zukunftsszena-
rien ermöglicht. In einigen bayerischen Kommu-
nen, wie München oder Kempten, ist ein Digitaler 
Zwilling bereits im Einsatz. Das neue Förderpro-
gramm „TwinBy“ des Bayerischen Staatsministeri-
ums für Digitales bietet auch weniger finanzstar-
ken Kommunen die Chance ihren eignen Zwilling 
für eine zukunftsfähige Stadt- und Regionalpla-
nung zu entwickeln.

Zahlreiche Marktteilnehmende haben das Po-
tenzial jener Datenplattformen als zeitgemäße Lö-
sung zur öffentlichen Datenverarbeitung erkannt 
und bieten eigene Anwendungssysteme für Kom-
munen an. Die Auswahl geeigneter Plattformlö-
sungen, deren Implementierung und Administra-
tion geht jedoch meist mit hohem zeitlichen und 
personellen Aufwand einher und bedarf einer ge-
wissen digitalen Kompetenz auch auf Seiten der 
Kommune. Eine neutrale Beratung durch externe 
Dienstleister ist hier häufig gewinnbringend, um 
in Zukunft eine bedarfsgerechte und auf die Kom-
mune zugeschnittene Anwendung implementie-
ren zu können. � r

Alle Beiträge finden Sie auf der Internetseite: 
www.gemeindezeitung.de/GZ-Blog

In Kooperation mit der atene KOM GmbH 

Die atene KOM empfiehlt Kommunen zunächst die Erarbeitung eines Datenkonzeptes als strategischen 
Fahrplan für den Umgang mit den vorhanden kommunalen (Daten-) Potenzialen und Kompetenzen. Dies 
ist ein komplexer Prozess, der nur selten von der Kommune alleine umgesetzt werden kann. Falls Ihre Ge-
bietskörperschaft Interesse und Bedarf an einer ganzheitliche Beratung zu sämtlichen Phasen der Ver-
wirklichung einer Kommunalen Datenplattform hat, sprechen Sie gerne unsere Berater*innen am Regio-
nalstandort Bayern an: Dr. Peyman Khodabakhsh, p.khodabakhsh@atenekom.eu, +49 89 4132488 – 10.�r

Vom Batteriezentrum bis zum Bäcker:

Neue App InnoHikes zeigt 
Innovationen in der Metropolregion

Rätsel lösen, Punkte sammeln und Gewinne mitnehmen – die neue 
Kampagne InnoHikes zeigt über eine App spielerisch Innovationen 
und Karrieremöglichkeiten in der Metropolregion Nürnberg. In 
einer digital-analogen Schnitzeljagd mit Augmented-Reality-Ele-
menten können technikaffine Talente potenzielle Arbeitgeber, in-
novative Ideen, Hochschulen und Forschungseinrichtungen entde-
cken. Auf fleißige Punktesammler warten tolle Gewinne.

Wie viel Künstliche Intelligenz 
steckt in einer Semmel? Wie un-
terstützt KI Azubis in ländlichen 
Räumen? Innovative Ideen, KI 
und Automatisierung nutzen Un-
ternehmen in der ganzen Metro-
polregion: für autonome Busse 
in Kronach oder für die Entwick-
lung einer Sprachassistenz-Soft-
ware bei der DATEV in Nürnberg. 
Das macht die Region zu einer 
der innovativsten Europas und 
zur Heimat von Weltmarktfüh-
rern und Hidden Champions.

Leuchtturmprojekt

„Die Metropolregion besticht 
durch ihre Innovationskraft. Hier 
werden im Vergleich zum Bun-
desdurchschnitt doppelt so vie-
le Patente angemeldet“, sagt 
Prof. Klaus Wübbenhorst, Wirt-
schaftsvorsitzender der Metro- 
polregion. Und das zeigt die 
App InnoHikes: Spielerisch wan-
dern Schulabsolventen, Auszu- 
bildende, Studierende und Young 
Professionals virtuell und in der 
Realität zu 57 Stationen (Chal-
lenges), in denen es Innovati-
onen, zukunftsorientierte Stu- 
dienfächer, außergewöhnliche  
Jobperspektiven und attraktive 
Preise zu entdecken gibt. Im 
Couch-Potato-Modus werden 
die Challenges zuhause gelöst, im 

Hiker-Modus stellt man sich den 
Aufgaben vor Ort.

„Die Metropolregion Nürnberg 
startet heute ein ganz besonde-
res digitales Leuchtturmprojekt, 
das das Heimatministerium mit 
fast 300.000 Euro unterstützt! 
Das Projekt InnoHikes leistet ei-
nen Beitrag zur Zukunftskompe-
tenz der ganzen Region, indem 
es junge Menschen für die viel-
fältigen innovativen Facetten un-
serer Heimat begeistert. In sei-
ner attraktiven und zeitgemäßen 
Umsetzung präsentiert das Pro-
jekt mit einer innovativen App 
technologische Highlights aus al-
len Teilen der Metropolregion 
und vereint so die kommunale 
Familie mit Wirtschaft, Wissen-
schaft und Kultur. Ich freue mich, 
dass die Europäische Metropolre- 
gion Nürnberg zusammen mit 
vielen Partnern so einen weite-
ren Baustein zur Stärkung unse-
rer Heimat umsetzt“, betont Al-
bert Füracker, Staatsminister der 
Finanzen und für Heimat. 

21 Unternehmen, Hochschulen 
und Institutionen sind beteiligt 
und präsentieren ihre vielseitigen 
Projekte, Entwicklungen und Ide-
en. „Es lohnt sich bei der Berufs-
wahl in der Metropolregion Nürn-
berg umzuschauen. Hier werden 
Talente gebraucht und es steckt 
viel Kreativität in der Region. Das 

zeigen die Challenges der beteilig-
ten Partner“, sagt Dr. Florian Ja-
nik, stellvertretender Ratsvorsit-
zender der Metropolregion und 
OB der Stadt Erlangen.

57 Challenges und mehr als 100 
Rätsel warten entlang der Hikes. 
Für richtige Antworten beim Quiz 
sowie erfolgreich abgeschlossene 
Challenges gibt es Punkte und klei-
ne Auszeichnungen, Badges, für 
den virtuellen Wanderrucksack. 
„Mit dem Gamifizierungs-Ansatz 
mit Augmented-Reality-Elemen-
ten, Rätseln, Highscores, Badges 
und Preisen vermittelt die App 
spielerisch Informationen“, er-
klärt Dr. Christofer Daiberl vom 
offenen Innovationslabor JO-
SEPHS in Nürnberg, das die App 
zusammen mit der Metropolregi-
on Nürnberg und dem Partner IN-
CLUSIFY entwickelt hat. Wer es in 
den Lostopf schafft, hat die Chan-
ce auf verlockenden Preise wie 
ein E-Mountainbike oder ein iPad 
Air. Im Frühjahr nächsten Jahres 
werden die besten Hiker bei einer 
Preisverleihung gekürt.

Zusätzlich verdient man sich 
mit einem guten Platz in den 
Highscores ein persönliches In-
noHikes-Zertifikat und hat damit 
bei einer Bewerbung bei den teil-
nehmenden Unternehmen und 
Einrichtungen sicher einen Bonus.

Optimierung  
durch Nutzerfeedback

Der Start des ersten Hikes ist 
erst der Anfang für weitere Rätsel 
und Herausforderungen. Die ak- 
tuell vorliegende Version der App 
ist eine Public-Beta-Version, die 
jetzt durch Nutzerfeedback op-
timiert wird. In diesem Hike wird 
viel ausprobiert. Nutzer sind ein-
geladen, Fragen und Hinweise an 
das JOSEPHS oder an Metropol-
region@metropolregion.nuern-
berg.de zu geben. Das JOSEPHS 
in Nürnberg dient als Basecamp 
– Interessenten können sich dort 
über die InnoHikes informieren, 
die App ausprobieren und ihre 
Ideen und Impulse für die Weiter-
entwicklung und den zweiten Hike 
einbringen. Dieser wird mit einem 
neuen Thema voraussichtlich im 
Herbst 2023 starten. Er ist offen 
für interessierte Unternehmen, 
Institutionen und Forschungs- 
einrichtungen. Interessensbekun-
dungen nimmt die Geschäftsstel-
le der Metropolregion unter obi-
ger Mail-Adresse entgegen.

Ein Bildungskonzept der Zu-
kunft offeriert die Lars und Chris-
tian Engel (LUCE) Stiftung, einer 
von 21 beteiligten Partnern aus 
Weiherhammer im Landkreis Tir-
schenreuth mit ihrer Challen-
ge „KI in der beruflichen Bildung: 
Wie Azubis im virtuellen Raum 

lernen“. Die Stiftung hat sich zum 
Ziel gesetzt die Entwicklung der 
Oberpfalz zur modellhaften Wis-
sensregion voranzutreiben. 

Stiftungsvorstandsvorsitzen-
der Prof. Dr. Erich Bauer freut sich 
über die Beteiligung an der App: 
„Wir sind Bildungsdienstleister 
und haben die Vision, ein Ökosys-
tem für die Bildung zu schaffen 
und dabei immer den Menschen 
in den Mittelpunkt zu stellen. Mit 
Projekten wie diesem gelingt es, 
gerade jungen Menschen aufzu-
zeigen, welche tollen Möglich- 

keiten unsere Region bietet.“
Wie kleinere und mittlere Un-

ternehmen KI nutzen, ist in der 
Region Kronach zu sehen. Dort 
unterstützt ein eigener KI-Hub. 
„Die App der InnoHikes veran-
schaulicht, wie vielfältig KI be-
reits im Raum Kronach eingesetzt 
wird“, sagt Jana Bocklet vom Re-
gionalmanagement Landkreis 
Kronach. Darunter ist das Back-
haus Müller, das sich als moder-
ner Arbeitgeber präsentiert: Dort 
scannt ein KIWerkzeug übrigge-
bliebene Semmeln und erkennt 

mithilfe von Künstlicher Intelli-
genz welche Sorten sich nicht ver-
kauft haben, so dass die Produkti-
on angepasst werden kann.

Begleitend dazu wird es eine 
Social Media-Kampagne auf Ins-
tagram und TikTok geben. Post-
karten, Plakate, Flyer und Auf-
kleber runden den 1. Hike ab. Er-
gänzend sind die teilnehmenden 
Partner eingeladen, mit lösba-
rer Kreidefarbe und Schablonen 
einen QR-Code, der zur InnoHi-
kes-Website führt, auf Flächen in 
ihrem Umfeld zu sprayen.� r

Staatsminister Albert Füracker mit Projektbeteiligten. 
� Bild: Metropolregion Nürnberg

Schnelles Internet 
für Simbach

In den nächsten rund 1,5 Jahren baut die Bayernwerk Netz (Bay-
ernwerk) im Auftrag des Elektrizitätswerks Simbach in mehreren 
Bauabschnitten das Glasfasernetz im Stadtgebiet und in den Au-
ßenbezirken von Simbach aus. Ziel der Arbeiten ist es, alle Gebie-
te zu erschließen, die noch nicht ans Glasfasernetz angeschlossen 
sind. Ein Großteil der Kosten ist durch die Breitbandförderung des 
Bundes gedeckt. Mitte Oktober war Spatenstich mit Bürgermeister 
Klaus Schmid, Christian Schantz, Geschäftsführer des Elektrizitäts-
werks Simbach, Bayernwerk-Projektleiter Michael Jetzlsperger und 
Experten von Stadt und Landkreis. Die Arbeiten begannen Ende Ok-
tober und sollen im Laufe des Jahres 2024 fertiggestellt sein.

Schnelles Internet mit bis zu 
1.000 Megabit pro Sekunde für 
alle in Simbach: Das ist das Ziel 
des mehrere Millionen Euro teu-
ren Glasfaserausbaus vom Bay-
ernwerk im Auftrag des Elektrizi-
tätswerks Simbach. Der Projekt-
plan sieht vor, in mehreren Bau-
abschnitten alle noch nicht an 
das Glasfasernetz angeschlosse-
nen Regionen einzubinden und 
die heute noch „weißen Flecken“ 
abzudecken. „Insgesamt führen 
wir in den nächsten rund 1,5 Jah-
ren knapp 30 Kilometer Tiefbau-
arbeiten aus, dazu verlegen wir 
rund 120 Kilometer Glasfaser-
kabel“, sagt Michael Jetzlsper-
ger, der die Arbeiten des Bayern-
werks leitet.

Er ergänzte: „Wir freuen uns 
über das große Vertrauen, das 
uns das Elektrizitätswerk mit die-
sem Auftrag entgegenbringt. Für 
uns ist es das bisher größte Ein-
zelprojekt dieser Art.“

Seit 2014 hat das Elektrizi-
tätswerk Simbach Großteile des 
Glasfasernetzes im Stadtgebiet 
ausgebaut. Mittlerweile sind 
mehrere tausend Kunden an-
geschlossen. Dass das Bayern-
werk Projektpartner des Elekt-
rizitätswerkes ist, ist nicht neu. 
Seit mehr als 20 Jahren arbei-
ten die Unternehmen beim Aus-
bau des Stromnetzes zusammen. 
Und auch beim Breitbandaus-
bau war das Bayernwerk von An-
fang an Projektpartner. „Unser 
Anspruch ist es, die Glasfaser- 
anschlüsse im Sinne der Kunden 
schnell und technisch perfekt zu 
erstellen. Die Zusammenarbeit 
mit dem Bayernwerk hat sich be-
währt“, sagte Christian Schantz, 
Geschäftsführer des Elektrizi-
tätswerks Simbach.

Die Initiative, das Glasfaser-
netz nun auch auf die Gebiete 
zu bringen, die bisher kaum mit 
Breitband versorgt sind, kam von 

der Stadt Simbach am Inn und 
vom Landkreis Rottal-Inn. „Mit 
diesem Projekt kommt die Digi-
talisierung in unserer Region ei-
nen großen Schritt voran“, sagte 
Bürgermeister Klaus Schmid. Der 
flächendeckende Ausbau des 
Glasfasernetzes sei dafür eine 
wichtige Voraussetzung. Es sei 
erfreulich, dass durch die Mitar-
beit des Bayernwerks stellenwei-
se auch Arbeiten am Stromnetz 
und Arbeiten am Glasfasernetz 
gebündelt werden können.

Michael Jetzlsperger bestätig-
te: „Unser Ziel ist es, die Arbeiten 
zügig und mit möglichst gerin-
gen Einschränkungen für die An-
wohner erfolgreich zu erledigen.“ 
Während der gesamten Bauzeit 
sei in Abstimmung mit der Ver-
waltung allenfalls mit halbseiti-
gen Straßensperrungen zu rech-
nen, die mit Ampelbetrieb gere-
gelt werden. Vollsperrungen sind 
nicht geplant. Die Arbeiten begin-
nen in der Region Grub, Eggstet-
ten und Niedereck. Danach geht 
es Richtung Süden weiter.� r
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Telekom zum Digitalpakt Bayern:

Wir digitalisieren Bayern
94,5 % der Bevölkerung können auf 5G zugreifen 

Hauptverkehrswege sind lückenlos mit schnellem Internet versorgt
Srini Gopalan, Deutschland-Chef der Telekom, hat am Rande der 
Veranstaltung zum „Digitalpakt Bayern“ einen Einblick in die Aus-
baupläne der Telekom für Festnetz und Mobilfunk im Freistaat 
gegeben. „Wir schaffen mit unserem Ausbau die Grundlage für 
die Digitalisierung in Bayern. In der Stadt und auf dem Land“, sagt 
Srini Gopalan. „Wir haben im Freistaat eine sehr starke Position 
und werden weiterhin in die beste Netzinfrastruktur investieren. 
Bayern profitiert von unserem Ausbau überdurchschnittlich.“

Bayerns „Pakt digitale Inf-
rastruktur“ sieht einen Zehn- 
Punkte-Plan vor, der den Aus-
bau von gigabitfähigen Netzen 
beschleunigen soll. „Alternative 
Verlegemethoden, digitale und 
schnelle Genehmigungsverfah-
ren, Nutzung kommunaler Lie-
genschaften für den Mobilfunk, 
zielgerichtete Förderung: die 
wichtigsten Punkte sind im Plan 
adressiert. Doch entscheidend 
ist die Umsetzung. Der Netzaus-
bau ist ein zutiefst regionales Ge-
schäft. Deshalb ist der Schulter-
schluss mit Entscheidern vor Ort 
wichtig, damit wir Bayern in der 
geplanten Geschwindigkeit wei-
ter digitalisieren“, sagt Gopalan. 

Glasfaser: 1,8 Millionen 
Haushalte bis 2025

Die Telekom wird im Festnetz 
in Bayern bis 2025 über 1,8 Milli-
onen Haushalte direkt ans Glas-
faser-Netz anschließen. Damit 
können Privatkunden Anschlüs-
se mit 1 Gigabit pro Sekunde 
nutzen, Geschäftskunden An-
schlüsse mit 100 Gigabit pro Se-
kunde und mehr. „Wir haben da-
rüber hinaus jeder bayerischen 
Kommune ein Angebot ge-
macht, mit uns über einen Voll-
ausbau mit Glasfaser zu spre-
chen“, sagt Gopalan. „Bei unse-
rer ‚Glasfaser-Offensive Bayern‘ 
haben wir in den vergangenen 
12 Monaten knapp 2.000 per-
sönliche Gespräche geführt. Das 
Interesse ist riesig.“ 

Rund 10.500 Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Tele-
kom kümmern sich in Bayern 
um den Glasfaser-Ausbau: in der 
Technik, im Vertrieb und im Ser-
vice. Derzeit baut die Telekom in 
rund 400 bayerischen Kommu-
nen gleichzeitig Glasfaser-An-
schlüsse. Die Telekom agiert auf 
der Grundlage einer hervorra-
genden Infrastruktur. 83 Pro-
zent der Haushalte und Unter-

nehmen in Bayern können be-
reits heute Geschwindigkeiten 
von 100 Megabit pro Sekun-
de und mehr haben. 67 Prozent 
können sofort bis zu 250 Mega-
bit pro Sekunde buchen. Gopa-
lan verspricht: „Ab 2023 bau-
en wir in Bayern jedes Jahr min-
destens 600.000 Glasfaser-An-
schlüsse. Wir werden diese 
Frequenz beibehalten, bis jeder 
Haushalt und jedes Unterneh-
men in Bayern angeschlossen 
ist. Wir lassen nicht nach, bis al-
le dabei sind.“

Rund 2.000 Schulen  
mit Glasfaser versorgt

Neben dem Eigenausbau be-
dient die Telekom auch die öffent-
lichen Ausschreibungen des Frei-
staats. So hat die Telekom bei-
spielsweise rund 2.000 Schulen 
in Bayern ans Glasfasernetz ange-
schlossen. Gopalan betont: „Diese 
Bauprojekte besitzen bei uns ho-
he Priorität. Wir wissen, wie wich-
tig das Thema Bildung ist. Schlaue 
Gedanken brauchen Highspeed. 
Wir nehmen hier unsere soziale 

Verantwortung ernst.“
Derzeit können 94,5 Prozent 

der Bevölkerung in Bayern auf 
5G zugreifen und Geschwindig-
keiten von bis zu 1 Gbit/s nut-
zen. Damit liegt der Wert über 
dem bundesweiten Durch-
schnitt von 92 Prozent. „5G ist 
für unsere Kundinnen und Kun-
den kein Versprechen in die Zu-
kunft, das mit einem ‚+‘ gekenn-
zeichnet werden muss. 5G ist in 
unserem Netz bereits tägliches 
Erleben.“ 

5G ist bereits  
tägliches Erleben

Bei Großveranstaltungen wer-
den schon heute zwischen 30 
und 50 Prozent des Datenver-
kehrs im 5G-Netz übertragen, 
etwa bei einem Champions Le-
ague Spiel des FC Bayern, dem 
Oktoberfest oder der anstehen-
den Messe „bauma“. Die Tele-
kom hat in Bayern bereits 5.100 
Standorte mit 5G ausgestattet. 
Bis 2025 werden noch 375 wei-
tere Standorte mit 5G im Fre-
quenzband 3,6 Gigahertz er-
richtet. Und auch hier agiert die 
Telekom auf der Grundlage ei-
nes hervorragenden Bestands-
netzes. Die Bevölkerungsab-
deckung bei 4G liegt bei 98,9 
Prozent. Die ICE-Strecken und 
die Autobahnen in Bayern sind 
komplett mit 4G versorgt.�  r

Als führender Glasfaserverband zeichnet 
der Bundesverband Breitbandkommunikati-
on (BREKO) Telekommunikationsnetzbetrei-
ber mit einem Qualitätssiegel aus. Die Verlei-
hung des Qualitätssiegels „Echte Glasfaser“ 
ist an Kriterien wie die Investitionsbereit-
schaft in Glasfasernetze bis in die Gebäude 
und Wohnungen (FTTB/FTTH) gebunden. Vo-
raussetzung ist außerdem, dass das ausge-
zeichnete Unternehmen dem Ausbau dieser 
echten Glasfaseranschlüsse im Verhältnis zu 
anderen Technologien Priorität einräumt.

Der Bundesverband Breitbandkommunika-
tion (BREKO) zeichnet Telekommunikations-
unternehmen mit einem Qualitätssiegel aus, 
die sich als vertrauenswürdige, kompetente 
und verlässliche Glasfaserpartner vor Ort ein-
setzen und somit das BREKO-Leitmotiv „Fiber 
for Future“ aktiv für die Wettbewerbsfähigkeit 
Deutschlands umsetzen.

Unternehmen müssen Kriterien erfüllen

Das Qualitätssiegel „echte Glasfaser“ ist an 
Kriterien gebunden wie die Höhe der getätig-
ten und geplante Investitionen in Glasfaser-
netze bis in die Gebäude und Wohnungen. 
Voraussetzung ist außerdem, dass das ausge-
zeichnete Unternehmen dem Ausbau dieser 
„echten“ Glasfaseranschlüsse im Verhältnis 
zu anderen Technologien Priorität einräumt. 
Weiterhin muss das Unternehmen Open Ac-
cess anbieten, d. h. die gebauten Glasfasernet-
ze zu fairen Bedingungen auch anderen Wett-
bewerbern zur Verfügung stellen. Ziel ist es, 
dadurch Überbau zu verhindern und Ressour-
cen zu schonen. Das hat auch Vorteile für Ver-
braucherinnen und Verbraucher: Sie kommen 
schneller an einen Glasfaseranschluss und 
gleichzeitig besteht größere Wahlfreit durch 
mehr Wettbewerb.

BREKO-Geschäftsführer Dr. Stephan Albers: 
„Wo Glasfaser draufsteht, muss auch Glasfa-
ser drin sein. Nur echte Glasfaser führt uns zu 

voller Konnektivität und eröffnet als zukunfts-
sichere digitale Infrastruktur das volle Potenti-
al der Digitalisierung. Mit unserem Qualitäts-
siegel zeichnen wir die Unternehmen aus, die 
sich zum Bau von echten Glasfasernetzen be-
kennen und so dazu beitragen, dass die volle 
Glasfaserqualität bei den Menschen und Un-
ternehmen ankommt und sie am digitalen Le-
ben teilhaben können – egal ob im auf dem 
Land oder in der Stadt.“

Echte Glasfaser für volle Konnektivität

Hochleistungsfähige Glasfasernetze sind die 
Basis für das digitale Leben der Gegenwart 
und Zukunft. Die wichtigsten Akteure im Glas-
faserausbau sind in Deutschland die alternati-
ven Netzbetreiber. Sie realisieren 70 Prozent 
des Ausbaus mit echten Glasfaseranschlüssen 
und versorgen sowohl Ballungsräume als auch 
ländliche Gebiete mit zukunftssicherer digita-
ler Infrastruktur.

Der Ausdruck „echte Glasfaser“ steht für 
Glasfaserleitungen bis in die Gebäude (FTTB) 
und Wohnungen (FTTH). Die Menge der Da-
ten, die über das Internet übertragen wer-
den, steigt rasend schnell an. Immer mehr Ge-
räte im Haushalt sind miteinander vernetzt. 
Mit einem Glasfaseranschluss im Gebäude 
beziehungsweise der Wohnung sind Band-
breiten im Gigabitbereich kein Problem. Und 
das nicht nur im Download sondern auch im 
Upload. Nach oben sind den Bandbreiten prak-
tisch keine Grenzen gesetzt. Die Datenübertra-
gung über Glasfasernetze ist zudem besonders 
energieeffizient und verbraucht damit deutlich 
weniger Strom als über herkömmliche Kupfer- 
oder Kabelnetze.
Mehr zum Siegel auf der BREKO-Webseite:
https://www.brekoverband.de/breko/fi-
ber-for-future/. 
Die ausgezeichneten Unternehmen stehen auf 
der Seite der Kampagne „Fiber for Future“: 
https://www.fiber-for-future.de/partner-innen/

Echte Glasfaser für Deutschland
BREKO verleiht Siegel für Telekommunikationsnetzbetreiber

Finanz- und Heimatminister Albert Füracker: 

Bauliches Erbe und  
Digitalisierung vereint

Kulturgüter in Bayern virtuell in 3D besuchen
„Schloss Neuschwanstein, die Kaiserburg, die Residenz Würz-
burg, die Walhalla und noch vier weitere berühmte Sehens-
würdigkeiten der Bayerischen Schlösserverwaltung können 
über den BayernAtlas originalgetreu und in 3D im Internet be-
sucht werden – rund um die Uhr und von überall. Das weckt 
auch die Lust diese tollen Bauwerke in Natura zu erleben“, freut 
sich Finanz- und Heimatminister Albert Füracker anlässlich des 
Abschlusses des Projekts „Bayern 3D – Heimat Digital“. 

„Die Bauwerke wurden nach einem Laserscanning digital mo-
delliert und sind nun nicht nur live vor Ort, sondern auch online 
erlebbar. So kann beispielsweise der Thronsaal in Schloss Neu-
schwanstein originalgetreu aus verschiedenen Perspektiven er-
kundet werden – sogar der von König Ludwig II. vorgesehene, 
aber nicht mehr ausgeführte Thron kann ein- und ausgeblendet 
werden“, erklärt Füracker.

Im Zuge des Projektes „Bayern 3D – Heimat Digital“ wurden 
insgesamt acht Objekte der Bayerischen Schlösserverwaltung 
hochauflösend erfasst und die Außenansichten sowie mehrere 
Innenansichten virtuell modelliert: Die Kaiserburg Nürnberg, das 
Königshaus am Schachen, Schloss Neuschwanstein, Schloss Lin-
derhof, die Stadtresidenz Landshut, die Neue Residenz Bamberg, 
die Residenz Würzburg sowie die Walhalla. Die fotorealistischen 
und hochauflösenden 3D-Modelle überschreiten die Grenze 
zwischen Realität und virtueller Welt und sind über das Internet 
barrierefrei und interaktiv erlebbar.

Mit der Umsetzung der Walhalla in 3D wurde das Projekt nun 
abgeschlossen. Jeder Regierungsbezirk verfügt über mindes-
tens ein hochauflösendes 3D-Modell mit Außen- und Innenan-
sicht, welches kostenfrei über die Internetseite der Bayerischen 
Schlösserverwaltung und dem BayernAtlas aufgerufen werden 
kann unter: https://www.schloesser.bayern.de/deutsch/ser-
vice/bayern3d/index.htm, www.bayernatlas.de, oder Thema: 
Heimat oder mit dem Direktlink: https://v.bayern.de/9kc4n. r

Glasfaserausbau: 

Nandlstadt und LEONET  
vereinbaren Kooperation

Das niederbayerische Telekommunikationsunternehmen LEONET 
will den Markt Nandlstadt im Landkreis Freising mit hochmoder-
nen Glasfaseranschlüssen bis ins Haus ausstatten. Dazu haben der 
erste Bürgermeister Gerhard Betz und LEONET-CEO Jochen Mogal-
le im Rathaus eine Kooperationsvereinbarung unterzeichnet. 

Insgesamt könnten sämtliche 
2.000 Haushalte und Gewerbe-
betriebe in der rund 5.400 Ein-
wohner zählenden Kommune 
gigabitfähiges Internet erhalten. 
Der Ausbau des Netzes soll nach 
erfolgreicher Vorvermarktung 
noch in diesem Jahr starten. Das 
Netz wird auch anderen Anbie-
tern offenstehen.

Die LEONET AG hat sich ge-
genüber vier weiteren Mitbe-
werbern um den privatwirt-
schaftlichen Ausbau durchset-
zen können. Das Votum des 
Marktrates fiel einstimmig aus. 
„Wir haben den Eindruck ge-
wonnen, dass LEONET ein sehr 
guter Partner ist. Daher fiel un-
ser Votum einstimmig zuguns-
ten des niederbayerischen Tele-
kommunikationsunternehmens 
aus“, erklärte der erste Bürger-
meister Gerhard Betz. „Ich bin 
stolz darauf, dass Nandlstadt 
dank der Ausbauaktivitäten 
von LEONET voraussichtlich En-
de kommenden Jahres einer der 
ersten Gemeinden im Landkreis 
Freising sein wird, die allen Ein-
wohnern und Gewerbetreiben-
den einen gigabitfähigen Glas-
faseranschluss anbieten kann“, 
sagte Betz bei der Vertragsun-
terzeichnung weiter. 

Neben dem Hauptort wird LE-
ONET auch weitere Ortsteile 
mit gigabitfähigen Glasfaseran-
schlüssen ausstatten. Diese In-
ternetanschlüsse ermöglichen 
eine Download-Geschwindig-
keit von 1.000 Mbit/s und mehr. 

„Wir freuen uns sehr, dass uns 

v.l.: Johann Pichlmaier (Bauamtsleiter, Breitbandpate), Michael 
Schranner (3. Bürgermeister), Gerhard Betz (1. Bürgermeister), 
Frank Langwieser (LEONET), Bernd Stöckeler (Marktgemeinderat), 
Jochen Mogalle (CEO LEONET). � r

der erste Bürgermeister und der 
Marktrat mit ihrem Votum das 
Vertrauen aussprechen und uns 
den Ausbau eines zukunftsfähi-
gen Glasfasernetzes in der ge-
samten Marktgemeinde anver-
trauen“, erklärt Jochen Mogal-
le, CEO von LEONET. „Gleichzei-
tig sind wir auch stolz, weil wir 
mit unserem Konzept unter den 
insgesamt fünf Bewerbern am 
meisten überzeugen konnten 
und den Zuschlag erhalten ha-
ben. Wir betrachten dies auch 
als einen Vertrauensbeweis da-
hingehend, dass wir mit unse-
rem Ansatz die Anforderun-
gen und Bedürfnisse ländlicher 
Kommunen verstehen und be-
friedigen können und unser En-
gagement honoriert wird.“ 

Schon im Sommer startete LEO- 
NET Vorvermarktung. Bei einem 
Info-Abend Ende August konn-
ten sich alle Interessierten über 
sämtliche Details zum geplanten 
Glasfaserausbau informieren. 
Zudem stellte die Markt-Verwal-
tung Räumlichkeiten für ein In-
formationsbüro zur Verfügung. 

Der Glasfaser-Hausanschluss ist 
für Eigentümer gratis, die mit LE-
ONET bis Mitte Oktober einen Te-
lefonie- und Internetvertrag über 
zwei Jahre unterzeichnen. Die 
bloße Ausstattung der Immobilie 
mit einem zukunftssicheren Glas-
faser-Anschluss kostet 499 Euro 
statt dem sonst fälligen Standard-
preis von 1.499 Euro. � r

Schutz kritischer Infrastrukturen:

Neue Forschungskooperation 
Universität der Bundeswehr München und DLR  

vereint in der Sicherheitsforschung
Die Universität der Bundeswehr München und das Deutsche Zent-
rum für Luft- und Raumfahrt (DLR) haben einen Kooperationsvertrag 
über die gemeinsame Forschung und Entwicklung für den verbes-
serten Schutz kritischer Infrastrukturen in Deutschland geschlossen. 

Kritische Infrastrukturen sind 
die unverzichtbaren Lebensa-
dern moderner, leistungsfähi-
ger Gesellschaften. Dazu gehö-
ren etwa Autobahn- und Eisen-
bahnbrücken im Verkehrsnetz, 
Anlagen zur Trinkwasserversor-
gung und Abwasserentsorgung 
oder Elektrizitäts- und Telekom-
munikationsnetze. 

Akute Bedrohungslagen durch 
Terrorismus oder Cyberangrif-
fe und dramatische Notsituatio-
nen, wie beispielsweise während 
der Jahrhundertflut 2021, rücken 
die Frage nach Schutzmaßnah-
men ins Zentrum des nationalen 
Interesses. Zugleich erleben im-
mer mehr Bereiche des öffentli-
chen Lebens den langersehnten 
Digitalisierungsschub. Dies zeigt 
sich insbesondere im verstärk-
ten Einsatz von computerge-
stützten Modellierungen, Simu-
lationen sowie Technologien der 
künstlichen Intelligenz. Die bei-
den Forschungspartner setzen 
hier an, um kritische Infrastruk-
turen künftig noch effektiver und 
umfassend zu schützen.

Digitale Zwillinge  
als Schlüssel zur Resilienz

Bei kritischen Systemen und 
Anlagen sind virtuelle Abbilder, 
sogenannte „Digitale Zwillin-
ge“, besonders wertvoll, da sie 
über die gesamte Lebensdau-
er datenunterstützt simulierbar 
sind. Am DLR-Institut für den 
Schutz Terrestrischer Infrastruk-
turen wird diese Technologie 
bereits intensiv erforscht. Digi-
tale Zwillinge lassen sich im Ge-
gensatz zu klassischen Simulati-
onsmodellen durch Sensorda-
ten ständig adaptieren, aktua- 
lisieren und weiterentwickeln. 
Sie werden dadurch für vielfäl-
tige Aufgaben in Optimierung, 

Echtzeit-Prognose und Monito-
ring einsetzbar. Bei geeigneter 
Ausgestaltung können Digitale 
Zwillinge eine Schlüsselrolle für 
das Resilienz-Management kri-
tischer Infrastrukturen einneh-
men. Resilienz ist die Fähigkeit 
eines Systems, mit den Auswir-
kungen unspezifischer und mög-
licherweise unvorhergesehener 
Störungen umzugehen. Diese 
Fähigkeit hängt von der Verfüg-
barkeit und dem Ausmaß einer 
Reihe von Fähigkeiten und Stra-
tegien ab.

Bislang werden physikbasier-
te Simulationsverfahren und da-
tenbasierte Ansätze zumeist als 
Gegenpole aufgefasst. In Sankt 
Augustin und Neubiberg wer-
den die Forschungspartner hin-
gegen das brandaktuelle Kon-
zept des „hybriden“ Digitalen 
Zwillings aufgreifen und weiter-
entwickeln. Dadurch sollen die 
Vorzüge der jeweiligen Metho-
den miteinander vereint wer-
den. Künftig könnten dann zum 
Beispiel Berechnungen aus pa-
rametrischen Simulationsmo-
dellen mit direkten Sensorda-
ten und Expertenwissen abge-
glichen und verknüpft werden.

Synergieeffekte

Die Universität der Bundes-
wehr München und das DLR 
bündeln ihre Kräfte in der Si-
cherheitsforschung und ermög-
lichen somit Synergieeffekte, 
die weit über das jeweils eigene 
Forschungsprofil hinausgehen.

Von Seiten der Universität wird 
eine umfassende Forschungs-
landschaft in der Sicherheitsfor-
schung mit in die Kooperation 
eingebracht. Für die Forschungs-
kooperation spielt das interdis-
ziplinäre Projekt RISK.twin eine 
entscheidende Rolle.                 r
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• Kostengünstig

• Hochwertige Ausführung

• Schnelle Verfügbarkeit der Straße

• Einsparung von aufwändigem 
  Bodenaustausch

• Verarbeitung von kontaminierten  
  Böden (technisch möglich)

Die Herausforderung 
für jede Gemeinde: 

STRASSEN-SANIERUNG

• LANGLEBIGER

• SCHNELLER 

• TRAGFÄHIGER 

• GÜNSTIGER

• ÖKOLOGISCHER

DIE LÖSUNG: DAS PANMAX-VERFAHREN 
ZUR STRASSEN- UND WEGESANIERUNG

Vorher

Nachher

Folgen Sie uns auf Youtube!

Ober- und Niederaudorf:

Nachhaltiger Straßenbau ist 
besonderes Erlebnis für Schulkinder

„Wieviel kostet es, so eine Straße neu zu machen?“, „Hat die 
Fräsmaschine mehr als 100 PS?“, „Was macht man mit dem al-
ten Material?“ Das waren nur einige Fragen der interessierten 
Schulkinder, als ihnen der Geschäftsführer der Firma Panmax, 
Andreas Paulus, persönlich die Straßenbaustelle am Floriani-
berg direkt vor Ort erklärte.

Ausgangspunkt dieser außer-
gewöhnlichen Einladung war 
der Beschluss des Gemeinde-
rates, die  Florianistraße zu sa-
nieren. Insbesondere im Be-
reich des Sportplatzes bis zum 
Friedhof zeigte sie sich in ei-
nem desolaten Zustand. Statt 
eines sonst üblichen Vollaus-
baues entschied man sich für 
eine Bodenstabilisierung im 
Panmax-Verfahren mit Nano-
technologie. Dabei wird der Alt-
bestand der Straße mittels einer 
Fräse zerkleinert, dabei mit vor-
gelegtem Zement und Nanopo-
lymer vermischt und bis zu ei-

ner Tiefe von 30 cm als Unter-
bau wieder eingefügt. Nach ei-
ner Aushärtungszeit von ca. 24 
Stunden kann die Fläche asphal-
tiert werden. Die Bauzeit ist ent-
sprechend kurz und es entfällt 
der Ab- und Antransport des 
Bodenmaterials, was Kosten 
spart und vor allem die Umwelt 
schont.

Leuchtende Augen

Vorreiter dieses Verfahrens 
ist die von der Gemeinde beauf-
tragte Firma Panmax. Der Chef 
der Firma, Andreas Paulus, ist 

stolz darauf und sah, wie sehr 
sich gerade Kinder für die ge-
waltigen Baumaschinen inter-
essierten: „Bei mehreren Stra-
ßensanierungen bemerkte ich 
die leuchtenden Augen der Kin-
der beim Anblick unserer gro-
ßen Baumaschinen, insbesonde-
re der monströsen Fräse.“ Grund 
genug für ihn, in Absprache mit 
der Gemeinde und den Schulen, 
zu einer Vorführung direkt an 
der Baustelle einzuladen. 

Voller Erwartungen kamen 
über 70 Schulkinder – zwei 4. 
Klassen der Volksschule Ober-
audorf sowie die 1. bis 3. Klasse 
der Privatschule Niederaudorf – 
und ließen sich vom Chef persön-
lich die Baumaßnahmen, ins-
besondere die großen Maschi-
nen, zeigen und erklären. Kei-
ne Frage blieb unbeantwortet. 
Zur „Belohnung“ für soviel Wis-

Große Augen machten die Schulkinder von Ober- und Niederaudorf bei der Vorführung riesiger 
Baumaschinen anlässlich der Sanierung der Florianistraße.	 Bild: Panmax

sensdurst gab es im Anschluss 
eine Jause und Getränke.  

Bürgermeister Dr. Matthias 
Bernhardt ließ es sich nicht neh-
men, an der Vorführung teilzu-
nehmen und meinte: „So einen 
Tag hätte ich mir als Schuljunge 
auch gewünscht.“

Nanotechnologie im Tiefbau – 
Straßenbau der Zukunft

Nanotechnologie ist in aller 
Munde, fast täglich hört man 
von neuen, revolutionären An-
wendungen. Dabei werden unter 
dem wohlklingenden Sammelbe-
griff unterschiedliche Praxisbe-
reiche aus der Physik, der Chemie 
und der Biologie zusammenge-
fasst. Allen Wissenschaften ist je-
doch gemein, dass Nanomateria-
lien verwendet werden können, 
um die größenspezifischen Merk-
male und Wirkungen von derart 
veränderten Stoffen zu nutzen. 

Einfach erklärt, stößt man bei 
dieser Technik in Längendimen-
sionen vor, bei denen die Ab-
messungen die Eigenschaften 
eines Objektes bestimmen (ein 
Nanometer oder nm entspricht 
0,000 000 001 Meter!).

Die hier verwendeten Nano-
partikel sind winzige Verbindun-
gen aus Silizium. Im Jahr 2003 
hatte man entdeckt, dass Nano-
partikel in Verbindung mit han-
delsüblichem Zement die ver-
schiedensten Bodenmaterialien 
stabilisiert. Im Tiefbau führt ei-
ne Verbindung der Nanopartikel 
mit Zement, dem vorhandenen 
Bodenmaterial und Wasser, zu 
einer enorm stabilen und den-
noch elastischen Schicht.

Hohe Kostenersparnis  
durch Panmax-Verfahren

Bauvorhaben im Straßenbau 
sind in Kommunen immer auf-

wendig. Darum versucht man 
diese – dem Budget entspre-
chend – mit kostengünstigen 
Varianten zu realisieren. Das be-
währte Panmax-Verfahren kann 
dabei mit besonderen Vorteilen 
punkten: Dank Nanotechnologie 
wird die Bauzeit reduziert, es ist 
kein Bodenaustausch erforder-
lich und eine Kostenersparnis 
von 30 bis zu 60 Prozent gegen-
über herkömmlichen Methoden 
möglich. 

Vielseitiger Einsatz

Besonders interessant ist auch 
der vielseitige Einsatz, denn egal 
ob Radweg, Güter- oder Forst-
weg, Siedlungsstraße, Wirt-
schaftsweg oder Gemeinde-Ver-
bindungsweg – das Profiteam 
von Panmax hat für jede Aufga-
benstellung eine Lösung. 
Mehr Infos unter
www.panmax.de.� r

Straßenzustand in der Gemeinde Buxheim vorher und nachher.	 Bilder: Panmax

Nutzungsvielfalt bringt frischen 
Wind in die Innenstädte

Onlineshopping, Coronapandemie, Ukrainekrieg, Klimawandel – 
die Folgen wirken sich auch auf Deutschlands Innenstädte aus: 
Sinkende Umsätze im lokalen Einzelhandel, weniger Kundschaft 
in der City, weiter steigende Gewerbe- und Wohnungsmieten 
durch eskalierende Energiepreise, mangelnde Aufenthaltsqua-
lität durch Hitze – dies sind nur einige der Auswirkungen. Aber 
welche Handlungsoptionen haben Kommunen, um in den Stadt-
zentren Leerstand zu vermeiden, bezahlbares Wohnen zu ermög-
lichen und den Innenstadtbesuch langfristig attraktiv zu machen?
Diesen und weiteren Fragen ging das Deutsche Institut für Urba-
nistik (Difu) in einem interdisziplinären Forschungsprojekt nach. 

Die daraus entstandene Di-
fu-Studie „Frischer Wind in die 
Innenstädte“ (als PDF kostenfrei 
online) soll einen Debattenbei-
trag zur künftigen Ausrichtung 
der Innenstädte liefern und eine 
kritische Reflexion der bisheri-
gen und zukünftigen Innenstadt-
praxis anregen. Das Forschungs-
team benennt in der Publikation 
die dafür notwendigen „Trans-
formationsbausteine“ und zeigt 
daraus folgende Handlungsopti-
onen für Kommunen auf.

„Kommunen benötigen ein wi-
derspruchsfreies gemeinsames 
„Zielbild“ für ihre Innenstadt, 
dass die langfristig gewünsch-
te Entwicklung definiert. Ein Bei-
spiel könnte die „Alltägliche In-
nenstadt“ sein,“ so Difu-Wissen-
schaftlerin Julia Diringer. „Damit 
die Innenstadt die Stadtgesell-
schaft verbindet, braucht es ei-
ne Vielfalt an Angeboten und An-
lässen „von Hochglanz bis ohne 
Glanz“, um das Verweilen für alle 
zur Normalität werden zu lassen.“

Die vorhandene Nutzungsviel-
falt sollte laut Difu-Forschungs-
team erweitert und bisher even-
tuell weiter entfernte Nutzun-
gen in die Innenstadt integriert 
werden, beispielsweise Bildung, 
nichtkommerzielle Kultur- und 
Freizeitangebote, Gesundheits-
angebote, soziale Einrichtungen, 
Wohnen, Verwaltung.

Multifunktionalität sollte ein 
selbstverständlicher Bestandteil 
der Gebäude- und Flächennut-
zung werden. So können Gebäu-
de morgens anderen Zwecken 
dienen als abends. Mischen ist 
möglich und notwendig, muss 
aber gesteuert werden, um Kon-
flikte zu vermeiden.

Sechs zentralen Schwerpunk-
ten, sogenannten Transforma-
tionsbausteinen“ – wird der-
zeit laut Difu-Forschungsteam 
oft noch zu wenig Relevanz bei 
der Innenstadtentwicklung bei-
gemessen. Sie könnten jedoch 
wirksame Impulse für die Resi-
lienz und „frischen Wind“ in die 
Innenstädte tragen: Klimaanpas-
sung, Klimaschutz, Mobilitäts-
wende, sozialer Zusammenhalt, 
Gemeinwohlorientierung und 
Kreislaufwirtschaft.

Angebote für das Miteinander 

Die urbane Transformation 
bietet viele Möglichkeiten, die 
Innenstadt im Kaleidoskop der 
Zukunftsthemen zu positionie-
ren: So könnten freiwerdende  
Flächen neu oder anders ge-
nutzt werden. Versiegelte Stra-
ßen und Plätze, Dach- und Fassa-
denflächen, aber auch Gebäude 
für Klimaschutz, Klimaanpassung 
sowie Energieerzeugung könn-
ten eine stärkere Rolle spielen. 
Aufenthalts- und Lebensqualität 
können durch eine mobilitäts-
gerechte Stadt – gut erreichbar, 
aber wenig fahrende oder par-
kende Autos – verbessert wer-
den. 

Als Begegnungsort der Stadt-
gesellschaft zeigt sich in der In-
nenstadt auch das Aufeinander-
treffen unterschiedlicher sozia-
ler Realitäten. Durch vielfältige 
Angebote für das Miteinander 
kann die Innenstadt zum ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt 
beitragen und ihn fördern. Ei-
ne stärkere Ausrichtung der In-
nenstadt auf das Gemeinwohl 
ist zudem notwendig, um unso-

ziale Logiken des Immobilien-
marktes zu durchbrechen und 
Zugänglichkeit, breite Nutzungs-
mischung und bezahlbare Flä-
chen für Kleingewerbe, Hand-
werk, Kunst, Kultur und Sozia-
les zu ermöglichen. Mit dem eu-
ropäischen „Green Deal“ wird 
Kreislaufwirtschaft zu einem 
Handlungsfeld für die kommu-
nale Wirtschaftsentwicklung, 
die auch die Innenstädte betrifft. 
Angebote zum Reparieren und 
Wiederverwenden, nachhaltige 
Bauweisen und „Urban Mining“ 
– also das Weiternutzen von 
Rohstoffen in Produkten und In- 
frastrukturen nach Gebrauchs 
ende – sollten ins urbane Reper-
toire gehören. Denkt man all 
diese Perspektiven weiter, könn-
te die Innenstadt in ihrer zent-
ralen Funktion auch ein „Schau-
fenster der zukunftsorientierten 
Transformation“ werden.

Da die Handlungsspielräume 
der Kommunen insbesondere 
durch ein vielerorts geringes 
kommunales Flächenvermögen 
in der Innenstadt eingeschränkt 
sind, bedarf es auch einer Erwei-
terung der Handlungsmöglich-
keiten (z.B. durch Innenstadtent-
wicklungsmaßnahmen, Regelun- 
gen zum Gewerbemietrecht 
oder den Schutz für bestimmte 
Nutzungen).

Welche Rolle eine zeitgenössi-
sche Innenstadt tatsächlich aus-
füllen kann, muss stadtindivi-
duell entschieden werden. Da-
für braucht es eine gemeinsame 
Verständigung über die „langen 
Linien“ der Transformation – 
und Ausdauer.

„Die Innenstadt ist ein Ge-
meinschaftswerk. Die jetzt not-
wendige Transformation kann 
sich für Kommunen als Chance 
erweisen, die Stadtgesellschaft 
in diesen wichtigen Prozess ein-
zubinden,“ betont Difu-Wissen-
schaftlerin Sandra Wagner-End-
res. „Einige Städte zeigen dies 
bereits, wie die Studie zeigt: 
Für „frischen Wind in der Innen-
stadt“ braucht es große Ideen 
und die Bereitschaft mutige Ent-
scheidungen zu treffen.“� r

https://panmax.de/
http://www.panmax.de
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Baustoff Recycling  Bayern e.V. München
Telefon: 08441 / 78 82 09-0
Löwenstraße 2 · 85276 Pfaffenhofen a.d. Ilm

Alte Baustoffe werden zu neuen Rohstoffen, 
z.B. als Unterbau für Autobahntrassen. 
Mehr Infos unter: baustoffrecycling-bayern.de

Heimische Rohstoffgewinnung und 
Baustoff-Recycling ergänzen sich

Gemeinsames Positionspapier von Baustoff Recycling Bayern e. V.  
und Bayerischer Industrieverband Baustoffe, Steine und Erden e. V. (BIV) 

Faires Miteinander, statt ideologisches Gegeneinander – dieses klare 
Statement ist im gemeinsamen Positionspapier des Baustoff Recy-
cling Bayern e.V. und des Bayerischen Industrieverbands Baustoffe, 
Steine und Erden e.V. (BIV) formuliert. Es markiert einen wichtigen 
Meilenstein im Diskurs zum Recycling. Klar ist, und mit dem Positi-
onspapier jetzt festgehalten, dass sich die Branchen hier nicht ge-
geneinander ausspielen lassen und es kein Schwarz-Weiß gibt. Ganz 
im Gegenteil, Baustoff-Recycling und die Gewinnung und Verarbei-
tung von Primärrohstoffen ergänzen sich.

Der Bedarf an mineralischen 
Rohstoffen in Bayern wird aktu-
ell durch 150 Mio. Tonnen Pri-
märrohstoffe und rund 18 Mio. 
Tonnen Sekundärrohstoffe ge-
deckt. Im Sinne der Ressour-
censchonung sollte so viel Recy-
cling-Material wie möglich in der 
Bauwirtschaft eingesetzt wer-
den, vorausgesetzt, die techni-
schen und umweltrelevanten 
Merkmale für den vorgesehenen 
Einsatzzweck werden erfüllt. Die 

entscheidenden Faktoren sind 
die Verfügbarkeit vor Ort bzw. 
der kontinuierliche Stoffstrom, 
kurze Transportwege und die 
ökonomisch und ökologisch 
sinnvolle Aufbereitung von mi-
neralischen Abfällen. 

Zertifizierung notwendig

Diese Faktoren bedingen sich 
auch untereinander. Geschäfts-
führer Stefan Schmidmeyer vom 

Bayerischen Recyclingverband: 
„Sekundärbaustoffe müssen 
qualitativ hochwertig sein und 
nach Gütekriterien zertifiziert 
werden. Nur durch die Zertifizie-
rung kann sichergestellt werden, 
dass alle bautechnischen und 
umweltrelevanten Eigenschaf-
ten, abgestimmt auf den jeweils 
geplanten Einsatzbereich, regel-
mäßig geprüft und die Anforde-
rungen umfänglich eingehalten 
werden.“

RC-Material deckt  
nicht gesamten Bedarf

Was da ist, sollte genutzt wer-
den. Das gilt insbesondere für 
das Recyclingmaterial, aber eben 
auch für die Gewinnung der Pri-
märrohstoffe, die in zahlreichen 
Einsatzgebieten noch immer al-

ternativlos sind. Dass RC-Mate-
rial künftig den gesamten Bedarf 
für das Bauen in Bayern decken 
kann, ist allerdings fern jeglicher 
Realität. „Letztendlich ist es für 
uns zweitrangig, ob Primär- oder 
Sekundärrohstoff. Wichtig ist, 
dass die Rohstoffversorgung re-
gional sinnvoll sichergestellt ist. 
Das wird nur im Mengenmix ge-
hen. Primärrohstoffe werden im-
mer den Hauptanteil an der Be-
darfsdeckung bilden“, so Ge-
schäftsführer Dr. Bernhard Kling 
vom BIV. 

Theorie und Praxis liegen 
weit auseinander: 
Berichte aus der Erfahrung

Zwei, die aus eigener Erfah-
rung berichten können, sind die 
Präsidenten der beiden Verbän-
de. Der Präsident des BIV, Ge-
org Fetzer, ist Mitglied der Ge-
schäftsleitung eines Kies-, Sand- 
und Transportbetonunterneh-
mens in Marktoberdorf. Seit 
nahezu 30 Jahren betreibt das 
Unternehmen an verschie-
denen Standorten auch Bau-
schutt-Recycling, stellt sich so-
zusagen jeden Tag der Heraus-
forderung. Er zeichnet ein Bild 
der praktischen Umsetzung: 
„Recycling-Material als Zuschlag 
für Beton spielt bei uns so gut 
wie gar keine Rolle. Die Men-
gen und Qualitäten des angelie-
ferten Materials reichen für die 
Produktion von Recycling-Beton 
nicht aus. Unser Unternehmen 
liegt in keinem Ballungsraum, es 
geht bei uns um lediglich 15.000 
Tonnen Bauschutt pro Jahr. Un-
ser Recyclingmaterial wird als 
zertifizierter Straßenbaustoff 
verkauft – und dadurch wird Pri-
märrohstoff eingespart. Auch 
wenn wir gerne mehr möchten, 
wir müssen realistisch bleiben.“

Fehlende Akzeptanz bei  
öffentlichen Auftraggebern

Matthias Moosleitner, Inha-
ber der Moosleitner-Unterneh-
mensgruppe und Präsident des 
Baustoffrecycling Bayern e.V., 
fehlt die Akzeptanz bei den Bau-
herren: „Qualitätsgesicherte und 
zertifizierte Sekundärbaustoffe 
sind den Primärbaustoffen bau-
technisch gleichwertig. Trotz al-
ler Anstrengungen unserer Mit-
gliedsbetriebe, qualitativ hoch-
wertige Recycling-Materialien 
anzubieten, sind insbesondere 
die öffentlichen Auftraggeber 
immer noch sehr zurückhaltend 
beim Einsatz von Recyclingbau-
stoffen. Dies ist nicht nachvoll-
ziehbar, insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass die Öffentli-
che Hand dahingehend eine ge-
setzlich verankerte Vorbildfunk-
tion zu erfüllen hat und es auch 
an politischen Bekenntnissen Pro 
Recycling nicht mangelt.“

Staatlich verankerte Quote 
nicht sinnvoll

Eine Quote wäre aus Sicht 
beider Verbände kontrapro-
duktiv. Eine faire Bewertung 
der regionalen Verfügbarkeit, 
technischen Machbarkeit und 
Ökobilanz macht staatliche Len-
kungsmaßnahmen, wie etwa 
die Besteuerung der Primär-
rohstoffe, überflüssig. Sinnvol-
ler als eine staatlich verankerte 
Quote zum Einsatz von Sekun-
därbaustoffen ohne Rücksicht 
auf die regionalen Verfügbar-
keiten wäre eine Dokumentati-
on des tatsächlich eingesetzten 
Recyclingmaterials (Substituti-
onsquote) durch den Baustoff-
produzenten oder das Bauun-
ternehmen. 

Hindernisse abbauen

Auf der anderen Seite müs-
sen aber auch rechtliche Hürden 
und bürokratische Hindernisse 
bei der Genehmigung von Aufbe-
reitungsanlagen für mineralische 
Abfälle, deren Lagerung und der 
Zuschreibung eines Produktsta-
tus abgebaut werden. � r

Ökopunkte als  
Alternative zu Ausgleichsflächen

Ein Gastbeitrag von Dr. Tobias Zehetmair, ÖkoAgentur Bayern GmbH

Viele kommunale Bauvorhaben müssen naturschutzfachlich ausge-
glichen werden. Oft werden hierfür eigene Flächen der Gemeinden 
verwendet oder neue Flächen gekauft. Dies wird aufgrund des stei-
genden Flächendrucks zunehmend schwieriger und auch teurer, mit 
meist nicht kalkulierbaren Folgekosten. Als Alternative stellen hier-
bei Ökopunkte eine sinnvolle und zeitgemäße Lösung dar. 

Ökopunkte werden durch die 
ökologische Aufwertung von 
land- oder forstwirtschaftlichen 
Flächen generiert, z.B. durch An-
lage von Streuobstwiesen, Ex-
tensiv-Grünland, Hecken, Säu-
me, Waldumbau, etc., wobei die 
Maßnahmen durch die Unteren 
Naturschutzbehörden geprüft 
und anerkannt sein müssen. 

Vorteile  
von Ökopunkten sind:

•	 Ökopunkte sind sofort verfüg-
bar

•	 Kauf von Ausgleichsflächen 
entfällt

•	 Land- und forstwirtschaftliche 
Produktionsflächen vor Ort 
werden geschont

•	 Genehmigungsprozesse wer-
den beschleunigt

•	 Folgekosten für den Eingriffs-
verursacher gibt es nicht

•	 Ökopunkte stellen eine Dienst-
leistung dar, die alle Maßnah-
men auf der Ausgleichsfläche 
(insbes. Herstellung, Pflege 
und Monitoring) abdeckt

•	 Kosten können oftmals auf das 
Bauvorhaben umgelegt wer-
den

•	 Ökopunkte können auch auf 
Vorrat gekauft werden (für zu-
künftige Bauvorhaben)

Ökopunkte  
in der Bauleitplanung 

Der in der Bauleitplanung er-
forderliche Ausgleich hat auf 
Grundlage einer sachgerechten 
und nachvollziehbaren Methode 
zu erfolgen, ohne dass hierfür im 
BauGB eine bestimmte Methode 
gesetzlich vorgeschrieben ist (Pla-
nungshoheit der Kommunen). 

Dr. Tobias Zehetmair. 		
	 Bild: ÖkoAgentur Bayern

Der am 15.12.2021 veröffent-
lichte (überarbeitete) Leitfaden 
„Bauen im Einklang mit Natur 
und Landschaft“ bietet den Ge-
meinden methodische Hinwei-
se für die Auseinandersetzung 
mit den Belangen von Natur und 
Landschaft und zur planerischen 

Bewältigung der Eingriffsrege-
lung in der Bauleitplanung, die 
den Regeln des Baugesetzbuches 
(BauGB) folgt. 

Er dient als Orientierungshilfe 
für eine fachlich und rechtlich ab-
gesicherte, aber auch zügige An-
wendung der Eingriffsregelung in 
der Bauleitplanung. 

Die Bewertungsmethodik des 
überarbeiteten Leitfadens lehnt 
sich an die BayKompV an und be-
rücksichtigt dabei die spezifischen 
Anforderungen an städtebau-
liche Planungen (Quelle: StMB,  
https://www.stmb.bayern.de/
buw/staedtebau/oekologie/leitfa-
deneingriffsregelung/index.php)

Somit besteht für Kommunen 
die Möglichkeit Verfahren in der 
Bauleitplanung in Anlehnung an 
das Biotopwertverfahren („Wert-
punktesystem“) der BayKompV 
zu bilanzieren und dementspre-
chend den erforderlichen Aus-
gleich oder Ersatz durch Öko-
punkte zu erbringen.

Die ÖkoAgentur Bayern als 
staatlich zertifizierter Vermitt-
ler bietet eine umfassende Bera-
tung und kann Ökopunkte über 
die Ökopunktebörse bayernweit 
und sofort zur Verfügung stellen. 

Ansprechpartner:

Dr. Tobias Zehetmair, Fach-
licher Leiter, ÖkoAgentur Bay-
ern, 089/590682949, 0160/972 
28210, tobias.zehetmair@oe-
koagentur.de, www.oekoagen-
tur.de, www.oekoagentur.de/oe-
kopunkteboerse. � r

Bündnis bezahlbarer Wohnraum:

Empfehlungen  
zügig umsetzen

Nur sechs Monate nach Gründung des Bündnisses bezahlbarer 
Wohnraum haben sich in Berlin unter der Leitung von Bundeskanzler 
Olaf Scholz und Bundesbauministerin Klara Geywitz 35 Akteure aus 
Wirtschaft, Gewerkschaften und Politik auf ein gemeinsames Paket 
mit 187 konkreten Maßnahmen für eine Bau-, Investitions- und In-
novationsoffensive geeinigt. Ziel ist es, in Deutschland 400.000 Woh-
nungen, davon 100.000 sozial geförderte pro Jahr, zu bauen. 

Bis 2026 stehen für den sozia-
len Wohnungsbau 14,5 Milliar-
den Euro staatliches Fördergeld 
bereit. Die bedarfsgerechte Ko-
finanzierung und der Mittelabruf 
durch die Länder wurden unter 
dem Dach des Bündnisses veran-
kert. Anfang 2023 wird der Bund 
die Neubauförderung neu aus-
richten und ein Wohneigentums-
programm auflegen. Zudem wird 
ab 1.7.2023 die lineare AfA für die 
Abschreibung von Wohngebäu-
den von zwei auf drei Prozent er-
höht.

Darüber hinaus hat sich die 
Bundesregierung zum Ziel ge-
setzt, eine neue Wohngemein-
nützigkeit, verbunden mit einer 
steuerlichen Förderung und In-
vestitionszulagen, anzugehen. 
Auch wurde vereinbart, dass das 
Bundesministerium für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen 
(BMWSB) die Mittel für die Städ-
tebauförderung dauerhaft absi-
chert.

Innovativer werden sollen Pro-
jekt- und Planungsprozesse. Ziel 
ist die „digitale Rathaustür“. Elek-
tronisch erstellte Anträge müs-
sen von überall aus bei den zu-
ständigen Stellen eingereicht 
werden können. Daher wird es 
bundesweit möglich sein, einen 
digitalen Bauantrag zu stellen, 
heißt es. Gleichzeitig sollen Inno-
vationsklauseln in den Landes-
bauordnungen und Regeln, etwa 
für eine Genehmigungsfreiheit 
von Dachgeschossausbauten, er-
arbeitet werden.

Auch eine Standardisierung 
von digitalen Anwendungen 
beim Building Information Mode-
ling (BIM) ist aus Sicht des Bünd-
nisses zwingend erforderlich. 
Bauprozesse sollen unter ande-
rem durch eine zeitlich befriste-
te Erhöhung der vergaberechtli-
chen Wertgrenzen für Wohnzwe-
cke, freihändige Vergaben und 
beschränkte Ausschreibungen 
ohne Teilnahmewettbewerb be-
schleunigt werden.

Damit serielles und modula-
res Bauen in größerem Umfang 
angewendet wird, sollen bereits 
einmal erteilte Typengenehmi-
gungen bundesweit gelten. Ent-
sprechende Regelungen sind in 
den Landesbauordnungen zu ver-
ankern. Die Technologien werden 
mit Hilfe einer Geschäftsstelle im 
Bundesbauministerium und ei-
nem runden Tisch „Serielles Bau-
en“, Best-Practice-Beispielen und 
einer Begleitforschung vorange-
trieben.

Kommunale und  
regionale Bodenfonds

Damit Städte und Gemeinden 
strategisch Boden bevorraten 
können, ist die Errichtung kom-
munaler und regionaler Boden-
fonds geplant. Digitale Poten-
zial- und Brachflächenkataster 

sollen zeigen, wo Bauland vor-
handen ist. Bei Bedarf sind Woh-
nungsbaukoordinatoren als zent-
rale Ansprechpartner vor Ort zu 
etablieren, um Prozesse zu bün-
deln und Investitionen voranzu-
treiben. Eine Geschäftsstelle zur 
Folgekostenabschätzung in Nor-
mungsprozessen soll Baukosten 
begrenzen.

Weniger CO2

Stärker in den Fokus rücken soll 
die Reduktion von Treibhausgase-
missionen beim Bauen und Woh-
nen. Ziel ist es, über den gesam-
ten Lebenszyklus eines Gebäudes 
weniger CO2 auszustoßen und 
weniger Ressourcen, Flächen und 
Energie zu verbrauchen. Beim 
Neubau werden die Anforderun-
gen im Ordnungsrecht (GEG) wei-
terentwickelt. Zudem bringt der 
Bund Anfang 2023 das Förderpro-
gramm „Klimafreundliches Bau-
en“ auf den Weg, das sich stär-
ker am Lebenszyklus von Gebäu-
den ausrichtet. Um die Wieder-
verwendung und das Recycling 
von Baustoffen planen zu kön-
nen, wird der digitale Gebäuder-
essourcenpass eingeführt.

„Angesichts eines Neubaube-
darfs von mindestens 350.000 
Wohnungen pro Jahr müssen 
die Rahmenbedingungen für die 
Baulandmobilisierung, für zügige 
Planungs- und Genehmigungs-
verfahren sowie für einen nach-
haltigen, klimagerechten und flä-
chenschonenden Wohnungsbau 
weiter verbessert werden. An-
gesichts einer weiter abnehmen-
den Anzahl öffentlich geförder-
ter Wohnungen – jährlich fallen 
mindestens 60.000 Wohnungen 
aus der sozialen Bindung – ist ins-
besondere die vom Bund gesetz-
te Zielmarke von 100.000 neu-
en Sozialwohnungen pro Jahr 
grundsätzlich richtig“, kommen-
tierte der Deutsche Städte- und 
Gemeindebund. Massiv steigen-
de Baukosten, Materialengpäs-
se sowie Fachkräftemangel führ-
ten allerdings dazu, dass die ge-
steckten Ziele derzeit nur schwer 
zu erreichen sein werden. Umso 
wichtiger sei es, dass die beein-
flussbaren Faktoren beim The-
ma Wohnungsbau zügig verbes-
sert werden. „Hierbei gilt: Wir ha-
ben kein Erkenntnis-, sondern ein 
Umsetzungsproblem.“ 

Bei der Schaffung von Wohn-
raum müsse der in Deutschland 
bestehende Leerstand, gerade 
in ländlichen Regionen, berück-
sichtigt werden, betont der DSt-
GB. Neben der Ankurbelung des 
Neubaus müssten daher auch 
die Nachverdichtung, der Um- 
und Aufbau von Bestandsim-
mobilien sowie die Umnutzung 
von Leerständen verstärkt in 
den Blick genommen werden. 
„Für all diese Bereiche gilt: Pla- 
� (Fortsetzung auf Seite 13) 

400.000 neue Wohnungen wollen Bundesbauministerin Klara 
Geywitz und Bundeskanzler Olaf Scholz jährlich errichten. Jetzt 
stellten sie ihr Maßnahmenpaket vor.	 Bild:  Henning Schacht 

https://www.baustoffrecycling-bayern.de/
https://www.stmb.bayern.de/buw/staedtebau/oekologie/leitfadeneingriffsregelung/index.php
https://www.stmb.bayern.de/buw/staedtebau/oekologie/leitfadeneingriffsregelung/index.php
https://www.stmb.bayern.de/buw/staedtebau/oekologie/leitfadeneingriffsregelung/index.php
mailto:tobias.zehetmair%40oekoagentur.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
mailto:tobias.zehetmair%40oekoagentur.de?subject=Bayerische%20GemeindeZeitung
http://www.oekoagentur.de
http://www.oekoagentur.de
http://www.oekoagentur.de/oekopunkteboerse
http://www.oekoagentur.de/oekopunkteboerse
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(Fortsetzung von Seite 12)
nungs- und Genehmigungsver-
fahren müssen weiter verein-
facht und beschleunigt und digi-
tale Verfahren verstärkt ermög-
licht werden.“ 

Um die gesteckten Ziele zu er-
reichen, bedürfe es einer soliden 
Finanzierung und damit Woh-
nungsbauförderung durch Bund 
und Länder. Die Mittel für die so-
ziale Wohnraumförderung sollten 
langfristig auf mindestens 5 Mil-
liarden Euro jährlich aufgestockt 
werden. 

„Wir müssen realistisch blei-
ben: Baustoffe sind teuer, das Per-
sonal knapp, nicht überall können 
wir auf das vorhandene Bauland 
zugreifen, wie es nötig wäre. Aus 
Sicht der Kommunen muss bun-
desweit stärker auf Investitionen 
in den vorhandenen Wohnungs-
bestand gesetzt werden. Das geht 
schneller und wirkt nachhaltiger, 
als ausschließlich auf Neubauten 
zu setzen“, erklärte Prof. Dr. Eck-
art Würzner, erster Stellvertreter 
des Städtetagspräsidenten. 

„Wir wollen“, so Würzner, „den 
Wohnungsbestand fit für die Zu-
kunft machen, vorhandene Ge-
bäude aufstocken und ungenutz-
te Flächen bebauen. Das bringt 
Umweltschutz und Klimaanpas-
sung besser mit dem Flächenver-
brauch in Einklang als ein Neubau 

auf der grünen Wiese. Außerdem 
muss das Umwidmen und Sanie-
ren vorhandener Immobilien, et-
wa ehemaliger Kaufhäuser, auch 
für Wohnzwecke rechtlich einfa-
cher möglich werden.“

Wohnen für alle

Vor allem beim Bauland ge-
be es noch ungenutztes Poten-
zial. Die Kommunen benötig-
ten mehr Möglichkeiten, um den 
Wohnungsmarkt stärker auf das 
Gemeinwohl – Wohnen für al-
le – auszurichten. „Städte und 
Gemeinden brauchen Vorkaufs-
rechte für Grundstücke im ge-
samten Ortsgebiet. Flächen und 
Gebäude in zentralen Lagen dür-
fen nicht mehr brachliegen, um 
damit zu spekulieren. Auch das 
Thema Bodenfonds muss auf die 
Agenda. Grundstücke der öffent-
lichen Hand sollten in erster Linie 
für Vorhaben genutzt werden, 
die dem Gemeinwohl dienen, et-
wa für preiswerte Wohnungen, 
Kitas oder Schulen.“ 

Vor Ort strebt der Deutsche 
Städtetag lokale Bündnisse für 
bezahlbaren Wohnraum an. Im 
Zusammenwirken mit der kom-
munalen Wohnungswirtschaft, 
der freien Wohnungswirtschaft 
und privaten Eigentümern könn-
ten gute Lösungen für mehr güns-

tigen Wohnraum entstehen. Das 
Bündnis für bezahlbaren Wohn-
raum habe dafür Wege aufge-
zeigt, die nun von allen auch be-
schritten werden müssten.

Nach Auffassung von Landrat 
Reinhard Sager, Präsident des 
Deutschen Landkreistags, ist ei-
ne Strategie zur Aktivierung des 
Leerstands durch die Steige-
rung der Attraktivität von struk-
turschwachen Gebieten erfor-
derlich. „Maßnahmen sind eine 
verbesserte verkehrliche Anbin-
dung, eine ausreichende Breit-
bandversorgung sowie Kinderbe-
treuung. Auch die Erarbeitung ei-
nes Konzepts für den verstärkten 
Eigentumserwerb im Bestand ist 
ein richtiger Schritt.“

Die Schaffung von bezahlba-
rem Wohnraum sei nicht nur 
Aufgabe der großen Städte, son-
dern der gesamten kommuna-
len Ebene: „Die Wohnungspro-
bleme bestehen nicht nur in Bal-
lungsräumen. Sie werden sich 
nicht in den Städten allein lö-
sen lassen, sondern es bedarf ei-
ner Einbeziehung der Landkreise 
und Gemeinden.“ Des Weiteren 
müsse man den Zielkonflikt zwi-
schen der Bezahlbarkeit des Bau-
ens und den steigenden energe-
tischen Anforderungen in den 
Griff bekommen, unterstrich der 
DLT-Präsident. � DK

CUBO Begegnungen
Ein Gestaltungskonzept mit vielen Gesichtern

Mit CUBO Begegnungen hat der Bundesverband Deutscher Stein-
metze ein neues Gestaltungskonzept für den öffentlichen oder in-
stitutionellen Raum entwickelt. CUBO Begegnungen hat viele Ge-
sichter und ist doch immer erkennbar als definierter Raum. 

Nur 3x3 m groß ist die Grund-
fläche von CUBO, aber das was 
sich darin befinden kann, hat es 
in sich. Das Gestaltungskonzept 
kann für folgende Verwendungs-
zwecke umgesetzt werden:
•	 Begegnungs- und Erinnerungs-

stätte für allgemeine Trauer 
im öffentlichen Raum (z.B. im 
Gedenken an Kriege oder Un-
glücksfälle)

•	 Begegnungs- und Trauerstät-
te für individuell Trauernde in-
nerhalb des Friedhofs

•	 Bestattungsraum auf Friedhö-
fen für Urnen – und Erdbestat-
tungen

•	 Informations- und Aufenthalts-
raum bei Veranstaltungen im 

öffentlichen und institutionel-
len Freiraum

•	 Raum für Gespräche, Treffen, 
Lesungen oder kleine Konzer-
te in Parks und Gärten

•	 Pausenraum in Firmengelän-
den oder Dachgärten

•	 Spielplatz für Kinder mit klei-
nen Spielgeräten aus Natur-
stein, Holz o.ä.

•	 Begegnungsraum auf Messen 
oder öffentlichen Veranstal-
tungen

Ein geschützter Raum

Der Begriff CUBO kommt aus 
dem Lateinischen und bedeutet 
liegen, ruhen, sich sanft senken. 

Der fest umgrenzte Raum lädt 
die Besucher ein, sich niederzu-
lassen, zur Ruhe zu kommen, die 
Gedanken fließen zu lassen und 
Kraft zu schöpfen. Im geschütz-
ten Raum gelingt es, sich zu er-
innern, Pläne für die Zukunft zu 

CUBO – Begegnungen.� Bild: Bundesverband Deutscher Steinmetze

schmieden, andere Menschen 
zu treffen, mit sich selbst ins Ge-
spräch zu kommen oder als Be-
stattungs- und Erinnerungsort 
auf dem Friedhof in Zwiesprache 
mit den Verstorbenen zu tre-
ten. CUBO bedeutet aber auch, 
Gemeinsamkeit zu erleben und 
zu zeigen, z.B. durch eine abge-
stimmte Gestaltung, die Verbin-
dendes zeigt. In der Verbindung 

von künstlerischer 
Gestaltung aus Na-
turstein, Sitzgele-
genheiten, Pflanzen 
und Raum-Architek-
tur, die durch den 
eckigen Rahmen ge-
schaffen wird, ent-
steht ein Ort für Be-
gegnung oder für Al-
leinsein, für Leben, 
Generationen, Kunst 
und Kultur und Akti-
onen, wie z.B. Lesun-
gen, kleine Musik-
stunden, Andachten 
o.ä. Wenn er als Be-
stattungs- und Trau-
erort genutzt, sind 
die Stelen schon vor-
handen und werden 

später Stück für Stück mit Na-
men und Lebensdaten individu-
alisiert. Wünscht ein Hinterblie-
bener eine individuelle Gestal-
tung der Stele, so ist dies auch 
möglich, sofern die Rahmenbe-
dingungen wie Größe und Ma-
terialauswahl beachtet werden.

CUBO Begegnungen ist im-
mer erkennbar, die Grundgestal-
tung folgt einem festen Konzept, 
das in einem Lizenzvertrag zwi-
schen dem Markeninhaber und 
der umsetzenden Firma festge-
legt wird. Erst die Details und 
die lebendige Nutzung durch 
den Menschen hauchen jedem 
CUBO Begegnungen seine indivi-
duelle Seele ein. 

CUBO Begegnungen lebt von 

der Vielfalt der Macher und Nut-
zer und ist ein von Anfang an fer-
tig gestalteter, den Besucher be-
rührender Raum. 

CUBO Begegnungen ist in der 
Regel ein Gemeinschaftsprojekt 
eines Steinmetzinnungsbetrie-
bes und eines öffentlichen, ins-
titutionellen oder privaten Trä-
gers eines Friedhofs, eines Parks, 
eines Gartens oder eines öffent-
lichen Raumes. Die langfristige 
Erhaltung und Pflege wird ge-
währleistet, so dass CUBO Be-
gegnungen mit den Jahren sei-
ne ganze Schönheit entwickeln 
kann. Die Einsatzmöglichkeiten 
sind vielfältig, einzige Vorausset-
zung ist die aktive Mitwirkung 
eines Mitgliedsbetriebes des Li-
zenzgebers und die Einhaltung 
der Richtlinien.

CUBO Begegnungen: Ein krea-
tiver Ort mit vielen Möglichkei-
ten – entworfen von Menschen 
für Menschen.

CUBO Begegnungen ist ei-
ne eingetragene deutsche Mar-
ke 30 2020 117 570 des Bundes-
verbandes Deutscher Steinmet-
ze (Lizenzgeber). Es handelt sich 

um ein räumliches Gestaltungs-
konzept, das ausschließlich von 
den Mitgliedern des Verbandes 
erstellt werden kann.

Weitere und aktuelle Infor-
mationen gibt es in Kürze un-
ter www.cubo-begegnungen.de.  
2023 sind Beispiele für CUBO 
Begegnungen auf der Bundes-
gartenschau in Mannheim und 
den Landesgartenschauen in 
Freyung (Bayern) und Fulda 
(Hessen) zu sehen. 

Kontakt

Ansprechpartner und Vermitt-
ler ist der Bundesverband Deut-
scher Steinmetze, Weißkirche-
ner Weg 16, 60439 Frankfurt 
am Main, Telefon: 069/576 098, 
www.bivsteinmetz.de.

Der Bundesverband hat mit 
der Fördergesellschaft Stein-
metzhandwerk mbH (FGS), ei-
ner 100-prozentige Tochter des 
Bundesverbandes, einen Lizenz-
vertrag abgeschlossen und be-
auftragt diese darüber mit dem 
Verkauf der Lizenzen. Eine Lizenz 
kostet 300,00 Euro. � r

CUBO – Begegnungen, Detail.� 	
� Bild: Bundesverband Deutscher Steinmetze

Empfehlungen...

Modulares Wohnen  
ist am Puls der Zeit 

Das HÖRMANN Wohnmodul Kompakt –  
eine schnelle, praktische und schlüsselfertige Wohnraumlösung

Der Bedarf an Wohnraum ist hoch, der Bestand ist knapp. Flexible 
Wohnmodule bieten sich als zeitgemäße Lösung bei schnellem Wohn-
bedarf an. Um der Problematik des Wohnraummangels entgegen zu 
wirken, bietet die Rudolf HÖRMANN GmbH & Co. KG eine schnelle 
und flexible Lösung als Alternative zu konventionellen Gebäuden an. 
Mit dem HÖRMANN Wohnmodul Kompakt ermöglicht das Allgäuer 
Familienunternehmen z.B. Kommunen innerhalb kurzer Zeit nachhal-
tige und gleichzeitig mobile Wohnsiedlungen zu realisieren. 

Mit einer Wohnfläche von ca. 61 
m² verfügt ein HÖRMANN Wohn-
modul Kompakt durch eine prak-
tische Raumaufteilung über aus-
reichend Wohnraum z.B. für eine 
Familie oder eine Wohngemein-
schaft. Digital geplant, im Werk in 
Buchloe vorgefertigt und auf dem 
eigenen Gelände getestet, über-
lässt HÖRMANN beim Wohnmo-
dul Kompakt nichts dem Zufall. 

Ein vereinheitlichter Grundplan 
und standardisierte Fertigungs-
prozesse sorgen für eine minima-
le Vorlaufzeit bis zur Bauphase. 

Die Vorteile auf einem Blick: 

•	 Schlüsselfertig 
•	 Mobil, flexibel und sofort ein-

satzbereit 
•	 Ab- und umbaufähig 

Neben exakter Planbarkeit, ho-
hem Vorfertigungsgrad, kurzer 
Bauzeit und hoher Termin- und 
Kostensicherheit, punktet der 
Modulbau auch unter Nachhal-
tigkeitsaspekten. So basieren die 
HÖRMANN Wohnmodule auf ei-
ner ressourcenschonenden Ferti-
gung. Die Module können erwei-
tert oder anderorts wieder auf-
gebaut und weiter genutzt wer-
den. Eine Photovoltaikanlage auf 
dem Dach liefert bei Sonnen-
hochleistung sogar mehr Strom 
als benötigt wird. Durch lücken-
lose wärmebrückenfreie Däm-
mung im KfW 55 Standard sind 
die Energie- und Betriebskosten 
niedriger als bei anderen Bauar-
ten. Als Sonderausstattung gibt 
es eine KfW-förderfähige Vari-
ante „Effizienzhaus 40 mit Qua-
litätssiegel Nachhaltiges Gebäu-
de”. 

Weitere Informationen

Von der 3D-visualisierten Pla-
nung, der eigenen Fertigung 
am Standort Buchloe bis hin 
zur Montage: Als Spezialist für 
Agrar-, Gewerbe- sowie Woh-
nungsbau plant und baut die 
Rudolf Hörmann GmbH & Co. 
KG Hallen, Wohngebäude, Stäl-
le und Reitanlagen und stat-
tet Dächer mit Photovoltaikan-
lagen aus. https://www.hoer-
mann-info.de/wohnbau/wohn-
modul� rHÖRMANN Wohnmodul Kompakt.  	 Bild: Rudolf Hörmann GmbH & Co. KG

https://www.cubo-begegnungen.de/
http://www.cubo-begegnungen.de
http://www.bivsteinmetz.de
https://www.hoermann-info.de/wohnbau/wohnmodul
https://www.hoermann-info.de/wohnbau/wohnmodul
https://www.hoermann-info.de/wohnbau/wohnmodul
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Würzburg plant Denkmal für die Opfer der Hexenverfolgung:

„Lasst sie brennen!“
Bedeutsame Erfindungen, Entdeckungen und Ereignisse waren 
mit der Frühen Neuzeit zwischen 1450 und 1650 verbunden: die 
Entdeckung Amerikas, die Erfindung des Buchdrucks, der Be-
ginn der Reformation. Diese Zeit, die von der Erweiterung der 
bekannten Welt und des Umbruchs geprägt war, war aber auch 
die Zeit, in der Tausende von Menschen als Hexer und Hexen 
verfolgt und hingerichtet wurden unter den Rufen der Bevölke-
rung: „Lasst sie brennen!“

Würzburg möchte den Op-
fern der Hexenverfolgung in ih-
rer Stadt ein Denkmal errichten. 
Der Stadtrat hat in der Septem-
ber-Sitzung beschlossen, dieses, 
gemäß der Empfehlung des Kul-
turreferates und vorbehaltlich 
der Finanzierung im Haushalt 
2023, am Standort Schottenan-
ger zu schaffen.

Die Stadtverwaltung hatte 
mehrere Orte für das Erinnern 
als geeignet herausgesucht, die 
Prozess- und Hinrichtungsstätten 
waren, wie das Brückengericht 
an der Alten Mainbrücke auf der 
linken Flussseite, das „Hexenge-
fängnis“, das 1618 im alten Land-
gericht zwischen Dom und Kür-
schnerhof eingerichtet wurde, 
das Areal Hexenturm am Ge-

schwister-Scholl-Platz, die Hin-
richtungsstätten auf dem Gal-
genberg, am Sanderrasen und 
am Schottenanger. Geprüft wur-
den auch Orte ohne historischen 
Bezug, aber mit möglicher örtli-
cher Eignung. 

Der Hexenturm ist kein au-
thentischer Ort mehr und der 
Standort erinnert durch seine 
Namensgebung explizit an Hans 
und Sophie Scholl, Mitglieder der 
Studentenbewegung „Weiße Ro-
se“ und damit im Widerstand ge-
gen den Nationalsozialismus. So-
mit schied dieser Platz aus. Die 
Empfehlung, der die Stadträtin-
nen und Stadträte folgten, priori-
siert den Platz am Schottenanger, 
an dem beispielsweise der Pfeif-
fer von Niklashausen hingerich- 

tet wurde. Der Platz soll neuge-
staltet werden und eine neue Auf-
enthaltsqualität erhalten durch 
Bäume und den Wegfall einiger 
Parkplätze. 

Der Beschluss sieht nun vor, 
dass der Erinnerungsort auf ei-
nem Teil der Fläche errichtet 
werden soll. Ein Künstlerwettbe-
werb soll dafür gestartet und die 
Realisierung wie auch die Finan-
zierung von Stadt, Bistum und 
Bezirk übernommen werden – 
aufgrund der gemeinsamen his-
torischen Verantwortung. 

Ausführliche Beratungen

Auch die Form des Geden-
kens wurde von dem Fachgre-
mium aus Vertretern der Stadt, 
der katholischen Kirche, sowie 
der Universität sehr ausführ-
lich und umfassend beraten. 
„Wir wünschen uns“, so Kultur-
referent Achim Könneke, „nicht 
nur eine künstlerische Inter-
pretation, sondern auch ei-
ne Ergänzung durch vermit-
telnde Informationstafeln und/ 

oder ein zusätzliches digitales 
Angebot zur Umsetzung der 
hochkomplexen Thematik.“

Neuesten Forschungen zufol-
ge wurden in Europa bis 1750 
zwischen 40.000 und 60.000 
Menschen Opfer der Hexenver-
folgung. Seinen Höhepunkt er-
reichte der Hexenwahn zur Zeit 
des 30-jähigen Krieges. In Süd-
deutschland starben etwa 9.000 
Menschen, in Würzburg über 
350. Auffallend ist in Würzburg 
die hohe Anzahl von Kindern und 
Klerikern unter den Opfern. Als 
letztes Opfer der Hexenverfol-
gung in Franken wurde die Non-
ne und Subpriorin des Klosters 
Unterzell bei Würzburg am 21. 
Juni 1749 hingerichtet. 

Die Hexenverfolgung erfass-
te Menschen aller Stände – und 
wurde nicht selten von der Be-
völkerung und Autoritäten vor 
Ort initiiert. Es war nicht allein 
die Kirche, sondern auch die 
weltliche Obrigkeit und die Uni-
versität, die Verantwortung hat-
ten. Weltliche Gerichte verurteil-
ten die Menschen und vollzogen 
die Hinrichtungen, Gutachten 
kamen von der Universität. Dar-
über hinaus gibt es auch für den 
Raum Würzburg eindeutige Hin-
weise, so in Quellen der Staatsar-
chive Würzburg und Wertheim, 
dass auch von den Untertanen 
tatsächlich ein erheblicher Druck 
auf die Fürstbischöfe und ihre 
Verwaltung ausgeübt wurde, der 
Hexerei Verdächtigte zu verfol-
gen. Es war eine alle Schichten 
ergreifende Jagd auf Menschen. 
Neben einfachen Leuten, über-
wiegend Frauen, wurden Adlige, 
Ratsherren und Bürgermeister 
verbrannt.� r

„Denkmalschutz geht uns alle an“ 
Bezirkstagspräsident Dotzel verlieh Förderpreise zur Erhaltung historischer Bausubstanz

Den mit insgesamt 150.000 Euro dotierten „Förderpreis der Kul-
turstiftung des Bezirk Unterfranken zur Erhaltung historischer 
Bausubstanz“ hat Bezirkstagspräsident Erwin Dotzel im Sport-
heim Birnfeld (Landkreis Schweinfurt) an die Eigentümer der in 
diesem Jahr ausgezeichneten sechs Gebäude überreicht.

Den Preis teilen sich Prof. Dr. 
Natalie Eßig und Ralph Dietlein 
für die Sanierung einer Hofan-
lage in Untermerzbach (Land-
kreis Haßberge), Yusuf Özdem 
für die Renovierung des Gast-
hauses zum Ochsen (Landkreis 
Miltenberg), Sabrina und Bernd 
Nitsche für ihre Investition in ein 
Bauernhaus in Oberstreu (Land-
kreis Rhön-Grabfeld), das Ehe-
paar Tanja Sobisch und Irmgard 
Wech für die Instandsetzung 
des Pfarrhofs in Birnfeld (Land-
kreis Schweinfurt), die Stadt 
Aschaffenburg für die Gebäu-
dehüllensanierung des Rathau-
ses in der Dalbergstraße (Stadt 
Aschaffenburg) sowie Dr. Mi-
chaela Metz und Dr. Peter Range 
für den Umbau der Kunstscheu-
ne Würzburg im Ortsteil Leng-
feld (Stadt Würzburg).

Geborgenheit und Heimat

Dotzel, der auch stellvertre-
tendes Mitglied im Landesdenk-
malrat ist, sagte in seiner Lau-
datio: „Die Eigentümer dieser 
historischen Bauwerke schüt-
zen und pflegen mit ihrem En-
gagement jeweils ein wertvolles 
Stück Heimat.“ Denkmalschutz 
geht alle an, denn alte Häuser 
vermittelten das Gefühl von Ge-
borgenheit und Heimat. Der Be-
zirk Unterfranken habe daher 
vor genau zwanzig Jahren den 
Förderpreis zur Erhaltung histo-
rischer Bausubstanz ins Leben 
gerufen – einen der höchstdo-
tierten Denkmalpreise Deutsch-
lands. Wie Dotzel weiter sagte, 
seien alte Häuser immer etwas 
Besonderes – „und oft auch et-
was ganz Einmaliges“. Umso er-
staunlicher sei es nach seiner 
Ansicht, „dass noch immer so 
viele Neubaugebiete ausgewie-
sen werden, während in den 
gewachsenen Ortskernen alte 
Häuser leer stehen.“ Dabei wä-
re es doch viel vernünftiger, ein 
ungenutztes altes Gebäude zu 
renovieren, statt auf der grünen 
Wiese ein weiteres Einheits-Ei-
genheim zu errichten, so Dotzel 
weiter.

Beispielhafte 
Denkmal-Sanierung

Die Hofanlage in Untermerz-
bach im Landkreis Haßberge aus 
dem 19. Jahrhundert sei „von 

hoher historischer und städte-
baulicher Bedeutung“, weil sie 
„exemplarisch für die letzte Blü-
te der jahrhundertealten Bau-
tradition im ländlichen Raum“ 
stehe, betonte der Bezirkstags-
präsident in seiner Laudatio. 
Der Eigentümerin des Anwe-
sens, Prof. Dr. Natalie Eßig, sei 
eine beispielhafte Denkmal-Sa-
nierung gelungen. Nicht zuletzt 
überzeuge die Maßnahme durch 
ihre schlüssigen Nutzungskon-
zepte für den sehr umfangrei-
chen historischen Gebäudebe-
stand. Zugleich sei die Hofanla-
ge fast in ihrem Urzustand er-
haltenen geblieben.

Durchschlagender Erfolg

Auch beim nächsten Pro-
jekt, dem Gasthaus zum Och-
sen, handle es sich um ein Ge-
bäude mit einer bemerkenswer-
ten Geschichte, betonte Dotzel. 
Seit bald 300 Jahren hätten die 
verschiedenen Inhaber in der 
Mönchberger Traditions-Gast-
stätte (Landkreis Miltenberg) 
ihre Gäste verwöhnt. Im Saal 
des Ochsen sei getanzt, gehei-
ratet und getauft worden, sag-
te Dotzel. „Nachdem das Gast-
haus fast 45 Jahre geschlossen 
war, öffnete der jetzige Besit-
zer Yusuf Özdem im vergange-
nen Oktober den Ochsen aufs 
Neue – und hatte trotz Corona 
von Anfang an durchschlagen-
den Erfolg.“ Allerdings steckten 
auch rund zehn Jahre harter Ar-
beit in dem renovierten histori-
schen Gebäude.

Eine Zier für das Ortsbild

Beim nächsten, preisgekrön-
ten Gebäude handele es sich um 
ein Bauernhaus in Oberstreu im 
Landkreis Rhön-Grabfeld. Das 
Gebäude stehe giebelständig 
zur Straße und präge dadurch 
das Ortsbild. „Bis sich Sabrina 
und Bernd Nitsche des Anwe-
sens annahmen, war dessen his-
torische Aussagekraft allerdings 
eher gering“, wie der Bezirks-
tagspräsident betonte. Heute 
sei die Fassade des Anwesens 
mit einem gut erhaltenen Zier-
fachwerk aus dem späten 17. 
Jahrhundert wieder eine Zier für 
das Ortsbild. Ziel der Eigentü-
mer war von Anfang an, das Ge-
bäude nach Möglichkeit so her-

zurichten, wie es früher einmal 
ausgesehen hatte.

Gebäude mit bewegter Ge-
schichte

Auch der Pfarrhof im Stadtlau-
ringer Ortsteil Birnfeld habe ei-
ne bewegte Geschichte. Errich-
tet habe das Gebäude der auch 
sonst für seine rege Bautätigkeit 
bekannte Würzburger Fürstbi-
schof Johann Gottfried von Gut-
tenberg. Das Gebäude, das heu-
te der Künstlerin Tanja Sobisch 
und ihrer Frau Irmgard Wech ge-
hört, sei „ein wunderbares Bei-
spiel für den Baustil des ausge-
henden 17. und beginnenden 
18. Jahrhunderts im damaligen 
Hochstift Würzburg“, sagte Dot-
zel. Wegen seiner zentralen La-
ge im Ortskern von Birnfeld sei 
der Pfarrhof auch städtebau-
lich von großer Bedeutung. In 
unmittelbarer Nachbarschaft 
des Anwesens befinden sich das 
Schloss und das Zehnthaus. Die 
beiden Eigentümerinnen hätten 
das Sanierungskonzept „sehr 
behutsam und substanzscho-
nend“ umgesetzt, lobte der Be-
zirkstagspräsident.

Höchster Aufwand  
für historisches Vorbild

Ebenfalls etwas ganz Beson-
deres sei das Aschaffenburger 
Rathaus in der Dalbergstraße. 
Wie Dotzel erläuterte, sei das 
nach Entwürfen des Göttinger 
Architekten Diez Brandi errich-
tete Gebäude 1991 als bedeu-
tender Verwaltungsbau der frü-
hen Nachkriegszeit unter Denk-
malschutz gestellt worden. We-
gen seiner Lage mitten in der 
Altstadt besitze das Rathaus ei-
ne herausragende und stadt-
bildprägende Lage. Die 2016 
festgestellten Schäden machten 
eine Sanierung zwingend erfor-
derlich. Daher wurde die gesam-
te Fassade mit höchstem Auf-
wand nach historischem Vor-
bild erneuert. Mit dieser Ge-
bäudehüllensanierung sei es 
gelungen, den Rathausbau der 
frühen Nachkriegszeit denkmal-
gerecht an moderne, zeitgemä-
ße Nutzungsanforderungen an-
zupassen, lobte Dotzel in seiner 
Laudatio.

Eine Vision verwirklicht

Eine nicht ganz alltägliche 
Nutzung bescheinigte Dotzel  
auch dem letzten Preisträger- 
Objekt. Die ehemalige Zehnt- 
scheune des Ritterstifts St. Bur-
kard im Zentrum des Würzbur-
ger Ortsteils Lengfeld diente 

bis zur Säkularisation als Lager 
für die Ernteabgaben der Leng-
felder Bauern. Später wechsel-
te der Bau mehrmals die Besit-
zer. Seit neun Jahren gehört das 
Gebäude Dr. Michaela Metz und 
Dr. Peter Range. Ihnen ist es ge-
lungen, ihre Vision von einem 
Kunst- und Kulturraum in dem 
historischen Gebäude unterhalb 
der Alten St. Laurentius-Kirche 
umzusetzen. Wie der Bezirks-
tagspräsident in seiner Laudatio 
unterstrich, sei der aufwendige 
Umbau mit Eigenmitteln finan-
ziert und in Eigenregie verwirk-
licht worden.

Ermutigung zur Belebung 
der Innenorte

Zuvor hatte Landrat Florian 
Töpper (Landkreis Schweinfurt) 
auf den engen Schulterschluss 
innerhalb der „kommunalen Fa-
milie“ hingewiesen. Insbeson-
dere dankte der Rathaus-Chef 
dem Bezirk für die zahlreichen 
Fördermaßnahmen im ländli-
chen Bereich. Im Förderpreis 
des Bezirks zur Erhaltung histo-
rischer Bausubstanz sah er eine 
Ermutigung zur Belebung der 
Innenorte.

Zweiter Bürgermeister Win-
fried Reß (Markt Stadtlauringen) 
verwies auf den demographi-
schen Wandel, der die Dörfer zu 
einer Imageverbesserung zwin-
ge. Einen wichtigen Mosaikstein 
für dieses Anliegen sah er in 
den gewachsenen Bausubstan-
zen der Innenorte. In Stadtlau-
ringen habe man daher schon 
immer Wert auf den Denkmal-
schutz gelegt.

Im Namen aller Preisträgerin-
nen und Preisträger bedankten 
sich abschließend Tanja Sobisch 
und Irmgard Wech gemeinsam 
mit ihrer Architektin Evi Pecht-
hold. Der Birnfelder Pfarrhof ha-
be Glück gehabt, dass er zu so 
engagierten Besitzerinnen ge-
kommen sei, lobte die Archi-
tektin. Tanja Sobisch berichte-
te von zahlreichen Fahrten über 
Land, bei denen ihr immer wie-
der durch den Kopf gegangen 
sei, warum so viele alte Häuser 
leer stünden. Irmgard Wech er-
gänzte in diesem Zusammen-
hang: „Der alte Pfarrhof hat uns 
gefunden!“� r

Bauamtsleiter Uwe Knutzen (v.l.), Bürgermeister Thomas Falter, 
Architekt Christian Gruber, Johanniter-Regionalvorstand Mar-
tin Steinkirchner, Kinderhaus-Leiterin Susanne Pritzel und Johann 
Schierer aus dem Bauamt trafen sich zu einer Baustellenbesichti-
gung am Kinderhaus „Weltgestalter“.� Bild: Michael Weiß/VG Wackersdorf

Kinderhaus Wackersdorf wächst: 

Anbau für Weltgestalter
Aufgrund von Mehrbedarf wächst das Johanniter-Kinderhaus 
„Weltgestalter“ um einen Anbau. Er bietet Platz für eine zusätzli-
che Krippen-Gruppe. Bauherr ist die Gemeinde Wackersdorf. Bin-
nen eines Jahres soll das Gebäude einsatzbereit sein.

Das Kinderhaus am Irlacher 
Weg ging erst vor zwei Jahren in 
Betrieb. „Natürlich stellen viele 
die Frage, warum man kurz dar- 
auf anbaut, anstatt von vorn- 
herein größer zu bauen“, gibt 
Bürgermeister Thomas Falter ei-
nige Anfragen aus der Bevölke-
rung wieder. Die Erklärung sei 
einfach: „Es geht um Fördergel-
der. Für einen größeren Bau hät-
ten wir vor zwei Jahren schlicht-
weg keine Förderung erhal-
ten.“ Der Anbau werde nun mit 
100.000 Euro durch die Regie-
rung der Oberpfalz unterstützt. 
Geld, auf das man noch vor zwei 
Jahren hätte verzichten müs-
sen. Immerhin belaufen sich die 
Gesamtkosten auf 790.000 Eu-
ro. Grundlage für die Förderfä-
higkeit sind jeweils Erhebungen 
zum Betreuungsbedarf.

„Erst unsere jüngsten Zahlen 
rechtfertigen den Erweiterungs-
bau“, so der Bürgermeister. Ar-
chitekt Christian Gruber von 
HGS Architekten nennt techni-
sche und zeitliche Details: „Die 
Bauarbeiten starteten im Sep-
tember, die Fertigstellung ist für 
Herbst 2023 geplant. Der Anbau 
schließt direkt an das Bestands-
gebäude an, auch ein Großteil 
der Haustechnik wird darüber 
abgedeckt.“ Eine kleine Beson-

derheit betont Johanniter-Regi-
onalvorstand Martin Steinkirch-
ner während einer Ortsbege-
hung: „Es gibt quasi keine Be-
einträchtigung des regulären 
Kinderhausbetriebs durch die 
Bautätigkeit.“

Keine Warteliste

Tatsächlich konnte eine sepa-
rate, rückseitige Baustellen-Zu-
fahrt hergestellt werden – über 
ein Grundstück der Kirche. „Vie-
len Dank dafür an unsere Pfarr-
gemeinde und unseren Pfarrer 
Christoph Melzl“, ergänzt Thomas 
Falter. Er und Martin Steinkirch-
ner loben die hervorragende Zu-
sammenarbeit von Bauherr und 
Träger. Eine tragende Rolle spiele 
insbesondere Einrichtungsleiterin 
Susanne Pritzel.

In der Gemeinde Wackers-
dorf gibt es keine Warteliste für 
Betreuungsplätze. Bis zur Fer-
tigstellung des Anbaus am Irla-
cher Weg sind die Kinder in den 
Kinderhäusern Regenbogen in  
Wackersdorf und Villa Kun-
terbunt in Heselbach unterge-
bracht. „Wir haben hier ausrei-
chend Kapazität, um genau sol-
che Spitzen abfangen zu kön-
nen“, weiß Bauamtsleiter Uwe 
Knutzen.� r

438 Hektar Quaderkalk 
bei Würzburg

Bisher unbekannte, wertvolle Naturstein-Vorkommen 
in Unterfranken entdeckt

Auf einer Fläche von insgesamt 438 Hektar wurde im unterfränki-
schen Raum um Würzburg wertvoller neuer Naturstein entdeckt. 
Es handelt sich um eine durchschnittlich zwei Meter dicke Ge-
steinsschicht aus Quaderkalk, die in geringer Tiefe von wenigen 
Metern bis Zehnermetern im Untergrund vorkommt. Dies gab der 
Leiter des Geologischen Dienstes am Landesamt für Umwelt, Ro-
land Eichhorn, nach Abschluss der mehrjährigen, zweiphasigen 
Erkundungsarbeiten bekannt.

Eichhorn: „Wer mit heimi-
schem Naturstein baut, ver-
meidet klimabelastende Über-
see-Importe. Denn beim Trans-
port von einer Tonne Gesteins-
material aus China entstehen 
265 Kilogramm CO2; bei der 
Verwendung heimischer Na-
turwerksteine 60 Mal weni-
ger.“

Wichtig für die Bauindustrie

Heimischer Quaderkalk spielt  
für die Bauindustrie als Natur-
stein und im Garten- und Land-
schaftsbau aufgrund seiner Lang- 
lebigkeit eine wichtige Rolle. 
Er ist sehr beliebt wie das Fifa  
World Football Museum in Zü-
rich und der U-Bahnhof Bran-
denburger Tor in Berlin bewei-
sen. Die neu entdeckten Vor-
kommen können jetzt in der 

Regionalplanung gesichert wer- 
den. 

Wegen der hohen wirt-
schaftlichen Bedeutung haben  
die Rohstoffgeologen im Auf-
trag des Bayerischen Wirt-
schaftsministeriums bekannte  
Quaderkalk-Vorkommen zwi-
schen Würzburg und Bad Mer-
gentheim von Neuem erkundet. 
Das zweiphasige Erkundungs-
programm erzielte bis 2019 
sechs neue Flächen, die bis 2022 
arrondiert und auf neun Flächen 
erweitert werden konnten. Ins-
gesamt wurden 25 Bohrungen 
durchgeführt und 400 Gesteins- 
proben auf Frostbeständigkeit 
und Druckfestigkeit untersucht 
– wichtige Kennwerte für Archi-
tekten und Bauherrn.

https://www.lfu.bayern.de/
geologie/rohstoffe/rohstoffpro-
gramm/quaderkalk/index.htm� r

https://www.lfu.bayern.de/geologie/rohstoffe/rohstoffprogramm/quaderkalk/index.htm
https://www.lfu.bayern.de/geologie/rohstoffe/rohstoffprogramm/quaderkalk/index.htm
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Leerstandskonferenz „Jemand daheim“ in Kolbermoor:

Unsichtbarer Leerstand 
als Potenzial

Wie kann leerstehender Wohnraum in Einfamilienhäusern intelli- 
gent reaktiviert werden? Die Leerstandskonferenz „Jemand da-
heim?“ nahm Ende September halbleere Einfamilienhäuser ins Visier 
und präsentierte nach dreitägigem Ideenmarathon mit Vorträgen, 
Workshops und vier Exkursionen zukunftsweisende Lösungsansät-
ze. Die rund 160 Teilnehmer kamen aus den Disziplinen Architektur, 
Stadt- und Regionalplanung, Soziologie, Wirtschaft, Landschaftsar-
chitektur, aber auch aus Rathäusern und… Einfamilienhäusern. 

„Wenn man als Bürgermeister 
zum Geburtstagsgratulieren zu 
Seniorinnen und Senioren nach 
Hause kommt, steht oft das Kran-
kenbett im Wohnzimmer und die 
Staubschicht auf den Treppen ist 
hoch, weil schon lange niemand 
mehr in das Obergeschoss ge-
gangen ist. Die älteren Leute le-
ben oftmals allein in den großen 
Häusern und können sich nur 
mehr schwer um die Immobilie 
und den Garten kümmern. Und 
gleichzeitig wissen wir nicht, wo-
hin mit den jungen Familien, die 
Wohnraum suchen“, erklärt Bür-
germeister Peter Kloo aus Kolber-
moor Wohnrealität und Problem-
stellung. „Einfamilienhäuser wer-
den immer mehr zu Keinfamilien-
häusern.“ 

Was also tun, außer den un-
sichtbaren Leerstand mit einer 
Konferenz sichtbar zu machen? 
Auf jeden Bürger und jede Bür-
gerin in Deutschland entfallen 
laut Tina Krammer, Professorin 
an der IU Internationalen Hoch-
schule, rund 460 Tonnen Bau- 
stoffe, die meisten davon ver-
baut in Wohngebäuden. Der ge-
samte Gebäudebestand ist in den 
Augen der Spezialistin für Re-Use 
wie ein riesiges Rohstofflager mit 
rund 15 Milliarden Tonnen Ma-
terial. Dennoch würden jährlich 
500 Millionen Tonnen neue Bau- 

stoffe verbraucht. Was, wenn 
man stattdessen Altes bewah-
ren, mit neuem kombinieren und 
damit etwas Unverwechselbares 
schaffen würde? 

Mit langem Atem und einer 
großen Vision auf Privatinitia-
tive der ortsansässigen Familie 
Finsterwalder ist dort auf einem 
leerstehenden Industrieareal die 
Landlmühle, ein nutzungsdurch-
mischtes und lebendiges kleines 
Dorf zum Wohnen, Arbeiten, Pro-
duzieren und Einkaufen entstan-
den. Auch der Tagungsort selbst, 
die Alte Spinnerei in Kolbermoor 
(ein Projekt der Quest Baukultur 
GmbH), umrahmt die Veranstal-
tung wie ein Plädoyer für Trans-
formation und nachhaltige Le-
bensraumgestaltung. 

Anders Bauen  
gegen Flächenfraß 

Alternative Wohnmodelle und 
Wohnformen können spannend 
sein und spielen eine entschei-
dende Rolle in der Zukunftsge-
staltung. Das wurde den Teil-
nehmenden der Leerstandskon-
ferenz auf vier Exkursionen zu 
innovativen Wohnprojekten in 
Weyarn, Münsing, Bad Aibling 
und Bad Feilnbach klar. 

Statt mehrerer, freistehender 
Einfamilienhäuser wurden bei-

spielsweise in Münsing zwei gro-
ße, an die Dimension von Bau-
ernhöfen angelehnte Häuser, mit 
unterschiedlichen Wohnräumen 
unter einem gemeinsamen Dach 
geschaffen. Neue Wohnqualität 
ist dort entstanden, durch eine 
spannende Mischung der Formen 
Einfamilienhaus, Reihenhaus und 
Geschosswohnung. Das nicht 
verbaute, restliche Grundstück 
blieb buchstäblich Freiraum, der 
gemeinschaftlich genutzt wird. 
„Ein Hybrid-Wohn-Haus-Modell 
zum Vervielfachen für Kommu-
nen, mit dem ein neuer Typus 
fürs Wohnen geschaffen wurde, 
für den es noch keinen richtigen 
Namen gibt“, sagt Gruber. In der 
Großregion zwischen München 
und Salzburg, mit ihren sehr ho-
hen Grundstückspreisen, liege 
viel Potenzial für solche neuen 
Wohnformen. 

Teilen und Tauschen 

Daniel Fuhrhop, Autor des 
Bestsellers „Verbietet das Bau-
en“, präsentierte in seinem Bei-
trag zur Konferenz die Ergebnisse 
seiner Dissertation. Er wies dar-
auf hin, dass in Deutschland der-
zeit rund neun Millionen großer 
Wohnungen (mit Wohnraum von 
80 bis 100 Quadratmetern) von 
Ein- oder Zweipersonenhaushal-
ten genutzt werden. In der The-
orie entspräche die Summe die-
ser Wohnflächen einem Poten-
tial von Wohnraum für zusätz-
lich rund 20 Millionen Menschen. 
Was, wenn nur zehn Prozent die-
ses „unsichtbaren Leerstands“ 
aktiviert werden könnten? Ei-
ne bedenkenswerte Alternative 

zum Neubau, findet Fuhrhop und 
zeigte im Vortrag verschiede Sze-
narien zur effektiveren Nutzung 
bestehenden Wohnraums auf. 
Beispiel Homesharing: Bei die-
ser Form des Teilens, ziehen jun-
ge Menschen mit älteren zusam-
men. Beide Seiten, Wohnungssu-
chende und Personen mit zu viel 
Wohnraum, profitieren. Aus dem 
eigenen Haus oder der großen 
Wohnung ausziehen und trotz-
dem in der gewohnten Umge-
bung bleiben? Das Projekt Bre-
mer Punkt zeigt, wie der Schritt 
Senioren und Seniorinnen leich-
ter gelingt: Im Quartier oder der 
Siedlung wird ein sogenanntes 
Auszugshaus errichtet. Wem die 
Arbeit in Haus und Garten über 
den Kopf wächst, zieht dort ein. 
So bleibt die Nachbarschaft zu-
sammen, bereichert zum Bei-
spiel um junge Familien, die die 
freigewordenen alten Häuser 
nachnutzen.

Lösungen für  
mehr Lebensqualität

Fazit der Konferenz: Viele der 
gezeigten Umbau- und Leer-
standslösungen bringen höhere 
Lebensqualität und sind oben-
drein gut für den Klimaschutz. 
Ein volles Einfamilienhaus schafft 
ein Mehr an Nachbarschaft, ein 
nutzungsdurchmischtes Quar-
tier kürzere Arbeits- und Alltags-
wege. Jetzt ist eine kluge Pla-
nung gefragt, denn das Projek-
tieren von Umbaumaßnahmen 
ist anders als Neubauplanung 
auf der grünen Wiese. Es erfor-
dert mehr Fachkompetenz und 
eine intensivere Beschäftigung 
mit der Aufgabe und der Nach-
barschaft. Hochglanz-Architek-
turen könnten bald von einer 
neuen Ästhetik des Re-Use und 
der partizipativen Planungsme-
thodik abgelöst werden. 

In der Alten Spinnerei wurde 
klar: Es braucht viel mehr Expe-
rimente, damit Vorzeige-Projek-
te, wie die in Weyarn, Bad Aib-
ling, Münsing und Bad Feilnbach, 
weitergedacht werden können. 
Dazu werden neue Förderpro-
gramme, auch für gemeinschaft-
liches Wohnen, wie sie das öster-
reichische Bundesland Kärnten 
vor kurzem eingeführt hat, nötig 
werden. Und dann ist auch bald 
wieder im Einfamilienhaus „Je-
mand daheim!“

Stimmen von der  
Leerstandskonferenz 2022

•	 „Das Einfamilienhaus ist ein 
Auslaufmodell, das Einheimi-
schenmodell ist gestorben“ (Bür-
germeister Simon Hausstetter, 
Rohrdorf)
•	 „Der Abriss der alten Häu-
ser, um etwas Neues zu errich-
ten, sollte in Zukunft der Ausnah-
mefall sein.“ (Bürgermeister An-
ton Wallner, Bad Feilnbach und 
Vorsitzender der LEADER Region 
Mangfalltal-Inntal)
•	 „Mein Einfamilienhaus hat für 
eine gewisse Lebensphase gut 
gepasst, aber jetzt bin ich in eine 
Wohnung gezogen und das Haus 
wird von anderen Menschen neu 
genutzt.“ (Bürgermeister Georg  
Weigl, Tuntenhausen)
•	 „Wir müssen wieder mehre-
re Generationen unter ein Dach 
bringen“, findet Bürgermeister 
Kloo aus Kolbermoor und geht 
mit gutem Beispiel voran: In sei-
nem Haus wohnen vier Genera-
tionen. „Die Teilbarkeit von Häu-
sern sollte in Zukunft in den Be-
bauungsplänen vorgeschrieben 
sein.“ 
•	 Michael Pelzer, Altbürgermeis- 
ter von Weyarn und Vorsitzen-
der der LEADER Region Miesba-
cher Land: „Die Konferenz hat 
den Teilnehmenden Inspiration 
und Anleitung gegeben, um ins 
Tun zu kommen. Wir brauchen 
neue Visionäre und eine kreati-
ve Umbaukultur, denn das Vor-
handene wird das Neue!“

Alle Vorträge und Diskussio-
nen wurden filmisch aufgezeich-
net und sind Online nachzuse-
hen: www.jemand-daheim.de� r

Mit der Belebung brach liegenden Wohnraums befasste sich die 
Leerstandskonferenz in Kolbermoor.� Bild: Julia Schaefer

230 Kitas in ganz Bayern als 
„ÖkoKids“ ausgezeichnet

Bayerns Umweltminister Thorsten Glauber hat 230 Kinderta-
geseinrichtungen mit dem Titel „ÖkoKids – KindertageseinRICH-
TUNG NACHHALTIGKEIT“ ausgezeichnet. Dieser Titel wird vom 
bayerischen Naturschutzverband LBV bereits seit zwölf Jahren 
verliehen und wird gefördert durch das Bayerische Umweltminis-
terium. Hierbei werden Kindertageseinrichtungen hervorgeho-
ben, die sich mit wichtigen Themen der Umwelt und Nachhaltig-
keit auseinandersetzen. 

Energiekrise: 

Wohnungsunternehmen 
verschieben Bauprojekte
Insolvenzgefahr in Bayern derzeit gering – Wohnen wird deutlich teurer

Gas ist bei den bayerischen Wohnungsunternehmen der mit Ab-
stand wichtigste Energieträger für die Wärmeversorgung. Die be-
reits seit Ende 2021 stark angestiegen Gaspreise werden sich da-
her empfindlich auf die Mieterhaushalte auswirken. Denn nur 
25 Prozent der Mitgliedsunternehmen des Verbands bayerischer 
Wohnungsunternehmen haben eine vertragliche Preisgarantie bis 
2024 oder länger. Allen anderen stehen deutliche Preiserhöhun-
gen durch die Energieversorger ins Haus. Das ergab eine Mitglie-
derbefragung des Verbandes unter den 495 Mitgliedsunterneh-
men mit einem Bestand von 545.000 Wohnungen im Freistaat. 

Die Preiserhöhungen sind be-
drohlich für die Mieter und Mie-
terinnen, wirken sich aber auch 
direkt auf die Geschäftstätig-
keit der Wohnungsunterneh-
men aus.

„Wir rechnen für den Woh-
nungsneubau, aber auch für 
Modernisierungsprojekte im 
Jahr 2023 mit einem deutlichen 
Rückgang“, sagt Verbandsdirek-
tor Hans Maier. Viele Verbands-
mitglieder (58 Prozent) werden 
ihre Investitionstätigkeit ein-
schränken. Denn die Verbands-
mitglieder sorgen sich um ihre 
eigene Liquidität. Mehr als je-
des fünfte Wohnungsunterneh-
men (22Prozent) schätzt die Li-
quiditätssituation derzeit als ri-
sikobehaftet ein. Das hat vor 
allem zwei Ursachen: Die Unter-
nehmen gehen bei den Energie-
kosten für die Mieterhaushalte 
in Vorleistung und rechnen erst 
zu einem späteren Zeitpunkt ab. 
Wohnungsunternehmen, denen 
aktuell bereits Preiserhöhun-
gen für das Jahr 2023 vorliegen, 
müssen im Schnitt 124 Prozent 
mehr für Gas bezahlen. Auf-
grund dieses starken Kostenan-
stiegs schätzen die Wohnungs-
unternehmen, dass es bei et-
wa 15 Prozent der Mieterschaft 
zu Zahlungsausfälle kommen 
wird. Bei weiteren 20 Prozent 

der Haushalte werden erhebli-
che Zahlungsverzögerungen er-
wartet.

Investitionsverlagerung vom  
Neubau zur energetischen 
Modernisierung

„Für unsere sozial orientier-
ten Mitglieder sind die Auswir-
kungen gravierend“, betont der 
Verbandschef. Denn der Erwar-
tungsdruck auf die Wohnungs-
wirtschaft sei weiterhin un-
glaublich hoch. Der Bund plant 
nach wie vor mit 400.000 neu-
en Wohnungen jährlich und die 
Nachfrage nach bezahlbaren 
Wohnungen ist sehr groß. Der 
Wohnungsmarkt ist in diesem 
Segment in vielen bayerischen 
Städten äußerst angespannt. 
Erst im September hat das baye-
rische Bauministerium 208 Städ-
te und Gemeinden als „Gebiete 
mit angespanntem Wohnungs-
markt eingestuft. „In den letz-
ten Jahren hat die Wohnungs-
wirtschaft zuverlässig gelie-
fert und Rekordsummen in den 
Wohnungsbau investiert. Dieser 
Aufschwung ist erst einmal zu 
Ende und es wird ein Stück nach 
unten gehen“, sagt Maier.

Die Wohnungswirtschaft 
kämpft derzeit nicht nur mit 
den hohen Erwartungen an den 

Wohnungsbau. Auch die not-
wendige Anpassung des Ge-
bäudebestandes an die Klima-
neutralität bindet in großem 
Umfang finanzielle Mittel. „Un-
sere Mitglieder arbeiten mit 
Hochdruck an der Modernisie-
rung der Bestände und inves-
tieren in diesem Bereich jähr-
lich rund eine Milliarde Euro“, 
berichtet Maier. Um die Kli-
maneutralität zu erreichen, 
müssten sich die Investitio-
nen aber noch mehr vom Neu-
bau zu energetischen Moder-
nisierungen verlagern. Wich- 
tig ist für den Verbandsdirektor 
dabei ein sozialer Klimaschutz. 
Seine Botschaft an den Gesetz-
geber: Sinnvolle Effizienzstan-
dards für den Gebäudebestand, 
um warmmietenneutrale Mo-
dernisierungen zu ermöglichen. 

Ein zentrales Thema für die 
Wohnungswirtschaft sind da-
bei weiterhin der Ausbau von 
erneuerbaren Energieträgern 
und Planungen für das gesam-
te Quartier. Hier sieht der Ver-
band bayerischer Wohnungs-
unternehmen noch Nachholbe-
darf bei der Bundesregierung. 
Beispielsweise sind die rechtli-
chen und steuerlichen Hürden 
für Mieterstromprojekte immer 
noch zu hoch.

Versorgung mit erneuerbaren 
Energien im Fokus

Die Wohnungswirtschaft set-
ze im Neubau und bei der Mo-
dernisierung stark auf die Ver-
sorgung ihrer Wohnanlagen mit 
erneuerbaren Energien. Durch 
die Energiekrise erwartet sich 
Maier hier noch einen deutli-
chen Schub.� r

„Trotz der nach wie vor 
schwierigen Bedingungen und 
dem spürbaren Fachkräfteman-
gel sind in diesem Jahr spannen-
de Projekte in den bayerischen 
Kitas entstanden. Die weiterhin 
große Beteiligung seit dem Start 
der ‚ÖkoKids‘ 2011 beweist, dass 
das Thema Nachhaltigkeit eine 
starke Brisanz in der Gesellschaft 
hat“, sagt die LBV-Projektleiterin 
Carmen Günnewig. 

Werte fördern

In diesem Jahr werden die  
Zertifikate bei einer „Tour de 
ÖkoKids“ verliehen, bei der die 
Einrichtungen unter freiem Him-
mel ausgezeichnet werden. An 
fünf verschiedenen Standorten  
in Bayern, unter anderem in 
München, Augsburg, Nürnberg 
und Regenstauf, haben die Kitas 
die Möglichkeit, ihr Zertifikat 
überreicht zu bekommen und an 
einem Workshop zur Bildung für 
nachhaltige Entwicklung teilzu-
nehmen. Den Auftakt dieser Tour 
machte Bamberg, bei dem 45 
Kitas aus Ober- und Unterfran-
ken das Zertifikat aus den Hän-
den des bayerischen Umweltmi-
nisters am BRK-Bauernhofkin-
dergarten erhalten haben.

Bereits seit zwölf Jahren ver-
leiht der LBV die Auszeichnung 
„ÖkoKids – Kindertagesein-
RICHTUNG NACHHALTIGKEIT“ 
an Krippen, Kindergärten Groß-
tagespflegen und Horte. Im Pro-
jekt werden Werte und Schlüs-
selkompetenzen im Sinne ei-
ner nachhaltigen Entwicklung 
gefördert und diese in der Ein-
richtung verankert. Auch im 

vergangenen Kita-Jahr entwi-
ckelten die Einrichtungen ver-
schiedene Projekte zum The-
ma „Umwelt und Nachhaltig-
keit“. „Die vielen gelungenen 
ÖkoKids–Projekte zeigen, wie 
breit gefächert die Möglichkei-
ten sind, Bildung für nachhal-
tige Entwicklung im frühkindli-
chen Bereich umzusetzen. Da-
bei geht es auch darum, Nach-
haltigkeit in den Kita-Alltag zu 
verankern und die gesamte Ein-
richtung mit Träger, Eltern und 
Personal mit ins Boot zu holen“, 
so Carmen Günnewig. Eine Jury 
aus Vertreterinnen des Umwelt-
ministeriums, des Sozialminis-
teriums und des LBV bewertete 
die Projektunterlagen.

Nachhaltigkeit im Blick

Auch in diesem Jahr war „Müll 
und Müllvermeidung“ ein sehr 
oft gewähltes Thema, das durch 
kreative Methoden umgesetzt 
wurde. Aber auch der Eigenan-
bau von Gemüse und Kräutern 
sowie das gemeinsame Verar-
beiten mit den Kindern brach-
te den Nachhaltigkeitsgedanken  
direkt in den Kita-Alltag. „Bei 
allen umgesetzten Projekten 
merkt man, dass engagierte  
Mitarbeiter dahinterstehen, die 
die Kinder stark mit einbinden 
und deren Haltung zeigt, dass ih-
nen Nachhaltigkeit am Herzen 
liegt“, betont die LBV-Projekt-
leiterin. Die Anzahl der teilneh-
menden Kindertageseinrichtun-
gen in diesem Jahr beweist er-
neut, dass der Nachhaltigkeits-
gedanke von großer Bedeutung 
für die frühe Bildung ist.� r

Neue Sitzgelegenheiten in der Gerolzhöfer Allee
Mit der EU-Innenstadt-Förderinitiative werden Gelder der EU aus 
dem Programm REACT-EU zur Verfügung gestellt, um bayerischen 
Kommunen zu ermöglichen, mit einem Bündel an Maßnahmen die 
Innenstädte nachhaltig zu stärken und zu beleben. Auch Gerolz-
hofen hatte sich erfolgreich beworben und setzt nun Maßnahmen 
um. Aktuell wird die Möblierung in der Allee erneuert. Insgesamt 
werden 23 neue Sitzbänke, zwei Mülleimer und drei Fahrradstän-
der in der Allee sowie im Schechsgässchen erneuert.
Die Stadt investiert ca. 110.000 Euro in die Maßnahme, die För-
derung durch das Förderprogramm REACT-EU beträgt ca. 90 Pro-
zent. Bei den Kosten sind auch der Abbau der alten Bänke, die Ent-
sorgung und die Montage der neuen Bänke enthalten. Bänke, die 
noch nutzbar sind, wurden bereits vorab durch den städtischen 
Bauhof abtransportiert.� Bild: Beate Glotzmann

https://leerstandskonferenz.at/konferenzen/jemand-daheim/
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V.l.: Dr. Joachim Hamberger (AK Forstgeschichte), Prof. Dr. Thomas Knoke (TUM), Prof. Dr. Klaus Richter 
(TUM, Leiter des ZWFH), Prof. Dr. Manfred Schölch (ANW), Dr. Peter Pröbstle (LWF), Peter Gayer, Prof. Dr. 
Volker Zahner (HSWT), Constanze Gayer, Dr. Sebastian Höllerl (BaySF), Georg Josef Wilhelm (Landesforsten 
Rheinland-Pfalz), Enno Uhl (TUM), Prof. Dr. Reinhard Mosandl (Karl Gayer Institut), Dr. Ralf Straußberger 
(BUND).	 Bild:C.Josten, ZWEH

Karl Gayer und die Eiche
Das Zentrum Wald-Forst-Holz Weihenstephan widmete im Oktober dem genialen Vordenker 

anlässlich seines 200. Geburtstags in Aschaffenburg eine wissenschaftliche Fachtagung

Der Geburtstag dieses wegweisenden Vordenkers für Nachhaltig-
keit und naturnahe Waldbewirtschaftung jährte sich am 15. Okto-
ber 2022 zum 200. Mal. Rund 120 Teilnehmerinnen und Teilnehmer 
verfolgten im Schloss Johannisburg die Vorträge, die das Leben und 
Wirken Gayers näher beleuchteten. Besonderes Augenmerk wurde 
dabei auf die Eiche gerichtet, die an vielen Orten als die Zukunfts-
baumart in unseren Wäldern gilt. 

Karl Gayer, geboren am 15. Ok-
tober 1822, musste nach seiner 
Gymnasialzeit in Speyer sein am 
Polytechnikum München begon-
nenes Studium der Architektur 
und Mathematik abrechen. Da 
er bereits im Alter von 12 Jahren 
Vollwaise geworden war, reich-
ten seine finanziellen Mittel hier-
für nicht aus. Er kehrte in die Pfalz 
zurück, um als Forstgehilfe zu ar-
beiten. Rasch stieg er zum Re-
vierförster auf und wurde schon 
im Alter von 33 Jahren Profes-
sor für Forstwissenschaft an der 
Königlich- Bayerischen Nationa-
len Forst- Lehranstalt in Aschaf-
fenburg, einer Ausbildungsstät-
te für Forstbeamte des Königrei-
ches Bayern. Im Jahr 1878 kam 
Gayer mit der Verlegung eines 
ersten Teils der Aschaffenburger 
Forst- Lehranstalt an die Univer-
sität München, wo er später so-
gar zum Rektor ernannt werden 
sollte.

„Nur ein gemischter und natur-
nah bewirtschafteter Wald wird 
die Herausforderungen der Kli-
makrise meistern und unser be-
deutendster Klimaschützer blei-
ben“, so Staatsministerin Micha-
ela Kaniber in einem Grußwort 
und führte fort: „Zur Gemein-
samkeit der Person Karl Gayer 
und der Baumart Eiche fällt mir 
zuerst die Standhaftigkeit ein“. 
Karl Gayer hat sich nicht von der 
damaligen Strömung, dem Wald 

einen maximalen Ertrag abge-
winnen zu wollen, mitreißen las-
sen. Als Professor in Aschaffen-
burg brachte er seine Lehre des 
gemischten Waldes den Studen-
ten nahe und hielt seine Erkennt-
nis in bekannten Büchern fest. 
„Ich würde mir wünschen, dass 
in Zukunft noch eine weitere Ge-
meinsamkeit hinzukommt – ein 
großes Verbreitungsgebiet. Denn 
gerade in Zeiten des Klimawan-
dels ist die Lehre vom gemisch-
ten Wald als Basis für die multi-
funktionale Forstwirtschaft aktu-
eller und wichtiger denn je. Nur 
ein gemischter und naturnah be-
wirtschafteter Wald wird die Her- 
ausforderungen der Klimakrise 
meistern und unser bedeutends-
ter Klimaschützer bleiben“, so  
Kaniber. 

Ein forstwissenschaftlicher 
Gigant

Dr. Joachim Hamberger, Leiter 
des Amtes für Waldgenetik und 
Moderator des Arbeitskreises 
Forstgeschichte in Bayern unter-
strich im ersten Vortrag den visi-
onären Blick Karl Gayers. Die Be-
griffe Ökologie und Biodiversität 
gab es zur damaligen Zeit noch 
nicht, Karl Gayer habe trotzdem 
in diesen Kategorien gedacht. In-
dem er die Vorteile von Misch-
wäldern und natürlicher Ver-
jüngung für die Bewahrung der 

Standortqualität unterstrich, er-
weiterte er den forstlichen Be-
griff von Nachhaltigkeit erstmals 
um eine ökologische Dimensi-
on. „Ohne Karl Gayer sind die na-
turnahe und die naturgemäße 
Waldwirtschaft nicht denkbar“, 
so Hamberger. Gayer begründete 
noch heute geltende Grundsätze 
der Forstleute – auf der Grundla-
ge des Standorts kleinräumig zu 
arbeiten und Licht- und Schatten-
verhältnisse gezielt zur Waldpfle-
ge einzusetzen. Hambergers Fa-
zit: „Karl Gayer war mehr als ein 
forstlicher Klassiker, er war ein 
„Gigant“.

In den weiteren Vorträgen be-
fassten sich Forstwissenschaftler 
mit Karl Gayers „Eichenzucht“ im 
Kontext neuerer waldbaulicher 
Forschung, der Dynamik der Ei-
chenverjüngung sowie der Öko-
nomie des Gayerschen Wald-
baus. Prof. Dr. Reinhard Mosandl, 
Vorsitzender der Stiftung Karl 
Gayer Institut für Waldbau for-
derte als Konsequenz seines Vor-
trages eine Eichenpflegeinitiati-
ve und ein Eichennachzuchtpro-
gramm, um die vorhandenen Ei-
chen zu erhalten und den Anteil 
der Eichen in den bayerischen 
Wäldern gezielt zu erhöhen. Der 
Waldwachstumskundler Enno 
Uhl von der Technischen Univer-
sität München (TUM) zeigte wel-
che Erkenntnisse zur waldbauli-
chen Behandlung von Eichen aus 
langfristigen Versuchs- und Be-
obachtungsflächen gezogen wer-
den sollten und wies auf den um-
fangreichen kürzlich erschiene-
nen Forschungsbericht zur Eiche 
hin. 

Prof. Dr. Thomas Knoke (TUM) 
erklärte, dass die meisten Prin-

zipien der Waldbewirtschaf-
tung Gayers auch heute noch zu-
kunftsweisend sind, da sie zu hö-
herer Resistenz und Resilienz der 
Bestände führen. Klimawandel-
bedingt werden aber in Zukunft 
mehr Lichtbaumarten gebraucht, 
die es im Gayerschen Waldbau 
schwer haben. 

Die Eiche  
als Zukunftsbaumart

Unter den heimischen Baum- 
arten verfügen die Eichenarten 
(Quercus sp.) über Eigenschaf-
ten, die sie als einen wichtigen 
Bestandteil künftiger Wälder prä-
destinieren. Die Eichenarten sind 
besonders trockenresistent und 
haben ein tiefreichendes Wurzel-
system, mit dem sie die mecha-
nische Bestandsstabilität gegen-
über Wind und Sturm erhöhen 
können.

Dr. Peter Pröbstle, Leiter der 
Bayerischen Landesanstalt für 
Wald und Forstwirtschaft zeig-
te anhand verschiedener Instru-
mente und Forschungsprojek-
te der Bayerischen Forstverwal-
tung, dass sich das Anbaurisiko 
für Stiel- und Traubeneiche im zu-
künftig erwarteten Klima auf vie-
len Standorten nicht verschlech-
tert. Die Eichenarten können bei 
wärmerem Klima vielmehr auch 
in höher gelegenen Gebieten mit 
geringerem Risiko als bisher an-
gebaut werden. 

„Unsere heimischen Eichenar-
ten sind zwei wichtige Bausteine 
für die Klimaanpassung unserer 
Wälder. Aber die beiden Eichen 
sind nur zwei von vielen Baumar-
ten, die wir im Klimawandel brau-
chen. Noch wichtiger als die Kli-
maanpassung der Wälder ist je-
doch der Klimaschutz an sich, 
also die schnellstmögliche Re-
duktion fossiler Energieträger!“ 
betonte Pröbstle. 

Dr. Sebastian Höllerl, Teilbe-
reichsleiter Waldbau beim größ-
ten Forstbetrieb Deutschlands, 
den Bayerischen Staatsforsten, 
betonte wie wichtig die Eiche an-
gesichts des Klimawandels ist. 

Für die in den bayerischen Staats-
wäldern geplante Erhöhung des 
Eichenanteils in Eichenmischbe-
ständen ist eine gezielte und ak-
tive Förderung der Eiche not-
wendig. Das Bundesland mit dem 
höchsten Eichenanteil ist Rhein-
land-Pfalz. Ministerialrat Ge-
org Josef Wilhelm erklärte in sei-
ner Funktion als oberster rhein-
land-pfälzischer Waldbauer wie 
die Eiche als wichtigste Misch-
baumart dort erfolgreich natur-
nah bewirtschaftet wird. 

Naturschutz und  
Naturgemäße  
Waldwirtschaft

In seiner Funktion als Wald- 
und Jagdreferent beim BUND Na-
turschutz in Bayern zitierte Dr. 
Ralf Straußberger Karl Gayer mit 
dem Satz: „Der Waldbau ist Sa-
che des Lokalbeamten“ und kri-
tisierte den massiven Stellenab-
bau seit 2005. Neben dem feh-
lenden Personal hob er auch den 
vielerorts zu hohen Schalenwild-
verbiss als Hemmnis für den Auf-
wuchs junger Eichen hervor und 
stellte großflächige und mechani-
sierte Bewirtschaftungskonzep-
te zur Eichenverjüngung in Fra-
ge, die nach seiner Meinung drin-
gend angepasst werden sollten. 

Prof. Dr. Manfred Schölch be-
leuchtete Schnittmengen und Dif-
ferenzen zwischen dem Gayer-
schen Waldbau und den Grund-
sätzen der Arbeitsgemeinschaft 
Naturgemäße Waldwirtschaft 
(ANW), deren bayerischer Landes-
vorsitzender er ist. In die Schnitt-
menge fallen die Bedeutung der 
Humus- und Bodenpflege so-
wie der Erhalt der Bodenfeuch-
te, die für Gayer von elementarer 
Wichtigkeit waren. Als Fazit stell-
te Schölch fest: „Die ANW prak-
tiziert seine Gedanken, erweitert 
um Elemente der Biodiversität 
und Schalenwildregulation.“ 

Forstliche Ausbildung

Prof. Dr. Volker Zahner von 
der Hochschule Weihenstephan- 

Triesdorf unterstrich die Bedeu-
tung der digitalen Kompetenz 
und des Lernens am konkreten 
Anschauungsobjekt Wald auf 
wissenschaftlicher Basis. Für die 
Studierenden wünscht er sich, 
dass sie den Wald lesen lernen 
– ähnlich wie es Karl Gayer einst 
vorgemacht hat. Zahner fordert 
auch, dass Wälder in erster Linie 
als Ökosysteme begriffen wer-
den müssen. Ein Zitat Gayers 
kann als heute noch gültige Bot-
schaft gewertet werden: „In der 
Harmonie aller im Walde wirken-
den Kräfte liegt das Rätsel der 
Produktion“. 

„Eichensaat und  
Eichenwirtschaft im Spessart“

Seit über 200 Jahren ziehen, 
immer wenn es eine Eichenmast 
gibt, insbesondere die Spessarter 
Frauen mit ihren Kindern in die 
Wälder, um Eicheln zu sammeln. 
Mit diesen können dann neue Ei-
chenkulturen angelegt werden. 
2020 wurde diese Tradition in 
die Landesliste des immateriel-
len UNESCO-Kulturerbes aufge-
nommen. 

Mit finanzieller Unterstützung 
durch den Förderverein des Zen-
trums Wald-Forst-Holz Weihen-
stephan haben der Filmemacher 
und Video-Künstler Paul Rohlfs 
und Joachim Hamberger einen 
Dokumentarfilm über die Eichen 
im Spessart produziert. Der Film 
zeigt die Arbeit und Leidenschaft 
der mit der Eiche verbundenen 
Menschen und diskutiert die Ge-
genwart und Zukunft der Eiche 
im Rahmen der sich verändern-
den klimatischen Bedingungen. 
Als Schlusspunkt des ersten Ver-
anstaltungstages wurde der Film 
mit großem Applaus von den Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern 
der Tagung aufgenommen. 

Exkursion: „Auf den Spuren 
von Karl Gayer“

Getreu dem Gayerschen Mot-
to den Wald lesen und sehen 
zu lernen führten am zweiten 
Tag der Veranstaltung Forst- 
direktor Wolfgang Grimm und 
Lukas Nitzl vom Amt für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Fors-
ten Karlstadt mehr als 60 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer in 
den Strietwald, den ehemaligen 
Hochschulwald der Stadt Aschaf-
fenburg. Während der etwa drei-
stündigen Wanderung wurden 
neben der Geschichte des Wal-
des insbesondere die Folgen des 
Klimawandels für den Wald dis-
kutiert und an Beispielen gezeigt. 
Der traurige Anblick aufgrund 
von Trockenheit abgestorbener 
Buchen und die daraus resultie-
renden Folgen für den Wald und 
dessen Bewirtschaftung waren 
ebenso Thema wie alternative 
Baumarten, die den neuen kli-
matischen Anforderungen bes-
ser gerecht werden können.

Zu Beginn der Tagung hatte 
bereits der Leiter des Zentrums 
Wald-Forst-Holz und Modera-
tor Prof. Dr. Klaus Richter von der 
TUM darauf hingewiesen, dass es 
nicht viele Menschen gibt, für die 
zum 200. Geburtstag solch eine 
Feier ausgerichtet wird. Beson-
ders sei auch, dass mit der Urur- 
urenkelin Constanze Gayer und 
deren Vater, Ururenkel Peter 
Gayer auch noch Familienange-
hörige des Jubilars dabei waren. 
Die Bedeutung Karl Gayers für die 
Forstwissenschaft und die große 
Sorge um die Zukunft des Wal-
des zeigte ebenfalls, dass nicht 
nur viele aktive und pensionier-
te Forstleute, sondern auch vie-
le junge Forstleute in Ausbildung 
zum ehemaligen Forsthochschul-
standort Aschaffenburg gekom-
men sind. 

Bis eine Eiche reift braucht es 
meist mehr als 10 Menschenge-
nerationen. Die Veranstaltung 
richtete den Blick auf die Leistun-
gen des großen Forstmannes Karl 
Gayer, aber auch in die Zukunft 
mit ihren großen Aufgaben für 
die heutige und kommende Ge-
nerationen.� r

Hocheffiziente
Winterdienst-
Technik
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Umweltminister Thorsten Glauber:

Insekten brauchen  
mehr als Blühflächen

„Blühende Betriebe“ aus vier Regierungsbezirken ausgezeichnet 
Insgesamt acht bayerische Institutionen aus vier Regierungsbezirken 
erhielten die staatliche Auszeichnung „Blühender Betrieb“. Bayerns 
Umweltminister Thorsten Glauber betonte bei der Übergabe der Ur-
kunden in München: „Mit der Auszeichnung ́ Blühender Betrieb´ ho-
norieren wir ein besonderes Engagement für die Artenvielfalt. Je-
der Beitrag für mehr Artenschutz zählt. Insekten brauchen mehr 
als Blühflächen. Gerade für den kommenden Winter ist das Belas-
sen von Überwinterungsstrukturen besonders wichtig. Artenvielfalt 
braucht keinen großen Aufwand. Wenn wir in unseren Gärten mehr 
Unordnung zulassen und unsere Herzen dafür öffnen, werden wir 
mit mehr Artenvielfalt belohnt.“ Das Bayerische Umweltministerium 
verleiht die Auszeichnung „Blühender Betrieb“ seit Oktober 2018 an 
Unternehmen, Behörden und soziale Einrichtungen, die ihre Außen-
flächen strukturreich gestalten und dadurch die Arten- und Insek-
tenvielfalt fördern.

Insgesamt 80 „Blühende Be-
triebe“ sind vom Umweltministe-
rium bereits für ihr Engagement 
ausgezeichnet worden. Die Be-
triebe müssen dafür bestimmte 
Kriterien erfüllen, wie beispiels-
weise eine naturnahe Gestal-
tung ihrer Außenanlagen mit hei-
mischen, insektenfreundlichen 
Stauden, Hecken oder Blumen-
wiesen. Die Auszeichnung „Blü-
hender Betrieb“ ist Teil des Blüh-
pakts Bayern und damit ein wei-
terer Baustein der vielfältigen 
Maßnahmen zum Schutz von 
Wildbienen und anderen Insek-
ten, die das Umweltministerium 
angestoßen hat.

Im Rahmen der Initiative „Blü-
hender Betrieb“ bietet das Um-
weltministerium für bayerische 
Unternehmen und Organisatio-
nen kostenlos eine fachlich fun-
dierte Beratung an. Ziel der Be-
ratung ist es, Empfehlungen zu 
Pflanzenauswahl, Bodenvorbe-
reitung und Pflege zu geben. Die 
Beratung wird von Mitgliedern 
der Regionalgruppe Bayern des 
Vereins Naturgarten e. V. durch-
geführt.

Informationen zu den einzel-
nen „Blühenden Betrieben“ sind 
verfügbar unter https://www.
bluehpakt.bayern.de/betriebe/
bluehende_betriebe.htm. 

Mehr Informationen und eine 
umfangreiche Informationsbro-
schüre „Gemeinsam für mehr Ar-
tenvielfalt“ mit Tipps zur naturna-
hen Gestaltung sind abrufbar un-
ter www.bluehpakt.bayern.de.

Auszeichnungen

•	 Oberfranken: Schaeffler Gruppe 
Werk Hirschaid, Landkreis Bam-
berg

•	 Oberbayern: Landratsamt Lands-
berg a. Lech, Manufaktur B. W. 
Nobis e.K., Laufen, Landkreis 
Berchtesgadener Land, MÜN-
CHENSTIFT, Haus St. Martin, 
München, WipflerPlan Planungs-
gesellschaft mbH, Pfaffenhofen 
an der Ilm

•	 Niederbayern: Beim Wartner - 
Chalets & Suiten, Teisnach, Land-
kreis Regen, Haus Wiesengrund, 
Frauenau, Landkreis Regen

•	 Mittelfranken: GEKA GmbH, 
Bechhofen, Landkreis Ansbach 	r

https://www.buchermunicipal.com/de/de
https://www.bluehpakt.bayern.de/betriebe/bluehende_betriebe.htm
https://www.bluehpakt.bayern.de/betriebe/bluehende_betriebe.htm
https://www.bluehpakt.bayern.de/betriebe/bluehende_betriebe.htm
http://www.bluehpakt.bayern.de
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Voller Einsatz gegen Schnee und Eis.
Im Winterdienst zählen Schnelligkeit, Zuverlässigkeit 
und Wirtschaftlichkeit. Der Unimog ist in jeder dieser 
Disziplinen ein Profi. Dafür sorgen zum Beispiel innovative 
Eigenschaften wie der synergetische Fahrantrieb EasyDrive, 

der während der Fahrt den Wechsel zwischen mecha nischem 
und stufenlosem Antrieb (0–50 km/h) erlaubt, der 
komfortable Arbeitsplatz mit intuitivem Bedien konzept 
oder modernste Euro-6-Motoren bis 220 kW (299 PS). 

Mehr dazu bei Ihrem Unimog Partner oder unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG, Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt,  
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG, Albert-Ruckdeschel-Straße 19, 95326 Kulmbach,            
Tel.: 09453 991-0, Fax: 09453 991-106, E-Mail: verkauf.unimog@beutlhauser.de, Internet: www.beutlhauser.de 

Henne Nutzfahrzeuge GmbH, Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten,Tel.: 089 99 2490–0, Fax: 089 99 2490–109,  
E-Mail: heimstetten@henne-unimog.de, Internet: www.henne-unimog.de 

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG, Werner-von-Siemens-Straße 10, 97076 Würzburg, Tel.: 0931 250 360,  
Fax: 0931 250 36 60, E-Mail: info@kurt-herold.de, Internet: www.kurt-herold.de 

KLMV GmbH, Robert-Bosch-Straße 1, 95145 Oberkotzau, Tel.: 09286 95 11-0,  
Fax: 09286 95 11-10, E-Mail: info@klmv.de, Internet: www.klmv.de 

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge, Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm, Tel.: 0731 97 56-214,  
Fax: 0731 97 56-410, E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com, Internet: www.wilhelm-mayer.com

DStGB-Forstausschuss „Deutscher Kommunalwald“:

Tragfähige Waldpolitik  
in Krisenzeiten

Wie gerade auch der Kommunalwald als Wald der Bürger mit klu-
gen Strategien einen Beitrag aus der Krise und für einen Klimawald 
der Zukunft leisten kann, darüber diskutierten Vertreter des Kommu-
nalwaldes aus ganz Deutschland bei ihrer Bundestagung im saarlän-
dischen Mettlach-Orscholz. In Zentrum standen dabei die Themen 
Wald als nationale Rohstoff- und Energiereserve, die Honorierung 
der Klima- und Ökosystemleistungen und vor allem das Prinzip der 
kommunalen Selbstbestimmung, wonach bürgerschaftlich gewählte 
Stadt- und Gemeinderäte über ihren Wald selbst entscheiden wollen.

Die kommunalen Vertreter 
wollen die Erfahrungen aus 300 
Jahren nachhaltiger Forstwirt-
schaft mit den neuen Anforde-
rungen an den Wald als CO2-Spei-
cher und den Schutz der natür-
lichen Lebensgrundlagen im Kli-
mawandel verknüpfen. Aus Sicht 
des Vorsitzenden des Gemein-
samen Forstausschusses „Deut-
scher Kommunalwald“, Dr. Karl-
Heinz Frieden, und des Haupt-
geschäftsführers des Deutschen 
Städte- und Gemeindebundes, 

Dr. Gerd Landsberg, ist hier die 
Politik gefordert, einen brei-
ten und ausgewogenen Konsens 
über die von der Gesellschaft an 
den Wald und die Forstwirtschaft 
gestellten Ansprüche und Son-
derleistungen in einer zukunfts-
gerichteten Waldpolitik durchzu-
setzen.

Ideologischen Bestrebungen, 
die einseitig die Zukunft des Wal-
des unter dem Schirm von Still-
legungen und Reservaten ver-
folgen, erteilten sie eine Absa-

ge. „Wir befürchten, dass die 
Befürworter von massiven Be-
wirtschaftungseinschränkun-
gen als ‚Trittbrettfahrer des Kli-
mawandels‘ die nachhaltige Res-
source Wald schlussendlich in 
den ‚Würgegriff‘ bekommen wol-
len. Wenn wir den Wald als Multi-
talent erhalten wollen, brauchen 
wir von Seiten der Politik wirksa-
me Bekenntnisse zum multifunk-
tionalen Wald und keinen Kampf 
um ideologisierte Deutungsho-
heiten“, machten Frieden und 
Landsberg deutlich.

Angesichts der Ereignisse und 
Krisen seien die bisherigen Stra-
tegien der Waldpolitik auf den 
Prüfstand zu stellen. Der Beitrag 
von Wald und Holz für das Errei-
chen der Klimaschutzziele und 
für eine nachhaltige Energie- und 
Rohstoffversorgung müsse neu 

fokussiert werden. Auch beim 
Thema Wald sei selbstkritisch zu 
hinterfragen, mit welchen Schrit-
te der Umbau zu einem resilien-
ten Wald der Zukunft gelingen 
kann.

Für die kommunalen Forstbe-
triebe, denen nicht nur die Nut-
zung, sondern auch der Schutz 
der Wälder ganz besonders am 
Herzen liegt, seien folgende The-
menfelder von besonderer Be-
deutung:
1. Antworten auf globale Kri-
sen – Rückbesinnung auf den 
Wald als nationale Rohstoff- 
und Energieressource

Notwendig sei ein klares Be-
kenntnis zur nachhaltigen Wald-
bewirtschaftung und der Nut-
zung des Rohstoffes Holz, als Lie-
ferant für erneuerbare Energien 
und Substitut durch Bauen mit 
Holz und zur Stärkung regiona-
ler Wertschöpfungsketten. Da-
zu müsse die im Koalitionsver-
trag angekündigte Holzbauinitia-
tive zügig umgesetzt werden, um 
die Treibhausgasemissionen des 
Bausektors langfristig zu senken. 
Zwingend erforderlich seien zu-
dem Folgenabschätzungen über 
die Auswirkungen von einem Ein-
schlagsstopp in alten Buchenwäl-
dern, Einschlagsmoratorien und 
einer Extensivierung der Laub-
holznutzung auf die Wirtschaft, 
die Rohstoffversorgung und die 
Klimabilanz.
2. Honorierung der Klima- 
und Ökosystemleistungen der 
Wälder auch für Kommunen 
schnellstmöglich umsetzen

Für kommunale Forstbetrie-
be ist die Gleichrangigkeit der 
Schutz-, Nutz- und Erholungs-
funktion ein hohes Gut und von 

zentraler Bedeutung. Dies be-
deutet ein gleichrangiges Mitein- 
ander von Biodiversität, Bioöko-
nomie und den sozialen Funk-
tionen des Waldes. Da aus der 
Holznutzung auf lange Sicht kein 
ausreichender Ertrag zum Um-
bau der Wälder gezogen werden 
kann, müssen die Leistungen der 
Waldbesitzer in allen Bereichen 
honoriert werden. Nach dem 
Grundsatz „Öffentliches Geld für 
öffentliche Güter“ gelte es einen 
Gemeinwohlausgleich zu Guns-
ten der Waldbesitzenden zu eta-
blieren.
3. Prinzip kommunaler Selbst-
bestimmung

Kommunalwald ist Bürger-
wald. Waldbesitzende Städte 
und Gemeinden lehnen eine Be-
vormundung in der Waldbewirt-
schaftung ab. Sie setzen viel-
mehr auf eine gestaltende Wald-
politik vor Ort, die die Ansprüche 
von Bürgern, Forst- und Holzwirt-
schaft sowie Naturschutz klug 
miteinander verbindet. Die kom-
munalen Waldbesitzer sprechen 
sich daher gegen eine generelle 
Anhebung der waldgesetzlichen 
Bewirtschaftungsstandards aus. 
Darüber hinaus gelte es, die Be-
dürfnisse der Menschen im länd-
lichen Raum zu beachten: Kein 
Verbot der Brennholznutzung 
– gerade in Zeiten von Energie-
knappheit. Rundholz und Sperr-
holz, Bauholz und Furniere, aber 
auch Pellets und Brennholz müs-
sen auch künftig aus den Kom-
munalwäldern gewonnen wer-
den können. Auf diese Weise 
wollen die Kommunalwaldver-
treter umsetzen, dass der Kom-
munalwald Bürgerwald ist und 
auch künftig bleibt.

Mit Blick auf die angekündig-
ten neuen Akzente und Schwer-
punkte der neuen Bundesregie-
rung in den Themenfeldern Wald 
und Forstwirtschaft, Klimaschutz 
und Biodiversität bleibt es für 
die kommunalen Forstbetriebe 
laut Frieden und Landsberg eine 
spannende und gravierende Fra-
ge, welche Sichtweise auf den 
Wald sich durchsetzen wird. Wel-
ches Gewicht räumt die Koalition 
den Meinungen und Wertevor-
stellungen von mehr als 60 Mil-
lionen Einwohnern in den Groß-
städten und Ballungszentren ein, 
für die soziale und ökologische 
Belange der Wälder eher Vor-
rang gegenüber der Rohstoffpro-
duktion haben? Und wie werden 
die Interessen der annährend 20 
Millionen Bürger im ländlichen 
Raum berücksichtigt, für die die 
Forstwirtschaft einer der wich-
tigsten Wirtschaftszweige bildet?

Klimaschutz, Naturschutz, 
Biodiversität und  
Wertschöpfung

Die verschiedenen Anspruchs-
erwartungen an den Wald in eine 
vernünftige Balance zu bringen, 
werde kein Unterfangen sein, be-
tonten Frieden und Landsberg. 
Gelingen könne dies nur, wenn 
bei Bürgern und Politikern „end-
lich wieder ein Gefühl dafür ent-
steht, dass in unseren Wäldern 
hohe Werte wachsen, deren Nut-
zung zur Wertschöpfung beiträgt 
und gleichzeitig Klimaschutz, Na-
turschutz, Biodiversität und die 
Bevölkerung davon profitieren“. 
Dazu müssen alle Akteure aufein-
ander zugehen und sich auch auf 
Kurskorrekturen einlassen. � DK

Landkreis Bad-Tölz–Wolfratshausen:

In Münsing steht der erste  
zertifizierte Naturgarten des Landkreises

Annika Dollinger und Elisabeth Obermüller neue Gartenfachberaterinnen 

Der Gemeinschaftsgarten Münsing und der Garten der Familie Ku-
be aus Münsing sind die ersten zertifizierten Naturgärten im Land-
kreis Bad Tölz-Wolfratshausen und wurden mit einer Auszeichnung 
gewürdigt. Landwirtschaftsministerin Michaela Kaniber hat 2018 
das bayernweite Projekt „Bayern blüht – Naturgarten“ ins Leben ge-
rufen, um die Menschen zum Engagement für mehr Biodiversität 
zu motivieren und die Artenvielfalt in den Gärten zu fördern. Da-
bei wird sie u.a. vom Bayerischen Landesverband für Gartenbau und 
Landespflege e .V. unterstützt. 

Die Gartenplakette ist ein sicht-
bares Zeichen für die nachhalti-
ge und ökologische Bewirtschaf-
tung und vielfältige Gestaltung. 
Außerdem leisten die Gärten ei-
nen wertvollen Beitrag zum Er-
halt der Artenvielfalt. 

Gärtnern  
ist Gemeinschaftspflege

Ein besonderes Projekt ist der 
Gemeinschaftsgarten des Gar-
tenbauvereins Münsing. „Die 
Idee für diesen Gemeinschafts-
garten entstand im März 2016“, 
berichtete bei der Urkunden-
übergabe Regina Reitenhardt, 
erste Vorsitzende des Garten-
bauverein Münsing. Sie und ih-
re Stellvertreterin Anke Mai hat-
ten die dreijährige Ausbildung 
zum Projektgärtner zusammen 
mit Gartenbauvereinsmitglieder 
aus Vorarlberg, Tirol und Salz-
burg begonnen und mussten für 
den erfolgreichen Abschluss eine 
Projektarbeit vorweisen. So kam 
es zum Projekt „Gemeinschafts-
garten“, in dem der Garten das 
Mittel zum Zweck ist. Der eigent-
liche Sinn des Gartens ist die so-
ziale Komponente, nämlich die 
Gemeinschaft zu pflegen. Im Ok-
tober 2016 fand sich ein Grund-
stück, Gemeindeverwaltung, die 
untere Naturschutzbehörde, das 
Kreisbauamt und das Landwirt-
schaftsamt wurden beteiligt. 
„Sobald die Genehmigung vor-
lag, fingen wir an, der bestehen-
den Wildnis Herr zu werden und 
beauftragten einen Garten- und 
Landschaftsbauer, der den Hang 
modellierte. Im Anschluss be-
gann das Anlegen der Beete in 
Eigenregie in dem 500 Quad-
ratmeter großen Garten. Zwei 
Beete bewirtschaftet der Gar-
tenbauverein, 19 weitere Beete 
sind verpachtet. 1,50 € pro Qua-
dratmeter bezahlen die Nutzer 
im Jahr und sind dann selbst für 
die Bepflanzung verantwortlich. 
Auch müssen sie bestimmte Re-
gelungen einhalten wie keine 
chemische Schädlingsbekämp-
fung oder sorgsamer Umgang 
mit dem Wasser. Zusätzlich wer-
den ganz unterschiedliche Pro-
jekte durchgeführt beispielswei-
se eines mit Grundschulkindern, 
die selbst Getreide anbauen. An-
ke Mai, stellvertretende Vor-
sitzende des Gartenbauvereins 

Münsing, ging kurz auf die Anfor-
derungen eines Naturgartens ein: 
„Wir dulden Wildkräuter bzw. es 
gibt keinen Rasen, sondern Wie-
se mit Löwenzahn, Gänseblüm-
chen, Klee, Giersch, Gundermann 
und Brennnesseln. So werden 
auch die Kann-Kriterien der Na-
turgartenzertifizierung erfüllt.“

Die Zertifikatsübergabe nutz-
ten die beiden neuen Kreisfachbe-
raterinnen für Gartenkultur und 
Landespflege, um sich vorzustel-
len. Elisabeth Obermüller und Ani-
ka Dollinger stehen im Landkreis 
Bad Tölz-Wolfratshausen für Stel-
lungnahmen zu Bauanträgen, die 
Betreuung der Naturdenkmäler, 
für die Beratung bei der umwelt-
gerechten Anlage und Pflege von 
Gärten, für das Projekt Apfel-Bir-
ne-Berge und auch für die Organi-
sation der Naturgartenzertifizie-
rungen zur Verfügung. Auch für 
den Kreisverband für Gartenbau 
und Landespflege sind sie aktiv.

Elisabeth Obermüller ist seit Juli  
2021 als neue Kreisfachberaterin 
für den Landkreis tätig. Nach ih-
rer Ausbildung als Gärtnerin im 
Fachgebiet Garten- und Land-
schaftsbau und dem anschließen-
den Studium der Landschaftsar-
chitektur an der Fachhochschule 
Weihenstephan sammelte sie be-
rufliche Erfahrungen in verschie-
denen Landschaftsbaufirmen. 
Nebenbei bildete sie sich im Be-
reich Permakultur an der Uni-

versität für Bodenkultur in Wien 
fort. Seit 2013 war sie selbstän-
dig im Bereich Gartenplanung 
und -pflege tätig. „Mein Ziel für 
die Zukunft ist, das Thema „öko-
logischen Vielfalt“ im Landkreis 
voran zu bringen und das Inter-
esse für nachhaltiges Gärtnern 
bei möglichst vielen Bürgerin-
nen und Bürger zu wecken. Au-
ßerdem möchte ich mich für re-
gionale Projekte im Bereich Sor-
tenerhalt und solidarischer Land-
wirtschaft einsetzen und für eine 
gute Vernetzung der einzelnen 
Akteure sorgen.“

Die gebürtige Tölzerin Anika 
Dollinger schloss das Studium der 
Landschaftsarchitektur an der 
Fachhochschule Weihenstephan 
als Dipl.-Ing. (FH) im Jahr 2008 
ab. Nach sechs jähriger Tätigkeit 
als Landschaftsarchitektin, ent-
schloss sie sich 2014 dazu, in der 
Flüchtlingshilfe tätig zu werden. 
„Für mich schließt sich mit der Tä-
tigkeit als Kreisfachberaterin für 
Gartenkultur und Landespflege 
ein Kreis. Hier kann ich mit mei-
nem Studium und der Erfahrung 
aus der Praxis als Landschaftsar-
chitektin arbeiten. Zugleich ha-
be ich die Möglichkeit mit Men-
schen zu arbeiten, was mir sehr 
viel Freude bereitet. Als Kreis-
fachberaterin ist mir wichtig mit 
jedem einzelnen Gartenbauver-
ein unseres Landkreises gut ver-
netzt zu sein, aber auch mit Kol-
leginnen und Kollegen aus ande-
ren Landkreisen. Außerdem liegt 
mir der Erhalt der Biodiversität 
durch nachhaltige Nutzung der 
Natur sehr am Herzen. Denn sie 
stellt eine der wichtigsten Grund-
lagen für unser Leben dar. Jeder 
der einen Garten oder ein Stück 
Land hat, kann in diesem Sinne 
handeln.“ � r

V.l.: Josef Strobl (2. Bgm Münsing), Anke Mai (stellv. Vorsitzende 
GBV Münsing), Regina Reitenhardt (Vorsitzende GBV Münsing), 
Franz Steger (SG Umwelt), Anika Dollinger, (Kreisfachberaterin Gar-
tenkultur und Landespflege), Winfried Schmitt (Kreisvorsitzender 
Kreisverband für Gartenbau und Landespflege Bad Tölz-Wolfrats-
hausen),  Elisabeth Obermüller (ebenfalls Kreisfachberaterin), Sand-
ra Zapf (2. Kreisvorsitzende Kreisverband für Gartenbau und Lan-
despflege Bad Tölz-Wolfratshausen) und Wolfgang Kube (ebenfalls 
ausgezeichnet). � Bild: Gartenbauverein Münsing

https://special.mercedes-benz-trucks.com/de/unimog/kommunal.html?utm_source=print&utm_medium=link&utm_content=unimog-kommunal
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie vie-
le Einwohner vertreten Sie?

Alzenau mit seinen fünf Stadt-
teilen liegt im unterfränkischen 
Landkreis Aschaffenburg unmit-
telbar an der Grenze zum Land 
Hessen, ist umgeben von den 
nördlichen Ausläufern des Spes-
sarts und hat 18.663 Einwohner.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

Seit dem 8. Juli 2020 bin ich 
hauptamtlicher Erster Bürger-
meister.
Welchem Beruf sind Sie vor 
Amtsantritt nachgegangen bzw. 
üben Sie diesen nach wie vor 
aus?

für fällig werden, ohne jedoch 
in größeren Umfang Fördermit-
tel zu bekommen. Natürlich ha-
ben wir als Kommune – wie so 
viele – die Herausforderung, 
Personal für die Verwaltung 
und die Kinderbetreuungsein-
richtungen zu finden und gene-
rell die Verwaltung zukunftsfest 
umzubauen, damit die Digita-
lisierung und das digitale Amt 
gelingen kann.
Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Was in der großen Politik dis-
kutiert wird, können wir vor 
Ort in den Kommunen ange-
hen und Lösungen umsetzen. 

Stephan Noll
Erster Bürgermeister der Stadt Alzenau

Nach meinem VWL-Studium und Stationen in 
der Zentrale der Commerzbank in Frankfurt, war 
ich vor meiner Wahl als internationaler Vertriebs-

manager und Referent für Europäischen Schie-
nengüterverkehr für die DB Netz AG in Frank-
furt sowie für den Schienengüterverkehrskorri-
dor von Skandinavien bis ans Mittelmeer für ver-
schiedene Schieneninfrastrukturanbieter tätig.
Was war Ihr persönlicher Anreiz in die Kommu-
nalpolitik zu gehen?

Das Mitgestalten des eigenen Umfeldes und 
meiner Heimatstadt sowie die Arbeit mit und 
für die Menschen sind meine Hauptmotivatio-
nen, mich in der Kommunalpolitik einzubringen 
und zu engagieren. Zuvor war ich in vielen Ver-
einen und Verbänden schon als Funktionär tätig 
und habe es schätzen und lieben gelernt, durch 
meinen Einsatz einen Beitrag für die Gesellschaft 
zu leisten
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Sechs Jahre war ich vor Amtsantritt als Stadt- 
und Kreisrat tätig und konnte damit Kommunal-
politik aus erster Hand erleben und war zumin-
dest mit den aktuellsten Themen und Entwick-
lungen in der Stadt vertraut. Durch meine Teil-
nahme an der CSU-Akademie und durch mein 
Stipendium der Hanns-Seidel-Stiftung konnte ich 
mich mit angebotenen Seminaren und Fortbil-
dungen grundsätzlich in Rhetorik, Partizipation 
und dergleichen qualifizieren. Man muss jedoch 
auch festhalten, dass man tagtäglich in der Funk-
tion als Bürgermeister viel über sich, die Men-
schen und die Themen hinzulernt und offen sein 
muss, diese Chancen und Herausforderungen mit 
Interesse und Gestaltungswille anzupacken.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Herausfor-
derungen? 

Die Stadt Alzenau hat sich in den letzten Jahr-
zehnten sehr erfolgreich entwickelt und hierfür 
viel investiert. Die Bayerische Gartenschau „Na-
tur in Alzenau“ im Jahr 2015 war ein zusätzlicher 
Katalysator für die Innenstadtentwicklung. Die-
se Lebensqualität muss erhalten, weiter entwi-
ckelt, aber natürlich auch finanziert werden. Ei-
ne Haushaltskonsolidierung ohne größere neue 
Darlehensaufnahme stand im Fokus, um Spiel-
raum für die Zukunft zu gewinnen. Eine weitere 
Herausforderung war und ist es, als dritte baye- 
rische Metropolregion im bayerischen Teil des 
Rhein-Main-Gebiets bezahlbaren und leistbaren 
Wohnraum zur Verfügung zu stellen und der im-
mer stärkeren Nachfrage gerecht zu werden. Zu-
sätzlich müssen wir als einer der größten kom-
munalen Waldbesitzer in Bayern mit einer Fläche 
von ca. 2.700 ha den Wald klima- und zukunfts-
gerecht halten und neu anpflanzen, da im Jahr 
2019 durch einen schweren Sturm 200 ha Wald 
binnen weniger Minuten zerstört wurden und 
trotz Hitzeperioden, Borkenkäfer und der spät-
blühenden Traubenkirsche die Waldfunktionen 
sichergestellt werden müssen.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Alzenau steht gut da, aber die Flächenpoten-
ziale der Innen- und auch der Außenentwick-
lung müssen genutzt werden, damit neben dem 
Wohnraum auch andere kommunale Aufgaben 
der Daseinsfürsorge erbracht werden können. 
Neben dem Neubau zahlreicher Kindertagesein-
richtungen im gesamten Stadtgebiet wollen wir 
in der Kernstadt ein neues Feuerwehrgerätehaus 
in Kombination mit dem Rettungsdienst errich-
ten. Ein zweistelliger Millionenbetrag wird hier-

Aktuell haben wir zahlreiche Bemühungen, er-
neuerbare Energien im Stadtgebiet auszubau-
en. Dazu gehört Windkraft und Freiflächen-PV, 
aber genauso eines der größten Floating- 
PV Vorhaben in Bayern auf einem Kiessee. Zu-
sammen mit unserem städtischen Energiever-
sorgungsunternehmen und den Mitgliedern des 
Umwelt- und Klimabeirates wollen wir unser 
Gasnetz auf ein Wasserstoffnetz umstellen und 
bewerben uns für ein Reallabor für eines unserer 
Industriegebiete. Förderanträge für eine Wasser-
stofftankstelle und einen Elektrolyseur sind eben-
falls in der Vorbereitung, da wir uns mit Speicher-
technologie „Made in Alzenau“ nicht nur zu einer 
klimaneutralen Stadt entwickeln wollen, sondern 
auch Innovationen und Zukunftstechnologie för-
dern möchten, um auch die heimische Wirtschaft 
bei ihrer Transformation zu begleiten. 
Haben Sie einen wichtigen Ratschlag für junge 
Kolleginnen und Kollegen?

Mit 31 Jahren bin ich, glaube ich, nicht in der 
Situation, anderen jungen Kolleginnen und Kol-
legen Ratschläge zu erteilen. Ich bin mir aber si-
cher, egal ob jung oder alt, wir Bürgermeister 
müssen mit Leidenschaft und Herzblut bei der 
Sache sein und dürfen gerne von anderen ler-
nen. Wir sollten offen dafür bleiben, uns gegen-
seitig zu unterstützen und zu beraten. Zusammen 
schaffen wir einfach mehr.
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Meine Tür steht immer offen für Kolleginnen 
und Kollegen sowie meine Mitbürgerinnen und 
Mitbürger. Mir ist es wichtig, dass neben der wö-
chentlichen Abteilungsleiterrunde, auch in regel-
mäßigen Jour Fixe mit weiteren Führungskräften 
und involvierten Kollegen jeder die Möglichkeit 
hat, sich nicht nur themen- und projektbezogen 
einzubringen, sondern sich auch gegenseitig zu 
informieren und Probleme anzusprechen. Bürge-
rinnen und Bürger binde ich sowohl mit den klas-
sischen Beteiligungsformaten wie Bürgersprech-
stunde und Anlieger- und Bürgerversammlun-
gen ein, aber auch die digitale Beteiligung mit 
spontanen Umfragen auf Social Media führt oft 
dazu, dass ich sehr viel wertvolles Feedback und 
Anregungen für meine Arbeit erhalte. Nicht zu 
unterschätzen sind auch Vereinsrunden, Gesprä-
che am Marktstand und die vielen Gratulatio-
nen. Ob analog oder digital: Jedes Feedback und 
jede Rückmeldung ist wichtig, damit man mit ei-
nem runden Bild eine gute Entscheidung treffen 
kann.
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf die 
künftige Kommunalpolitik haben?

Digitalisierung wird uns vielfältig in der Kom-
munalpolitik und Verwaltung helfen. Durch digi-
tale Abläufe werden wir nicht nur schneller und 
besser, sondern schaffen auch Freiräume für die 
wichtigen Anliegen und mehr Zeit für unsere Mit-
menschen. Partizipation und Austausch kann 
durch mehr Vernetztheit erfolgreicher gelingen 
und hoffentlich ermöglicht uns die Digitalisie-
rung als Gesellschaft, noch besser die Vereinbar-
keit von Beruf und Familie zu verwirklichen, da 
man unabhängiger und flexibler auf unterschied-
liche Lebenssituationen reagieren kann.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Wir können den Wind nicht ändern, aber die 
Segel anders setzen. (Aristoteles)
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Im Dialog mit den Menschen habe ich zusam-
men mit dem Stadtrat und einem guten Team in 
der Verwaltung die richtigen Entscheidungen zur 
Sicherung der Lebensqualität von heute, für die 
Generation von übermorgen getroffen. � r

LENK KOMMUNity-Netzwerktreffen in München:

Chefsache  
Klimaschutz und Energiewende

Unter dem Motto „Klimaschutz und Energiewende zur Chefsache 
machen“ kamen in Schloss Nymphenburg rund 150 Kommunalpo-
litikerinnen und Kommunalpolitiker aus ganz Bayern zu einem gro-
ßen Netzwerktreffen zusammen. Eingeladen hatte die Landesagen-
tur für Energie und Klimaschutz (LENK).

Wie wichtig der Veränderungs-
prozess hin zu (noch) mehr Kli-
maschutz in den Kommunen 
ist, verdeutlichte Prof. Dr. Man-
fred Miosga, Professor für Stadt- 
und Regionalentwicklung an der 
Universität Bayreuth und Grün-
dungsmitglied des Büros für 
Kommunalberatung KlimaKom 
eG. Im Bereich Klimaschutz sei 
„vielfaches, drastisches und so-
fortiges Handeln“ gefordert, wes-
halb „fünf Wenden“ als Bausteine 
der Transformation erforderlich 
seien: die Energiewende sowie 
Veränderungen in den Bereichen 
Mobilität, Wohnen, Ernährung 
und Wirtschaft. Kommunen und 
allen voran deren Entscheidungs-
träger müssten dabei zu „Pionie-
ren des Handelns“ werden und 
ihre Vorbildfunktion ausschöp-
fen, hob Miosga hervor.

Wie man zu einem solchen 
„Schrittmacher“ werden kann, 
darüber informierte Hans-
Jörg Birner, Erster Bürgermeis-
ter der Gemeinde Kirchanschö-
ring (Landkreis Traunstein). Er 
zeigte auf, wie sich eine kleine 
3.100-Einwohner-Gemeinde in 
Sachen Energiewende aufstellen 
kann. Vor Ort wurde das Kom-
munalunternehmen „Regional-
werk Chiemgau Rupertiwinkel – 
GKU“ gegründet, ein Zusammen-
schluss mehrerer Kommunen aus 
den Landkreisen Altötting, Traun-
stein, Rosenheim und Berchtes-
gadener Land, dessen Vorsitz 
Birner inne hat. Ziel des gemein-
samen Kommunalunternehmens 
ist es, erneuerbare Energien re-
gional zu produzieren und zu 
vermarkten. Eine Art Vision und 
Fernziel des Regionalwerks ist 
der Aufbau eines Nahwärmenet-
zes. Birner zufolge sind Zusam-
menschlüsse wichtig. So etwas 
wie das Regionalwerk funktio-
niert nicht, wenn es eine kleine 
Gemeinde allein macht. Das müs-
sen wir gemeinsam angehen in 
der kommunalen Familie.“

Tipps, wie sich Veränderungen 
strategisch angehen lassen und 
wie Kommunen „fit für die Zu-
kunft“ werden, gab Kerstin Goll-
ner, Gründerin der Unterneh-
mensberatung EQU:WIN. Aus ih-
rer Sicht ist es wichtig, dass Poli-
tik, Verwaltung und Bürgerschaft 
ein „konstruktives Miteinan-
der“ bilden. Zudem müssten Ent-
scheidungsträger dafür sorgen, 
dass Klimaschutzmanager in der 
Kommune ausreichend Unter-
stützung bekommen. „Sie brau-
chen ein starkes Team und müs-
sen sichtbar werden“, unterstrich 
Gollner.

Landkreise produzieren  
Erneuerbaren Energien

Staatsminister Thorsten Glau- 
ber zufolge müssen Klimaschutz 
und Energiewende gemeinsam 
gedacht werden. „In unserem 
neuen Klimaschutzgesetz 2.0 ha-
ben wir die Vorfahrt für die er-
neuerbaren Energien festge-
schrieben. In Zukunft können 
Landkreise auch selbst erneuer-
bare Energien produzieren. Das 
wird der dezentralen Energie-
wende einen deutlichen Schub 
geben. Wichtig sind Vernetzung 
und Verzahnung – bei der Was-
serversorgung genauso wie bei 
der Energieversorgung – über 
Gemeindegrenzen hinweg.“

Neben interaktiven Austausch- 
Formaten konnten die Teilneh-
mer beim „Markt der Möglichkei-
ten“ direkt mit Akteuren aus der 
Praxis in Kontakt treten. An zahl-
reichen Ständen zu den Berei-
chen erneuerbare Energien, kli-
maneutrale Kommune und Wär-

mewende wurden neue Kontak-
te geknüpft, praktische Tipps und 
Infomaterial ausgetauscht. An-
hand von Best- Practice- Beispie-
len demonstrierten der Land-
kreis Berchtesgadener Land und 
die Stadt Schrobenhausen, wie 
sich in Kommunen Projekte wie 
eine Bürger- Energie- Genossen-
schaft und die Verwendung eines 
Energienutzungsplans zum Auf-
bau einer nachhaltigen regiona-
len Energieversorgung aufbauen 
lassen.

Im Rahmen des Netzwerktref-
fens wurden auch die ersten „Kli-
maschulen Bayern“ ausgezeich-
net. Umweltminister Glauber 
und Kultusminister Michael Pia-

zolo ehrten das Hildegardis-Gym-
nasium Kempten, die Staatliche 
Fachoberschule Sonthofen und 
die Staatliche Berufsschule Min-
delheim (Klimaschulen Gold), das 
Markgräfin-Wilhelmine-Gymna-
sium Bayreuth und die Grund-
schule Alkofen-Pleinting im Land-
kreis Passau (Klimaschulen Silber) 
sowie die Jules Vernes Grund-
schule und Jules Vernes Gymna-
sium München, die Grundschu-
le Kempten (Allgäu)-Nord und 
die Gisela-Realschule und Gise-
la-Gymnasium Passau-Niedern-
burg (Klimaschulen Bronze). Ge-
ehrt wurden zudem die diesjäh-
rigen „Klimameister“ für beson-
ders kreative Projekte rund um 
den Klimaschutz: Johann-Pe-
ter-Ring-Grundschule Ottmaring, 
Hildegardis-Gymnasium Kemp-
ten und Staatliche Berufsschule 
Mindelheim. � DK

Bayerischer Städtetag/Bezirksversammlung Oberbayern:

Herkulesaufgaben  
gemeinsam schultern

Ganz im Zeichen der Ungewissheiten bei der Energie- und Wärme-
versorgung, der Unterbringung von Geflüchteten sowie des Dau-
erthemas Kindertagesbetreuung stand die Bezirksversammlung 
Oberbayern des Bayerischen Städtetags in Ismaning.

Städtetagsvorsitzender Mar-
kus Pannermayr sprach von ei-
ner „angespannten Lage“ bei der 
Energieversorgung. Die Bewäl-
tigung dieser Krise sei eine Ge-
meinschaftsaufgabe. Als nötig 
und hilfreich bezeichnete es der 
Verbandschef allerdings, dass 
Städte und Gemeinden beim 
Energieverbrauch mögliche Ein-
sparpotenziale, wie etwa die Sen-
kung der Temperatur in öffentli-
chen Gebäuden und Schwimm-
bädern, identifizieren und um-
setzen.

Steuerung im Notfall  
durch Landratsämter

Im Falle etwaiger Notfallszena-
rien sei eine zentrale Steuerung 
durch die Landratsämter wün-
schenswert, so Pannermayr, da 
dort der Katastrophenschutz oh-
nehin angesiedelt ist. Gerade was 
den Schutz der kritischen Infra-
struktur anbelangt, müssten hier 
die Fäden zusammenlaufen.

Mit Blick auf die Energiever-
sorgung durch die Stadtwerke er-
klärte der Verbandschef: „Unsere 
Stadtwerke müssen handlungsfä-
hig bleiben, denn sie haben ele-
mentare Bedeutung für die Was-
serversorgung, die Sicherstellung 
des ÖPNV und die Umsetzung 
der Energiewende. Notwendig ist 
ein Schutzschirm für Stadtwerke, 
falls sich im Winter Engpässe bei 
der Liquidität ergeben sollten.”

Was die Unterbringung von Ge-
flüchteten angeht, bringen laut 
Städtetag steigende Zugangszah-
len die bestehenden Unterbrin-
gungsstrukturen mit staatlichen 
und kommunalen Unterkünften 
ans Limit. Das Spitzengespräch 
der Bundesinnenministerin mit 
den kommunalen Spitzenverbän-
den und einigen Innenministern 
der Länder sei ein erster kon- 
struktiver Ansatz zum künftigen 
regelmäßigen Austausch gewe-

sen. Diesem müssten nun kon-
krete Schritte und verbindliche 
Zusagen zur weiteren finanziel-
len Unterstützung der Kommu-
nen folgen.

Als weiteres Dauerthema er-
läuterte Pannermayr die War-
nungen des Bayerischen Städte-
tags vor einer Unterfinanzierung 
bei der Kindertagesbetreuung 
und dem enormen Personalman-
gel bei Kitas: „Die Wartelisten für 

Deutscher Nachbarschaftspreis  
für Foodsaving Obergiesing

Ein Verein für Lebensmittelrettung aus München ist bayerischer 
Sieger des Deutschen Nachbarschaftspreises 2022. Die nebenan.
de-Stiftung hatte das Projekt Foodsaving Obergiesing neben 15 
weiteren bundesweiten Nachbarschaftsprojekten ausgewählt.

Im Sinne der Nachhaltigkeit 
geht der Verein bereits seit ei-
niger Zeit erfolgreich gegen Le-
bensmittelverschwendung vor: 
Ein Treffen mit einer Apothe-

ken-Inhaberin gab dann den An-
stoß, gerettete Lebensmittel an 
eine ältere Kundin weiterzuge-
ben. Daraus entstand eine regel-
mäßige Lieferung, die nun immer 

mehr bedürftige Menschen er-
reicht, die regelmäßig in die Apo-
theke kommen – auch ohne ei-
nen entsprechenden Nachweis.

Lieferservice  
für ältere Mitmenschen

Aktuell werden zweimal in der 
Woche Kisten mit geretteten Le-

bensmitteln in die Apotheke ge-
liefert und dort verteilt. Zusätz-
lich wird ein Lieferservice vor 
allem für ältere Mitmenschen 
angeboten und gemeinsam ge-
kocht. Aktuell werden auch uk-
rainische Bürger mit Lebensmit-
teln unterstützt, die in der Nach-
barschaft angekommen sind. 
Langfristig sollen die Lebensmit-

tel per Rad gerettet und verteilt 
werden.

Mit dem Deutschen Nach-
barschaftspreis werden von der  
nebenan.de-Stiftung regelmäßig 
Projekte ausgezeichnet, die sich 
für ihr lokales Umfeld einsetzen 
und so das Miteinander stärken. 
Die 16 Landessieger erhalten je 
2.000 Euro. � DK

Markus Pannermayr.�Bild: Bay.Städtetag

einen Kita-Platz werden immer 
länger. Es fehlt an Räumen, Per-
sonal und staatlichen Fördermit-
teln. Es wird zunehmend schwie-
riger, offene Stellen zu besetzen. 
Und es zeigt sich die Situation, 
dass neu gebaute Räume nicht in 
Betrieb gehen können, weil Per-
sonal fehlt. Gleichzeitig steigt die 
Erwartungshaltung der Eltern. 
Im Hinblick auf den Rechtsan-
spruch auf Ganztagsbetreuung 
für Grundschulkinder gibt es An-
lass zur Sorge.”

Neben ersten Erleichterungen, 
die das bayerische Sozialminis-
terium in Aussicht gestellt habe, 
müsse das Problem der Unter-
versorgung in der Kindertagesbe-
treuung dauerhaft und mit nach-
haltiger Finanzierung von Investi-
tionen und bei den Betriebskos-
ten angegangen werden, forderte 
der Städtetagsvorsitzende. � DK
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Die Welt ist aus den Fugen 
geraten. Wenn es dazu noch 
eines Beweises bedurft hätte, 
dann wurde dieser am 25. Ok-
tober 2022 geliefert, als im öf-
fentlich-rechtlichen Radio „All I 
Want For Christmas Is You“ von 
Mariah Carey gespielt wurde. 
Nun mag man meine Ansicht 
hinterfragen, dass jedes Ab-
spielen von Weihnachtsliedern 
traditioneller wie populärmusikalischer Art vor 
dem Ersten Advent zu unterbleiben habe. Aber 
dann sollte doch wenigstens Halloween als Ge-
schmacksbrandmauer erhalten bleiben. Die 
ganzen ausgehöhlten Kürbisse, Masken und 
Fratzen sind doch erschreckend genug, da muss 
man die Leute doch nicht auch noch mit Christ-
massongs malträtieren.

Zudem kann man sich aktuell gar nicht mehr 
richtig von den vielen Fußballspielen der diver-

sen Ligen bis hin zum Europacup erholen, die 
in rascher Taktung durchgeführt werden, weil 
diesmal die Fußball-WM (traditioneller Teil, al-
so der Männer) im Advent stattfindet. Den vor-
läufigen Spielplan dieser WM habe ich nicht im 
Kopf, würde mich aber nicht wundern, wenn 
das Endspiel am Heiligen Abend stattfinden 
würde. Klar, auch als konservative Katze muss 
man sich bemühen, die eurozentrische Blickwei-
se ein Stück weit abzustreifen. Auf der südlichen 
Halbkugel freut man sich auch, eine WM mal im 
Sommer genießen zu können und die Rüstzeit 
des Advents ist natürlich für ein muslimisches 
Land wie Katar kein Thema. 

Außerdem werden ja auch in allen möglichen 
Sportarten und bei allen möglichen Wettkämp-
fen die Spiele oder das Kräftemessen zu nacht-
schlafender (Orts-)Zeit abgehalten, um in den 
werbekräftigen Nationen zur Primetime über 
die Bildschirme flimmern zu können (da fällt 
mir auf: Ist Bildschirmflimmern noch eine gute 
Wendung in Zeiten von HDTV? Egal). Also kann 
sich so eine WM schon auch mal an die klima-
tischen Bedingungen des Gastgeberlandes an-
passen.

Wenn Sie jetzt von mir einige moralinsau-
re Betrachtungen über Katar, dessen politi-

sches System, dessen Arbeits-
schutzstandards oder dessen 
originelle Definition von Men-
schenrechten erwarten, muss 
ich Sie enttäuschen. Diese wer-
den Sie in bester Qualität und 
je näher das Ereignis rückt in 
immer drangvollerer Dichte in 
allen Medien lesen, hören und 
sehen können. Da schweigt 
man als Kater besser.

Ich werde auch nicht zur deutsch-katarischen 
Freundschaft auf Energieebene ablästern, denn 
die gegenwärtige Bundesregierung hat den 
Schuss der Notwendigkeit der Eindämmung von 
Autokratenstaaten nicht gehört. Beweis: Eine 
Woche nachdem in Peking sämtliche Verfech-
ter von marktwirtschaftlichen Ansätzen zuguns-
ten von Verfechtern der Staatswirtschaft aus 
dem Politbüro gekärchert wurden, wird ein An-
teil am Hamburger Hafen an den chinesischen 
Staatskonzern COSCO verkauft. Fatale Weichen-
stellungen.

Nein, ich will nur sagen, dass man sich nicht 
über Austragungsorte wie Katar oder Peking 
für Weltmeisterschaften und Olympische Spie-
le empören darf, wenn Demokratien nicht be-
reit sind, diese auszutragen. OK, Paris und Mai-
land retten die Ehre Europas 2024 und 2026 mit 
Olympia und die USA schultern auch noch ih-
ren Teil in diesem Jahrzehnt. Aber Deutschland? 
Hält sich vornehm zurück. Winterspiele in Mün-
chen und im Oberland? Brauchen wir nicht. Da 
kommt dann wieder dieser lästige Fortschritt, 
vielleicht eine Umgehungsstraße und Verkehr, 
Verkehr, Verkehr – nix für uns zufriedene und 
satte Deutsche.

Sommerspiele in Hamburg? Auch mit viel zu 
viel Aufregung und Unruhe verbunden. Da baut 
man in der Hansestadt lieber auf dem für das 
Olympische Dorf (Achtung Wohnungsbau – hat 
1972 in München geklappt!) vorgesehenen Ge-
lände eine Halle zur Nachreifung von importier-
ten Bananen. Keine und keiner unserer derzeit 
ja wirklich voll guten Kabarettistinnen und Ka-
barettisten (nachdem ich versucht habe, die 
letzten drei Worte schnell nachzusprechen weiß 
ich, warum der Begriff Comedian so beliebt ist) 
könnte sowas erfinden.

Denken wir einfach an Heinrich Heine: „Das 
ist schön bei den Deutschen: Keiner ist so ver-
rückt, dass er nicht einen noch Verrückteren 
fände, der ihn versteht“.

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Die Welt  
ist aus den Fugen

Wegweiser in schwierigen Zeiten
Verleihung der oberpfälzischen und oberbayerischen Integrationspreise 

Großer Festakt im Spiegelsaal der Regierung der Oberpfalz: Der Staats-
sekretär des Innern, für Sport und Integration, Sandro Kirchner, und 
Regierungspräsident Walter Jonas verliehen gemeinsam den Integra-
tionspreis der Regierung der Oberpfalz. Die ersten Preise in Höhe von 
1.500 Euro gingen an Space-Eye e.V. aus Regensburg sowie an Günter 
Reiß aus Weiden. Den zweiten Platz mit einem Preisgeld in Höhe von 
1.000 Euro erhielt das Berufliche Schulzentrum Oskar-von-Miller aus 
Schwandorf. Die Initiativen Computerspende Regensburg e.V. und der 
Multikulti-Integrationsverein Roding e.V. wurden jeweils mit dem drit-
ten Platz und 500 Euro ausgezeichnet.

Die „Nothilfe Ukraine“ des Spa-
ce-Eye e.V. reicht vom Sammeln 
und Transportieren von Spenden 
in die Ukraine bis hin zum Evaku-
ieren von Menschen aus der Uk-
raine – insbesondere aus Odes-
sa, der Partnerstadt von Regens-
burg, und der anschließenden 
Erstversorgung und Vermittlung 
in private Wohnungen. Bis zum 
Eingang der Bewerbung waren 

Hilfsgüter im Wert von 1,5 Milli-
onen Euro transportiert und ver-
teilt, 1.500 Menschen aus der Uk-
raine evakuiert und 800 ukraini-
sche Geflüchtete in private Woh-
nungen vermittelt worden.

Das große Verdienst von Günter 
Reiß ist unter anderem die vielfa-
che Vermittlung ukrainischer Ge-
flüchteter aus den Notunterkünf-
ten der Stadt Weiden in private 
Unterkünfte. Darüber hinaus küm-
mert sich der Preisträger, der durch 
eine langjährige berufliche Tätig-
keit in der Ukraine die Sprache 
spricht, ehrenamtlich um die ge-
sundheitliche, schulische und so-
ziale Einbindung ukrainischer Ge-
flüchteter in die Gesellschaft. 

Seit September 2016 gestalten 
junge Geflüchtete der Integrati-
onsklassen des Beruflichen Schul-
zentrums Oskar-von-Miller in 
Schwandorf eine Schülerzeitung 
mit dem Titel „W.I.R. – Weil Inter-
national Rockt“, in der sie über 
persönliche Erlebnisse und Inter-
essen genauso wie über ihre Her-
kunftsländer, ihre Hoffnungen 
und Träume und über ihr Leben 
in ihrer neuen Heimat Oberpfalz 
berichten. Diese multikulturellen, 
teilweise sehr persönlichen Inhal-
te verpacken die Schüler in eine 
optisch ansprechende Gestal-
tung. Als besonderes Highlight im 
Schuljahr 2021/2022 drehten sie 
einen Kurzfilm, der ausgewählte 
Beiträge der aktuellen Ausgabe 
in Szene setzt.

Ins Leben gerufen hat der Mul-
tikulti-Integrationsverein Roding 
e.V. das Projekt „Internationaler 
Kochstammtisch Roding“ bereits 
Anfang des Jahres 2014. Seitdem 
finden monatlich in den Räumen 
der Grund- und Mittelschule Ro-
ding kulinarische Austauscha-
bende statt, in denen von jeweils 
rund 25 Teilnehmern gemeinsam 
Gerichte aus aller Herren Länder 
zubereitet und verspeist werden. 
„Mit dem Appetit wachsen das 
gegenseitige Verstehen und die 
Fröhlichkeit“, so das Motto von 
Projekt und Verein. 2018 wur-
de das Austauschprogramm um 
ein Nachwuchsprogramm erwei-
tert. „Kids Cooking Roding“ heißt 
es seitdem zusätzlich zweimal im 
Jahr.

Der Verein Computerspende 
Regensburg mit aktuell zehn ak-
tiven Mitgliedern sammelt ge-
brauchte Computer, bereitet sie 
auf und gibt sie gegen einen ge-
ringen Unkostenbeitrag an Be-
dürftige und soziale Einrichtungen 
weiter. So wurden seit der Ver-
einsgründung 2019 bereits über 
1.000 Computer und Drucker re-
gistriert. Davon profitieren auch 
viele Geflüchtete, die eine PC-Aus-
stattung für einen Sprach- oder In-
tegrationskurs benötigen. Gerade 
in Zeiten von Corona-Lockdowns, 
ein wertvoller Betrag zur Integra-
tion von Geflüchteten.

Sechs Initiativen in 
Oberbayern ausgezeichnet

Gemeinsam mit Regierungs-
präsident Dr. Konrad Schober 
und Regierungsvizepräsidentin 
Sabine Kahle-Sander vergab In-
nen- und Integrationsminister 
Joachim Herrmann in München 
den Integrationspreis der Regie-
rung von Oberbayern. Gewür-
digt wurden sechs Initiativen 
mit Geldpreisen in Höhe von je-
weils 1.000 Euro aus Landsberg 
am Lech, der Landeshauptstadt 
München, der Stadt Rosenheim, 
Unterföhring bei München, Weß-
ling und Feldkirchen-Westerham.

Die Firma Rational AG aus 
Landsberg am Lech hat sich mit 
Beginn der steigenden Flücht-
lingszahlen 2015 mit großem Er-
folg für eine bestmögliche Integ-
ration von Flüchtlingen im Land-
kreis eingesetzt. Aus Sicht des 
Unternehmens ist dies beim ak-
tuellen Facharbeitermangel eine 
„absolute Win-Win-Situation“. 
Parallel zur Ausbildung zur Fach-
kraft für Metalltechnik fördert 
das Unternehmen geflüchtete 
Auszubildende durch Praktikums- 
und Kennenlern- Maßnahmen, 
durch Einstiegsqualifizierung 
und Inhouse-Zusatzunterricht. 
Seit 2015 wurden nach der Aus-
bildung 15 Auszubildende über-
nommen, die damit hervorragen-
de Startbedingungen im Arbeits-
leben und für das Ankommen im 
Landkreis haben. Der Integrati-
onsbeauftragte der Rational AG 
unterstützt die Auszubildenden 
neben ihrer Berufstätigkeit in al-
len Fragen des Soziallebens, von 
der Wohnungssuche bis zu Amts-
gängen, auch mit finanziellen 
Mitteln. Ab Herbst 2022 werden 
zwei Ukrainer ihre Ausbildung 
starten. 

In München bietet das Projekt 
„CasaNova“ bereits seit 2008 ge-
lebte Integration. Das „CasaNo-
va“-Projekt im Stadtteil Neuhau-
sen steht auf drei Säulen: eine in-
ternationale Hausgemeinschaft 
von derzeit 27 Mitgliedern (in 12 
Wohnungen), im Erdgeschoss ein 
kleiner Verlag (Gärkeller-Verlag, 
Archiv und Bibliothek für die in-
tegrative Öffentlichkeitsarbeit) 
und im Keller eine Haus- und Kul-
turbrauerei (Mitbrauzentrale mit 
Zoiglstube, Filmvorführraum, 
Theater- und Musiksaal mit Aus-
stellungsflächen). Ziel des Pro-
jekts war von Anfang an, mög-
lichst viele Neugierige für Brau-
wesen und Kultur zu begeistern. 
Und das Publikum kam aus ganz 
München und Umgebung, vor al-
lem zu den unterschiedlichsten 
Veranstaltungen im Keller: vom 
Schaubrauen über Konzerte, The-
atervorführungen und Lesungen 
bis zu Stammtischen und Schaf-
kopfrunden. Hier wurde die Visi-
on wahr, die multikulturelle Be-
wohnerschaft in einer Weltstadt 
so zu integrieren, dass durch ei-
ne Einheit von Wohnen, Arbeiten 
und Freizeit eine lebendige Ge-
meinschaft entsteht.

Das Projekt „Bewegung im 
Westen“ der Startklar Soziale 
Arbeit Rosenheim – Ebersberg  
gGmbH, Sozialraumteam West, 
bietet für Kinder und Jugendliche 
ein offenes Sportangebot im So-

Sandro Kirchner, Staatssekretär des Innern, für Sport und Integration (l.) und Regie-
rungspräsident Walter Jonas (r. )gratulieren allen Preisträgerinnen und Preisträgern 
des Oberpfälzischen Integrationspreises 2022.� Bild: Regierung der Oberpfalz/Schmied
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zialraum West der Stadt Rosen-
heim. Ehrenamtliche Trainer und 
Übungsleiter – meist mit Migrati-
onshintergrund – bieten kosten-
lose Sportangebote auf Bolzplät-
zen und in Schulen an, von Fuß-
ball über Kickboxen bis zu einer 
offenen Fitnessgruppe. Die Kin-
der erlernen dadurch auch Wer-
te wie Respekt, Teamfähigkeit 
und Solidarität. Das einfache und 
niederschwellige Angebot wirkt 
wie ein Türöffner gerade für Kin-
der aus Migrantenfamilien, die 
einen Beitritt in einen Sportver-
ein oftmals scheuen. Das unkom-
plizierte Trainingsangebot des 
Projekts wird hochgeschätzt und 
gut angenommen. Die Startklar 
Rosenheim Ebersberg GmbH ko-
operiert dabei erfolgreich mit der 
Bürgerstiftung Rosenheim und 
den Ehrenamtlichen im Bürger-
haus E-Werk.

Erfolg bestätigt  
das Engagement

Seit seiner Gründung 2016 hat 
der Helferkreis Unterföhring das 
Motto „Integration durch Spra-
che“ in den Mittelpunkt seines 
Engagements ge-
stellt. Ein Kreis 
von rund 50 Hel-
fern kümmert 
sich um alle Ge-
flüchteten, die 
die deutsche 
Sprache erler-
nen wollen und 
sich damit ihre 
Chancen, in der 
deutschen Ge-
sellschaft anzu-
kommen und 
auf dem Arbeits-
markt Fuß zu fas-
sen, erhöhen. Der 
Helferkreis bie-
tet Deutschkurse 

mit unterschiedlichen Einstieg-
niveaus an, je nach Wissenstand 
der Geflüchteten. Die Lehrmit-
tel werden durch Spenden finan-
ziert. Die Erfolge bestätigen das 
Engagement der Ehrenamtlichen: 
Zehn betreute Azubis haben zum 
Teil ihre Prüfung bereits abge-
schlossen und Arbeit gefunden. 

Die Kulturgruppe des Integ-
rationspunktes Weßling möch-
te Kinder und Jugendliche in den 
praktischen künstlerischen Um-
gang mit Materialien und Tech-
niken einführen und ihnen da-
rüber hinaus kulturelle Teilha-
be durch Besuche von Museen, 
Kulturdenkmälern und Auffüh-
rungen ermöglichen. Dazu bietet 
die Kulturgruppe des Integrati-
onspunktes Weßling zweimal im 
Monat Workshops an. In diesem 
langfristigen Projekt, das bereits 
seit 2012 läuft, haben die Mitwir-
kenden nun mit „Renoir in Weß-
ling“ bereits den 8. Film geschaf-
fen. Dabei handelt es sich um ei-
ne filmische Spurensuche mit 
Einheimischen und Geflüchteten. 
Durch das Nachspielen historisch 
belegter Ereignisse und Anekdo-
ten gelang eine starke Annähe-

rung an den impressionistischen 
Maler, den Menschen, seine ihn 
begleitende Familie und seinen 
Freundeskreis. 

Seit dem Märztag, an dem der 
erste ukrainische Schüler in die 
Mittelschule Feldkirchen-Wes-
terham kam, setzen sich Rektor 
und Lehrer engagiert und dauer-
haft für eine umfassende Integra-
tion der ukrainischen Kinder ein. 
Insgesamt wurden 48 ukraini-
sche Kinder ab dem ersten Tag in-
tegriert, sie besuchten drei Über-
gangsklassen, wurden von drei 
ukrainischen Lehrerinnen geför-
dert, erhielten Ganztagsbetreu-
ung und ehrenamtliche psycholo-
gische Begleitung. Parallel haben 
freiwillige Helfer die Kinder auch 
individuell durch Sport-, Hobby- 
und Kultur-Angebote gefördert. 
Die Schüler haben in sensationell 
kurzer Zeit Deutsch gelernt. Al-
le, die in der Ukraine 2023 ihren 
Schulabschluss machen würden, 
können im Schuljahr 2022/23 
auch hier die Abschlussklasse be-
suchen. Vielen Fachbesuchern 
dient das Projekt als Vorbild für 
die Umsetzung ähnlicher Projek-
te. � DK
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Vorschau auf GZ 22
In unserer Ausgabe Nr. 22, die am 17. November 2022 er-
scheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
•	 Energie: Erzeugung, Beschaffung, Speicherung
•	 Schulungen 
•	 Handwerkliche Dienstleistungen, Ausstattung und  

Einrichtung kommunaler Gebäude, Facility Management
•	 Sicherheit und Arbeitsschutz, Brand- und Katastrophen-

schutz, Extremwetterereignisse
•	 Freizeitanlagen und Tourismus

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt die Dokumentation des 8. Bayerischen 
WasserkraftForums bei, das im Juli 2022 stattgefunden hat. 
Wir bitten um freundliche Beachtung. 	 r
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Bau

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com
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Rubrik: Multifunktionale Wärmerückgewinnung
1 sp. x 115 mm

Betriebskosten-
kontrolle für Ihre
Lüftungsanlagen

HOCHEFFIZIENTE WÄRME- /
KÄLTERÜCKGEWINNUNG

SEW® GmbH 
www.sew-kempen.de

•	 Betriebskosteneinsparung	
durch	hohe	Effizienz	und	
Betriebssicherheit	

•	 Maximale	Hygiene	-	keim-	u.	
schadstoffübertragungsfrei

•	 Redundant,	betriebssicher,	hocheffizient

•	 Reduzierung	der	vorzuhaltenden	Heiz-,	Kühl-	
und	Elektroleistungen

•	 Wegfall	von	Rückkühlwerken	möglich

•	 Nachrüstung	/	Sanierung	im	Bestand

Ein	Schritt	der	
Energie-

preiserhöhung
	voraus	

Vorbildprojekte in Bayern (Auswahl):
Kliniken	in	Augsburg,	Bamberg,	Bayreuth,	Murnau,	Schwein-
furt	•	Universitäten	in	Regensburg	und	Würzburg	•	FH	Aschaf-
fenburg	•	Saturn	Arena	Ingolstadt	•	München:	Baureferat,	Dt.	
Flugsicherung,	Klinikum	Großhadern,	Muffathalle,	The	Charles	
Hotel,	TUM	Garching,	Villa	Stuck	•	div.	Polizeistationen	etc.

Multifunktionale
Wärmerückgewinnung

Recyclingbaustoffe

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung / 
Brunnenregenerierung 

Kommunale Fachmedien

Wegweisend bei Wissen.
Öffentliche Verwaltungen erhalten komplette 
Lösungen zum Beschaffen, Verwalten und 
Nutzen von digitalen und gedruckten Medien.

www.schweitzer-online.de

Kommunale  
Immobilienentwicklung

www.baustoffrecycling-bayern.de
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Abonnieren Sie unseren  
KOSTENFREIEN NEWSLETTER:  

www.gemeindezeitung.de/newsletter

Kommunalfinanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de
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Fahnenmasten / Fahnen

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

GZ Akademie
Termine unter:
www.gemeindezeitung.de/ 
akademie

Erneuerbare Energien

LASSEN SIE UNS DER FORSTWIRTSCHAFT 
EINE ZUKUNFT GEBEN
Windenergieprojekte generieren verlässliche  
Einnahmen für den anstehenden Waldumbau.  
Sie möchten uns Ihre Forstfläche für Windenergie- 
projekte verpachten? Melden Sie sich. 
juwi AG · Martha Müller · 0711/900357-72 ·  
windimwald@juwi.de · www.juwi.de 
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Daten sind das wichtigste Thema 
des 21. Jahrhunderts. Sind Sie vorbereitet? 
Kontaktieren Sie uns für eine professionelle, nachhaltige und tatkräftige 
Unterstützung in Sachen Datenschutz und Informationssicherheit.
Tel.: 0871 205494-0 oder vertrieb@insidas.de

Informationssicherheit und  
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Für ein starkes Miteinander
SoNet-Soziales Netzwerk Ostbayern ist jetzt auch im Landkreis Freyung-Grafenau vertreten

Mit der Einweihung des neuen SoNet-Standorts in Freyung sind die 
Würfel für eine neue Zeitrechnung in der Ambulanten Jugendhil-
fe im Landkreis Freyung-Grafenau gefallen. Mit dabei waren neben 
dem Bezirkstagspräsidenten und Bürgermeister von Freyung, Dr. 
Olaf Heinrich, dem Landtagsabgeordneten Manfred Eibl und dem 
Stellv. Landrat Franz Brunner auch viele Bürgermeister der umlie-
genden Gemeinden, Vertreter des Jugendamts und der Jugendhil-
fe im Landkreis. 

„Wir sind überwältigt von der 
positiven Resonanz auf unseren 
neuen Standort!“ so Christoph 
Liebl, der Geschäftsführer von 
SoNet – Soziales Netzwerk Ost-
bayern. „Jetzt können wir auch 
im Landkreis Freyung-Grafe-
nau so richtig loslegen. Dass wir 
ab sofort direkt hier vor Ort sein 
können, ist eine große Bereiche-
rung für unsere Kinder, Jugendli-
chen und Familien vor Ort. Künf-
tig können wir noch mehr leisten 
für die sozialpädagogische Fami-
lienhilfe, die Erziehungsbeistand-

schaften, die Umgangsbegleitun-
gen und überall dort, wo sonst 
noch Bedarf ist. Ich kann gar 
nicht ausdrücken, wie sehr wir 
uns freuen!“

Zu dieser Freude hat Liebl auch 
allen Grund: Er hat SoNet erst im 
Jahr 2015 gemeinsam mit sei-
ner Frau Verena Liebl und sei-
nem Partner Heiko Schumann 
gegründet. Aus dem Drei-Mann-
Betrieb ist mittlerweile ein Unter-
nehmen mit weit über 100 Mitar-
beitern geworden. Das hilft nicht 
nur den Familien, die Unterstüt-

zung im Rahmen der Jugendhilfe 
brauchen, sondern hat in Nieder-
bayern und der Oberpfalz auch 
viele neue Arbeitsplätze geschaf-
fen. „Es macht uns wirklich stolz,“ 
führt Liebl fort, „dass SoNet gera-
de in Zeiten von Corona, als vie-
le Betriebe schließen, in Kurzar-
beit gehen oder Mitarbeiter so-
gar ausstellen mussten, tatsäch-
lich über 60 neue Arbeitsstellen 
schaffen konnte! Mit den Räum-
lichkeiten in Freyung haben wir 
jetzt unseren mittlerweile sieb-
ten Standort eröffnet und wir 
werden weitermachen!“ 

Enge Zusammenarbeit mit 
dem Bezirk Niederbayern

Mit mehr als 20 Trägern arbei-
tet SoNet aktuell zusammen, ei-
ner davon ist der Bezirk Nieder-
bayern, im Rahmen der Einglie-
derungshilfe. „Gerade im Be-
reich, der in die Zuständigkeit des 
Bezirks fällt, können wir die Am-
bulanten Träger nur unterstüt-
zen,“ sagte Bezirkstagspräsident 
Dr. Olaf Heinrich. „Eine konstruk-
tive Zusammenarbeit hilft dabei, 
dass Menschen schneller wieder 
gesund werden und v.a. auch da-
bei die stationären Aufenthal-
te im Bereich der Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie zu reduzieren. 
Diese Erweiterung der Jugend-

hilfe im Landkreis freut mich al-
so nicht nur als Bezirkstagspräsi-
dent, sondern natürlich auch als 
Bürgermeister hier in Freyung.“

Der Firmengründer will das 
Portfolio seines Unternehmens 
künftig weiter ausbauen: „Wir ar-
beiten aktuell mit Hochdruck an 
weiteren Konzepten im Bereich 
Soziales Kompetenztraining, 
Fort- und Weiterbildung, Erleb-
nispädagogik und natürlich auch 
daran, weitere therapeutische 
Wohngemeinschaften, so wie wir 
sie derzeit im Raum Plattling ha-
ben, zu installieren. Und je mehr 
Träger wir im Sinne unseres Mot-
tos: ‚Für ein starkes Miteinander‘ 
in Boot holen können, umso bes-
ser!“

SoNet – Soziales Netzwerk Ost-
bayern, ist ein Unternehmen, das 
neue Wege geht und neue Pers-
pektiven schafft – etwas, das ge-
rade in Zeiten der aktuellen Kri-
sen immer wichtiger wird. Sozi-
al zu sein in allen Facetten ist für 
Christoph Liebl und seine Teams 
nicht nur eine leere Worthülse, 
sondern etwas, das quer durch 
die Unternehmensstruktur auch 
tatsächlich gelebt wird: „Nur 

V.l.: Christoph Liebl, Verena Liebl, Heiko Schumann, Geschäftsführung SoNet-Soziales Netzwerk Ost-
bayern, Stellv. Landrat Franz Brunner, Landkreis Freyung-Grafenau, Freyungs Bürgermeister und 
Bezirkstagspräsident Niederbayern, Dr. Olaf Heinrich, und Manfred Eibl, Mdl. 	 Bild: SoNet

wenn es auch unseren Mitarbei-
tern gut geht, sind sie in der La-
ge anderen effizient und effektiv 
zu helfen. Deshalb haben wir fla-
che Hierarchien, kurze Entschei-
dungswege und setzen stark auf 
Eigenverantwortlichkeit im Sin-
ne der Hilfe zur Selbsthilfe. Nur 
so kann es wirklich funktionie-
ren,“ davon ist der Geschäftsfüh-
rer überzeugt.

� Heide-Marie Weiherer



Nach zwei Jahren Pandemiepause konnten über 120 Teilneh- 
mende zum 8. Bayerischen WasserkraftForum von Constanze 
von Hassel, Chefredakteurin der Bayerischen GemeindeZei-
tung in der Stadthalle Gersthofen bei Augsburg begrüßt wer-
den. Nach den beiden coronabedingten, kurzfristigen Absagen, 
2020 in Großweil nahe dem Walchensee und 2021 in Passau, 
ist in Gersthofen der Restart des WasserkraftForums ausge-
zeichnet geglückt. Maßgeblich für ein Festhalten am Wasser-
kraftForum waren die vielen positiven Stellungnahmen der 
Gäste zu dem Veranstaltungsformat in der Vor-Corona-Zeit.

Unter den zahlreichen, zum Teil auch internationalen Teilneh- 
menden waren etliche bekannte aber auch viele neue Gesichter 
aus Politik, Ämtern, Behörden, Verbänden, Verwaltungen und 
der Wasserkraftwirtschaft. Ein herzliches Willkommen richtete 
sich auch an die Vertretenden von Naturschutzorganisationen. 

Ohne Unterstützung von Sponsoren ist eine solche Veran-
staltung nicht zu stemmen, so dass der bewährten Partner-
schaft mit der österreichischen VERBUND und den bayerisch- 
schwäbischen Lechwerken ein besonderer Dank gebührt. Bei-
de Unternehmen präsentierten ihre Wasserkraftaktivitäten an 
Informationsständen, ebenso wie die weiteren Partner und 
Aussteller VBEW, AMSERV, Dive Turbinen, F.EE Group sowie 
zek Hydro und Schubert Elektroanlagen GmbH aus Österreich. 
Als Medienpartner begleitete TV Bayern live die Veranstal-
tung. Mit Hilfe all der Unterstützer und Partner ist es gelun-
gen, ein hochinteressantes Programm zusammenzustellen.

Gerade in der „Kleinen Wasserkraft“ finden sich viele Kom-
munen wieder, die aus der Historie heraus schon auf die Kraft 
des Wassers gesetzt haben. Insofern kommt den Kommunen 
in der Energie(wende)politik eine tragende und höchst verant-

wortungsvolle Rolle zu, wie Constanze von Hassel zur Einstim-
mung auf das auch grenzüberschreitend renommierte Bran- 
chentreffen ausführte.

Einerseits haben die Kommunen selbst einen nicht unerheb- 
lichen Energiebedarf, den sie nachhaltig, sicher und preiswert  
decken wollen; andererseits gestalten sie auch die Rahmenbe- 
dingungen im Sinne ihrer Bevölkerung, so dass auch hier gilt: 
Nachhaltigkeit, Sicherheit und Kostenkontrolle bei jederzeitiger 
Verfügbarkeit von qualitativ einwandfreiem, elektrischem Strom.

Und damit liegt der Schritt zur grundlastfähigen, CO2-freien 
Wasserkraft auf der Hand. Die Nutzung der umweltschonenden 
Wasserkraft seit knapp 150 Jahren ist eng verflochten mit der 
bayerischen Wirtschaftsgeschichte. Die Ansiedlung von energie- 
intensiven Betrieben, wie entlang des Lechs bei Augsburg, war 
nur an Standorten wie Gersthofen möglich, die die großtechni-
sche Wasserkraftnutzung schon vor über 120 Jahren verwirklich-
ten. Hassel appellierte an die Teilnehmenden, dass alle zusammen 
Verantwortung übernehmen müssen für das wirtschaftliche Tun, 
also auch in Form der Nutzung heimischer Energien. 

HIER FINDEN SIE DEN TV BEITRAG VON TV BAYERN LIVE:
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Im Anschluss an die Veranstaltung konnten die historischen Wasserkraftwerke Gersthofen und 
Langweid besichtigt werden, die in die Liste der UNESCO-Welterbestätten aufgenommen worden sind.

8. BAYERISCHES WASSERKRAFTFORUM IN GERSTHOFEN

Bayerische Wasserkraft hat Zukunft
UNVERZICHTBARE SÄULE EINER SICHEREN STROMVERSORGUNG IM FREISTAAT

https://bit.ly/3gGoZcA
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Ohne das 121 Jahre alte Großwasserkraftwerk in Gersthofen 
hätte es vermutlich deutlich länger gedauert, bis es in Bayern 
Strom gegeben hätte. Davon zeigte sich Bürgermeister Michael 
Wörle überzeugt, denn der Bau des heute denkmalgeschützten 
Kraftwerks in Gersthofen war Voraussetzung für die Ansiedlung 
der chemischen Fabrik Höchst. 

Mit dem Wasserkraftwerk Gersthofen begann 
die Industrialisierung im Lechtal nördlich von 
Augsburg und die flächendeckende Stromversor-
gung in Bayerisch-Schwaben. Wörle betonte, 
dass die Wasserkraft mit dem Lechkanal und dem 
Kraftwerk für seine Stadt ein zentrales Thema ist 
nicht nur wegen der gerade heraufziehenden 
Energiekrise in Folge des Ukrainekriegs, sondern 
auch weil das Gersthofener Kraftwerk zu den von 
der UNESCO ausgezeichneten Denkmälern ge-
hört und zusammen mit den beiden anderen 
LEW-Wasserkraftwerken am Lechkanal in die 
Welterbeliste aufgenommen worden ist. Aber unabhängig von 
der historischen Dimension muss man die Wasserkraftnutzung 
auch in Gersthofen perspektivisch langfristig in Richtung grüner 
Wasserstoffproduktion sehen (anstatt sich auf Wasserstoffliefe-
rungen aus Australien zu fixieren). In den kommenden Monaten 
und Jahren wird das Thema Wasserkraft sicher nochmal anders 
diskutiert werden müssen, wenn die Erkenntnis angekommen ist, 
dass Wasserkraftnutzung in Bayern von zentraler Bedeutung ist. 

Gersthofen selber fühlt sich verpflichtet, in einem zweiten 
Anlauf gemeinsam mit der Stadt Augsburg sowie der LEW 
Wasserkraft, dem Fischereifachverband, dem Landschafts-
pflegeverband (LPV) Augsburg, der TU München sowie den 
Universitäten Augsburg und Eichstätt im Rahmen eines von 
der EU geförderten Life-Projekts Contempo 2 die ökologi-
schen Verbesserungen für den Lech weiterzutreiben. Das 

Projektvolumen beträgt insgesamt 7,2 Millionen 
Euro, erklärt Michael Wörle. Ein Förderbescheid 
über 60 Prozent wurde bereits bewilligt, so dass 
diese Fördermittel rund um den Lech in ökolo-
gische Verbesserungsmaßnahmen, Grünflächen, 
Naherholung, Umweltbildung, das Hoch- bzw. 
Niedrigwassermanagement, das Temperatur- 
und Geschiebemanagement sowie die Auen- 
entwicklung investiert werden können. Gerade 
auch mit den LEW als Eigentümerin der Lech-
kraftwerke, deren Geburtsort vor über 120 Jah-
ren in Gersthofen war, verbindet uns eine gute 

langfristige Partnerschaft. Schließlich ist die Stadt auch Stand-
ort der Zentralwarte der LEW Wasserkraft, über die deren 36 
Wasserkraftwerke an Donau, Lech, Iller, Günz und Wertach 
überwacht und gesteuert werden.

Und für das nächste, dann das 9. Wasserkraftforum der Bay- 
erischen Gemeindezeitung, steht Gersthofen mit seiner Stadt-
halle bei rechtzeitiger Reservierung gern wieder zur Verfügung, 
umschrieb Wörle seinen künftigen Gastgeberwunsch.  

GRUSSWORT VON MICHAEL WÖRLE | ERSTER BÜRGERMEISTER GERSTHOFEN 

Stadt Gersthofen setzt auf Nachhaltigkeit und Klimaschutz

Die neuerwachte Wertschätzung der Wasserkraft im Freistaat 
machte Dr. Johann Niggl, Abteilungsleiter für Erneuerbare Ener-
gien und Energiedialog im Bayerischen Staatsministerium für 
Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie, in seinem Eröff-
nungsreferat auf dem 8.  Bayerischen WasserkraftForum der 
Bayerischen GemeindeZeitung deutlich. Dem-
nach ist die Wasserkraft eine zuverlässige Ener-
giequelle in Bayern, die unverzichtbar zum 
Gelingen der Energiewende beiträgt. Sie ist ne-
ben der Biomasse die einzige grundlastfähige, 
rund um die Uhr verfügbare Stromerzeugungs-
quelle, die nach der Abschaltung der Kernkraft-
werke im Freistaat noch CO2-freien Strom 
produzieren wird. Weitere Vorzüge sind die 
Schwarzstartfähigkeit und Schaffung von regio-
nalen Versorgungsinseln nach einem Blackout 
sowie die Stabilisierungsfähigkeit des Stromnet-
zes durch die Wasserkraft. 

Der russische Überfall auf die Ukraine mit noch immer unabseh-
baren Folgen auf die sichere Energieversorgung für Wirtschaft 
und täglichen Bedarf führt die Bedeutung erneuerbarer Energie 
drastisch vor Augen. Umso deutlicher positionierte Niggl  
dabei die heimische Wasserkraft als einen Garanten für Kli-
maschutz, regionale Versorgungssicherheit und eine klima- 
gerechte, bezahlbare und verlässliche Energieversorgung aus 
erneuerbarer Energie. 

Um aber das vorhandene Ausbaupotenzial der Wasserkraft in 
Bayern zu heben, ist es allerdings unvermeidlich, dass die bis-
weilen fest zementierten Ansichten gegen die Nutzung der Was-
serkraft hinterfragt werden, schließlich gibt es auch bei einer 
Traditionsenergie wie der Wasserkraft Fortschritte hin zu einer 

ökologisch verträglicheren Nutzung mit weniger 
Eingriffen in die Umwelt.

Die Wasserkraft ermöglicht einen gleichblei-
benden Strom an Energie, was bei Wind und  
Sonne nicht in dieser Weise der Fall ist. Eine Ener-
gieform wie Wasserkraft ist notwendig, und sie 
trägt mit 12,5 Milliarden Kilowattstunden im 
langjährigen Mittel ganz wesentlich zur Versor-
gung mit erneuerbaren Energien in Bayern bei 
(Jahresstrom-erzeugung aus erneuerbaren Ener-
gien in Bayern insgesamt: etwa 40 Milliarden kWh).

Die Wasserkraft in Bayern ebenso gut zu nut-
zen wie alle anderen verfügbaren erneuerbaren 

Energien ist eine wichtige Antwort auf energiepolitische Abhän-
gigkeiten. Erneuerbare Energien sind damit nicht nur Heimat- 
energien, sie sind auch Freiheitsenergien. Die Antwort auf Ab-
hängigkeiten kann nur sein, soviel „saubere“ Energie vor Ort zu 
erzeugen und zu nutzen, wie irgend möglich. Dabei kommt der 
Wasserkraft und insbesondere auch der kleinen Wasserkraft  
eine wesentliche Rolle zu. Wasserkraftnutzung ist für Bayern  
systemrelevant. Insofern ist es ein großes Glück für Deutsch- 
land, besonders aber auch für Bayern, dass die jüngsten,   

DR. JOHANN NIGGL | STMWI

Wasserkraft als unverzichtbare Säule 
für die Energiewende in Bayern

Michael Wörle

Dr. Johann Niggl

http://27.Juli


3

Sonderdruck 	        Bayerische GemeindeZeitung 	 4. November 2022

Erneuerbare Energie 
aus Wasserkraft 
Die LEW Wasserkraft GmbH gehört zu den führenden 

Wasserkraftwerksbetreibern in Bayern. In 36 Lauf-  

wasserkraftwerken erzeugen wir jährlich mehr als 

eine Milliarde Kilowattstunden umweltfreundliche Energie.

Naturschutz, Klimaschutz und Wasserkraft – das 

gehört für uns untrennbar zusammen. Mit unseren 

zahlreichen Projekten zeigen wir, dass sich Ökologie 

und Ökonomie in der Wasserkraft gut vereinbaren 

lassen. Dabei arbeiten wir eng mit den wichtigen  

Akteuren an den Flüssen zusammen und realisieren 

gemeinsame Lösungen.

Informieren sie sich unter wasserkraft.lew.de

http://27.Juli
https://www.wasserkraft.lew.de
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existenzbedrohenden Planungen gegen die Wasserkraftnut-
zung im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zur Novellie-
rung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG 2023) eine Minu- 
te vor 12 Uhr abgewendet werden konnte. Dieses sogenann-
te Osterpaket drohte zu einem Danaergeschenk zu werden, das 
vor allem der für Bayern so wichtigen Wasserkraft buchstäblich 
das Wasser abgedreht hätte. Dank des unermüdlichen Engage-
ments von bayerischer Politik und Wirtschaftsverbänden bleibt 
die Wasserkraft im EEG 2023 gleichberechtigt mit den anderen 
erneuerbaren Energien von überragendem öffentlichem Inter-
esse. Dieser gesetzlich festgeschriebene Status bedeutet für die 
Wasserkraftbetreiber künftig eine entsprechende Verantwor-
tung im Sinne einer Nach- bzw. Neujustierung ausgewogener 
ökologischer, ökonomischer und sozialer Projektlösungen. Ins-
besondere auch die zuständigen Behörden müssen sich ent-
sprechend dem neuen EEG 2023 in ihren Genehmigungs- 
verfahren für die Wasserkraftnutzung bewegen und anpassen. 

Niggl wies darauf hin, dass der künftige Ausbau auch der 
kleinen Wasserkraft zudem von einem Urteil des Ersten Senats 
des Bundesverfassungsgerichts vom 23. März 2022 (https://bit.
ly/3DqFans) gestützt werden sollte, nach dem jeder kleine Bei-
trag, auch der Kleinste, der zur CO2-Minderung und zum Klima-
schutz beiträgt, zählt. 

Umso mehr zeigte Niggl seine Irritation über die stets wie-
derholte Kritik durch Wasserkraftgegner, dass die kleine Was-
serkraft ja nur zu einem geringen Prozentsatz zu den erneu- 
erbaren Energien beitragen, dafür aber unverhältnismäßig gro-
ßen Umweltschaden anrichten. Diese nicht nachvollziehbare 
Haltung der Wasserkraftgegner, dass die Wasserkraft der Ur-
sprung allen Übels für die Fischfauna sein soll, bleibt für Niggl 
rätselhaft. Allerdings sind Proteste bei allen Vorhaben inzwi-

schen state of the art und Teil des Meinungsbildungsprozesses 
in Deutschland.

Für die Wasserkraft bedeutet der Widerstand, dass die He-
bung der vorhandenen Ausbaupotenziale sehr beschränkt 
bleibt. Ein signifikanter Quantensprung zur Steigerung der Was-
serkraftproduktion wird nicht gesehen.

Unabhängig davon unterstützt das Bayerische Wirtschafts-
ministerium seit vergangenem Jahr im Rahmen eines Förder-
programms mit maximal 200.000 Euro pro Anlage bzw. 25 
Prozent der zuwendungsfähigen Ausgaben die umweltverbes-
sernde Modernisierung und den Ausbau von Kleinen Wasser-
kraftanlagen. Demnach werden die erforderlichen ökologischen 
Anpassungsmaßnahmen gefördert, wenn nach der Modernisie-
rung mindestens 10 Prozent mehr Strom produziert werden 
kann. Die Wasserkraftbetreiber sollten Niggl zufolge das Förder-
programm nutzen und damit die Bedeutung der Kleinen Was-
serkraft für Bayern erhöhen. 

Ziel aller Maßnahmen in der Kleinen wie der Großen Was-
serkraft ist es, eine Anhebung der Stromproduktion aus Wasser-
kraft um mindestens eine Milliarde Kilowattstunden pro Jahr zu 
erreichen.

Daneben ist laut Niggl vorgesehen, den Photovoltaikanteil 
an der erneuerbaren Stromerzeugung von derzeit 15 Milliarden 
Kilowattstunden bis 2030 auf rund 40 Milliarden Kilowattstun-
den auszubauen, die Anzahl der Windkraftanlagen, laut dem 
Ministerpräsidenten, um rund 800 zu erhöhen und die Biomas-
senutzung in begrenztem Rahmen von zehn auf elf Milliarden 
Kilowattstunden zu steigern.

Niggl verwies darauf, dass die Wasserkraft einen wichtigen 
Zusatznutzen für die Gesellschaft bringt. Als Beispiel nannte er 
die Bedeutung der kleinen Wasserkraft gerade auch für Kom-
munen im Falle eines längeren flächeneckenden Stromaus-
falls, denn mit Hilfe der örtlichen Wasserkraftkapazitäten 
kann das Stromnetz regional stabilisiert und die Stromversor-
gung regional-punktuell wieder aufgebaut werden. Das ist 
eine nicht zu unterschätzende Stärke gerade auch der kleinen 
Wasserkraft, die man stärker in die Köpfe der Menschen vor 
Ort bringen müsste, so Niggl an die Betreiber der kleinen Was-
serkraftwerke.

Unabhängig von den „Zahlenspielereien“ über die schon 
erreichten Anteile erneuerbarer Energien an der Energieversor-
gung in Bayern stellte Niggl klar, dass es noch ein weiter Weg 
zum Ziel ist, unseren Energiebedarf tatsächlich komplett mit 
erneuerbaren Energien zu decken. Dafür müssten vor allem 
auch zahlreiche ideologische Gräben überwunden werden, die 
die Energien in gute und schlechte einteilen. Vielmehr kann un-
ser Land auf keinerlei erneuerbare Energieformen verzichten. 

Blick ins Auditorium

Heimische 
Wasserkraft für 
grünen Strom
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MICHAEL BOHLINGER | LEW WASSERKRAFT GMBH

Wasserkraft in Zeiten des Klimawandels
Michael Bohlinger, Geschäftsführer der LEW Wasserkraft GmbH, 
beleuchtete in seinem Vortrag die nachhaltige Wasserkraft und 
ihren vielfältigen Zusatznutzen, deren Bedeutung für die Ent-
wicklung unseres Wirtschaftsraums, für unsere Trinkwasserver-
sorgung und unsere Kulturlandschaft.

Mit den Lechwerken und dem Wasserkraftwerk 
Gersthofen begann vor über 120 Jahren die öf-
fentliche Stromversorgung in Bayerisch-Schwa-
ben. Und bis heute ist die Wasserkraft mehr als 
nur regenerative Stromerzeugung; sie ist ein in-
tegraler Bestandteil für eine sichere Energiever-
sorgung in Bayern. 

Die LEW Wasserkraft ist verantwortlich für 
rund 200 Flusskilometer Dämme und Deiche. 
Die Menschen, die dort leben sind Nachbarn 
der LEW und verlassen sich darauf, dass die 
LEW Wasserkraft zum Beispiel die Hinterland- 
Entwässerung sicherstellt. Damit übernimmt LEW Wasserkraft 
eine wichtige Funktion beim Hochwasserschutzmanagement 
in der Region und der damit verbundenen Daseinsvorsorge. 
Gleichzeitig stabilisieren die Stützschwellenkraftwerke die 
Flusssohlen und den Grundwasserspiegel und sichern die 
Trinkwasserversorgung in der Region.

Kurz und gut: Wasserkraft wird nicht nur als zuverlässige 
Säule der erneuerbaren Energien energetisch genutzt, sondern 
beeinflusst in vielen Bereichen auch das Leben der Bevölke-
rung in der Region positiv, ist Bohlinger überzeugt.

Ein solch wertvoller Schatz wie die Wasserkraftwerke und 
die sie umgebenden Gebiete bedürfen einer intensiven Fürsor-
ge, die LEW Wasserkraft gern und umfassend bereit ist zu über-
nehmen, auch wenn es eines langen Atems und entsprechender 
Gelder bedarf. Daran ließ Bohlinger keinen Zweifel. Das jahre-
lange Engagement der LEW zeigt bereits nachweislich ökologi-
sche Erfolge an den Gewässern. Damit erfüllt LEW Wasserkraft 
ihren Teil der ökologischen Verbesserungen an den Gewässern, 
wie sie im November 2006 in dem Eckpunktepapier der Was-
serkraftbetreiber mit der bayerischen Staatsregierung verein-
bart wurden, betonte Bohlinger.

Mit einem historischen Rückblick und starken Bildern zeigte 
Bohlinger die Ursprünge der Wasserkraft ausgehend von den 
Flusskorrektionen im letzten Jahrhundert Die Flüsse wurden 
„in ein Korsett gezwängt“, um den dort siedelnden Menschen 
Schutz vor den immer wiederkehrenden, verheerenden Hoch-
wässern zu geben. Sumpfgebiete sollten trockengelegt wer-

den, um die Menschen vor Krankheiten wie der 
Malaria zu schützen. Auch sollten neue Sied-
lungsräume erschlossen werden und landwirt-
schaftliche Flächen entstehen, um die wachs- 
ende Bevölkerung zu ernähren. Ein großer Nach- 
teil der Flusskorrektionen war jedoch, dass die 
begradigten Flüsse sich immer tiefer in ihr Bett 
eingruben. Dadurch wurden die Auwälder vom 
Fluss getrennt mit gravierenden Folgen für die 
Uferbereiche und für die Interaktion zwischen 
Fluss und Aue. Auch wirkt ein begradigter Fluss 
wie ein Entwässerungsgraben und senkt den 

Grundwasserspiegel. Heute versucht man, diese Fehlentwick-
lungen wieder zu korrigieren.

Wasserkraft ist verlässlich und stabilisiert kritische Infra-
struktur – auch in Zeiten des Klimawandels. Das machte Bohlin-
ger am Beispiel der Trinkwasserversorgung deutlich. Denn im 
Blackout-Fall kann sie Roh- und Reinwasserpumpen mit Strom 
versorgen. In dem international ausgezeichneten Projekt  
„LINDA“ zeigten LEW und Partner, dass die für die Trinkwasser- 
versorgung existentiell bedeutende Stromversorgung durch 
Wasserkraft zuverlässig gewährleistet werden kann. Mit einer 
technisch gesicherten Kombination von dezentraler Wasser-
kraft-, Solar- und Biogas-Stromerzeugung konnte die Versor-
gung des Wasserpumpwerks Genderkingen des Ansbacher 
Zweckverbands Wasserversorgung Fränkischer Wirtschafts-
raum (ZWFW) sowie die Versorgung der Ortschaft Niederschö-
nenfeld sichergestellt werden, wobei das Wasserkraftwerk den 
Löwenanteil des Stroms bereitstellte. 

Wasserkraft ist die Erneuerbare Energie mit dem meisten 
Zusatznutzen für die Gesellschaft, ist sich Bohlinger sicher. Sie 
erzeugt nicht nur zuverlässig, CO2-frei und nahezu witterungs-
unabhänig Strom. Sie kann auch bedarfsorientiert Strom  

Michael Bohlinger

http://27.Juli
https://www.vbew.de/energie/energie-fuer-bayern/wasserkraft-ja-bitte
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VERBUND ist mit 132 Kraftwerken (davon 109 Laufkraftwerke 
mit 4.700 Megawatt und 23 Speicherkraftwerke mit 3.900 Me-
gawatt) in Österreich, Bayern und Albanien einer der ganz gro-
ßen Wasserkraftplayer in Europa. Aus rund 8.600 Megawatt 
Leistung werden etwa 30,5 Milliarden Kilowattstunden saube-
rer Wasserkraftstrom pro Jahr erzeugt. Allein in Bayern und 
entlang der deutsch-österreichischen Grenze arbeiten 21 VER-
BUND-Laufwasserkraftwerke mit rund 1.000 Megawatt Leistung 
und produzieren jährlich rund 5,8 Milliarden Kilowattstunden 
Ökostrom pro Jahr für die Bevölkerung in der Region.

Für Dr. Karl Heinz Gruber, verantwortlich für die Wasserkraft 
bei VERBUND in Österreich und Bayern, liegt es auf der Hand, 
dass die heimische Wasserkraft als erneuerbare Energieform 
nicht nur in der Vergangenheit, sondern insbesondere in der 
Zukunft einen besonders wichtigen Beitrag sowohl zum Klima-
schutz als auch zur Versorgungssicherheit leistet; dies ist umso 
bedeutender in so bewegten Krisenzeiten wie derzeit.

Deshalb sollte es bezüglich der Nutzung bekannter vorhan-
dener Wasserkraft-Ausbaupotenziale in Bayern keine Frage des 
Ob sein, sondern des Wann. Wobei als Grundlage dafür ein 
klares gesellschaftspolitisches Bekenntnis der Politik zur be-
sonderen Leistungsfähigkeit der heimischen Wasserkraft ste-

hen muss. Weil es heute selbstverständlich ist, dass ein Heben 
der Wasserkraft-Ausbaumöglichkeiten nur im Konsens zwi-
schen Politik, Gesellschaft und Ökologie stattfinden kann. 

Gruber verweist aus Unternehmenssicht auf das im VER-
BUND-Leitbild verankerte enge Miteinander von Wasserkraft 
und Ökologie. Bis 2027 sind rund 280 Millionen Euro für die 
Ökologie budgetiert, davon rund 80 Millionen Euro am baye-
rischen Inn bzw. am Grenz-Inn und an der Grenz-Donau. Die 
Mittel fließen unter anderem in Fischwanderhilfen, Rena- 
turierungsmaßnahmen oder in ökologisch ausgerichtete  
Forschungsprojekte. Dazu kommt noch der laufende Aufwand 
für den Betrieb und Erhalt dieser Maßnahmen, welcher allei-
ne in Bayern einen Betrag von über 3 Millionen Euro pro Jahr 
ausmacht.

Neben dem grundsätzlichen politischen Verständnis müss-
te für das Vorantreiben des Wasserkraftausbaus auch die ehr-
liche Gleichbehandlung mit anderen Erneuerbaren festge- 
schrieben werden und die oftmals einseitige Diskriminierung 
der Wasserkraft ein Ende finden. Ideologisch motivierte „An-
griffe“, wie im ersten Entwurf des Osterpakets (EEG-Reform 
2023) auf die kleine Wasserkraft, das mit viel Engagement, 
Beharrlichkeit und Überzeugungsarbeit gerade noch abge-
wehrt werden konnte, müssen einem vernunftgesteuerten  

DR. KARL-HEINZ GRUBER | DER VERBUND – WASSERKRAFTGESELLSCHAFTEN IN ÖSTERREICH UND DEUTSCHLAND

Wasserkraft und Ökologie – Miteinander statt Widerspruch 

erzeugen, beispielsweise Primärregelleistung zur Stabilisierung 
des Stromnetzes erbringen.

Nicht vergessen werden sollte der Nutzen für die Naherho-
lung und den Tourismus, was maßgeblich auch vom ökologi-
schen Zustand der Gewässer abhängt. Dazu bedarf es eines 
intensivierten ökologischen Ausgleichs, denn ein Fluss ist nie-
mals nur ein Fluss. Er gehört zu einem komplexen Ökosystem 
und braucht die Fürsorge aller Interessengruppen, wie Bohlin-
ger betonte und am Beispiel der Iller-Strategie 2020 verdeut-
lichte. Von dem Projekt profitieren Natur und Menschen vor 
Ort gleichermaßen. Sie besteht aus einem sich über 30 Kilome-
ter erstreckenden umfangreichen ökologischen Maßnahmen-
paket zwischen Altusried und Lautrach. Darin enthalten sind 
der Bau von Fischwanderhilfen, ein wirksames Fischschutzkon-
zept, die Dynamisierung von Umgehungsbächen und die Ver-
besserung der Gewässerstruktur. Bei diesem Projekt zogen 

mustergültig Wissenschaft (Uni Augsburg, Aueninstitut Neu-
burg a.d. Donau), Fischereivereine, Fischereiverband, Fischer-
eifachberatung und LEW Wasserkraft an einem Strang. LEW 
erhielt für das vorbildlich gelungene Projekt als erster Wasser-
kraftwerksbetreiber den Umweltpreis der Bayerischen Landes-
stiftung.

Bewährte Grundlage für all diese LEW-Projekte ist das oben 
schon erwähnte gemeinsame Eckpunktepapier „Nachhaltige 
Wasserkraftnutzung an staatlichen Gewässern in Bayern“.

Schlussendlich ist sich Bohlinger sicher, dass für ein gelun-
genes Energiewendesystem der Mix von erneuerbaren Ener- 
gien entscheidend ist. Während im Sommer der Anteil des 
Stroms aus Photovoltaik besonders stark im Stromnetz ist, 
punktet die Wasserkraft in den niederschlagsreichen Winter-
monaten. Das passt gut, denn nur im Zusammenspiel von Was-
ser, Sonne, Wind kann die Energiewende gelingen. 

v.l. Detlef Fischer, Theresa von Hassel, Dr. Karl-Heinz Gruber

Klimaneutralität und 
regionale Versorgungssicherheit

http://27.Juli
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Pragmatismus weichen. Denn welche grundlastfähigen Kraft-
werke stellen künftig die erneuerbare Versorgung sicher, wenn 
die meisten thermischen Kraftwerke abgeschaltet oder deren 
Energieträger zum Spielball von Kriegstreibern werden?

VERBUND ist bei passenden Rahmenbedingungen bereit 
und fähig, seinen Beitrag zur von der Bayerischen Staatsregie-
rung formulierten Steigerung der Wassererzeugung um rund 
eine Milliarde Kilowattstunden pro Jahr zu leisten, bestätigte 
Gruber. Ein Paradebeispiel ist etwa das erneuerte Inn-Kraft-
werk Jettenbach-Töging. Alleine diese Investition von 250 Mil-
lionen Euro in eine Bestandanlage deckt mit einer zusätzlichen 
Erzeugung schon rund 14 % des bayerischen Ausbauziels ab. 
Darüber hinaus plant VERBUND durch die Modernisierungen 
der Bestandsanlagen weitere rund 260 Millionen Kilowattstun-
den zu erzeugen. Darin enthalten ist auch die innovative Mit-
nutzung von flussbaulichen Sanierungen an der Unteren 
Salzach. Allerdings nur, wenn auf allen Ebenen ein unterstüt-
zendes Umdenken pro Wasserkraft stattfindet. 

Dazu zählt unter anderem, dass der Gesetzgeber den Grenz- 
wert  für eine Förderung einer Leistungssteigerung bei Ertüch-
tigungen von mindestens zehn Prozent deutlich nach unten 
drückt. Bzw. dass es mit Blick auf Genehmigungsverfahren und 
verwaltungsrechtliche Themen zu einer realen Gleichbehand-
lung der Wasserkraft in Sachen Naturschutzauflagen mit ande-
ren Erneuerbaren kommt. Das Gleiche muss im Übrigen auch 
für die Genehmigung von Energiespeichen kommen, wie der 
hocheffizienten und erprobten Pumpspeicherkraftwerke,. De-
ren besonderer Wert wird laut Gruber in Deutschland noch 
nicht ausreichend erkannt. Seiner Meinung nach muss sich da 
der Zugang ändern, wenn nicht potenzielle Nutzungsinitiativen 

für diese dringend benötigte Speichertechnik schon im Keim 
erstickt werden sollen. Wünschenswert wäre natürlich auch 
ein intensiveres Engagement der Bundesrepublik in Brüssel, 
um die Diskriminierung der Wasserkraft auch auf EU-Ebene zu 
beenden.

Gruber konnte in seinem Vortrag am Beispiel zahlreicher, 
erfolgreich umgesetzter Umweltschutzmaßnahmen an den 
bayerischen VERBUND-Kraftwerken eindrucksvoll zeigen, dass 
Wasserkraftnutzung und Ökologie bei gesamthafter Betrach-
tung und Herangehensweise kein Widerspruch mehr sind. Al-
lerdings gibt es durchaus noch erhebliches Verbesserungs- 
potenzial im interdisziplinären Zusammenspiel der Akteure, 
Unternehmen, Genehmigungsbehörden, Gesellschaft und NGOs. 
Am Beispiel des Energiespeichers Riedl bei Jochenstein/Passau 
plädierte er dafür, mögliche ideelle Partikularinteressen von Na- 
turschutzorganisationen und/oder Grundsatzpositionen Ein-
zelner vor Ort nach dem Nimby-(Not in my backyard-) Prinzip 
zukünftig in einem Gesamtrahmen zu betrachten. Übergeord-
nete Ziele der Gesellschaft nach Klimaneutralität und regiona-
ler Versorgungssicherheit müssen bei einer ganzheitlichen 
Betrachtung ein übergeordnetes Gewicht erhalten. 

Sein Appell: Miteinander nach bestmöglichen Lösungen 
suchen anstatt gegeneinander durch eine fokussierende Brille 
zu arbeiten, die nur den eigenen gewünschten Betrachtungs-
winkel zulässt. 

WEITERE INFORMATIONEN:
VERBUND / RENATURIERUNG	 https://bit.ly/3N0Z0c9

VERBUND / BIODIVERSITÄT 	 https://bit.ly/3Dv5Kfb

http://27.Juli
http://www.amserv.de
https://bit.ly/3N0Z0c9
https://bit.ly/3Dv5Kfb
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Dipl.-Ing. Georg Loy, im Hauptberuf beim VERBUND Projektlei-
ter zur Umsetzung der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie 
an den Laufwasserkraftwerken, ist auch Vorsitzender des Ar-
beitsausschusses Wasserkraft des VBEW – Verband der Baye- 
rischen Energie- und Wasserwirtschaft e.V. und als solcher 
präsentierte er die VBEW-Positionen zur Wasserkraft in der 
Praxis. Wichtigste Botschaft von Loy an die breite Öffentlich-
keit: Die Wasserkraftbetreiber sind wesentlich weiter in Sa-
chen ökologischem Bewusstsein rund um ihr Business, 
sauberen, klimaneutralen Strom aus der Kraft des Wassers zu 
erzeugen, als es in Politik, Behörden, Medien und Bevölke-
rung wahrgenommen wird. 

Verantwortungsvolles Handeln im Sinne von Bewahrung und 
Schutz einer intakten Natur und Umwelt ist Teil der DNA der 
Wasserkraftbetreiber. Ökologisches Handeln ist heute selbst-
verständlich, doch in welchem Maß das erfolgen soll, da gehen 
die Ansichten in der Praxis leider immer noch weit auseinander. 
Dort hakt es tatsächlich mehr als die offiziellen Bekenntnisse 
von Bundesverbänden und Bayerischer Staatsregierung vermu-
ten lassen. Offensichtlich ist noch nicht überall angekommen, 
dass im reformierten EEG 2023 auch der Wasserkraft eindeutig 
zugestanden wird, dass sie eine erneuerbare Energieerzeu-
gungsform von überragendem öffentlichen Interesse ist. 

In der Realität geht es darum, welche ökologischen Maß-
nahmen bei einer nachhaltigen Wasserkraftnutzung tatsäch-
lich positiv wirken und nicht nur weil Leitfäden und Ver- 
öffentlichungen dies vermuten lassen. Eine wissenschaftliche 
Einordnung von Thesen ist erforderlich. Es geht darum, den 
Naturraum Gewässer zu unterstützen, dass die Fischpopulatio-
nen erhalten bleiben und die Auen ihre und der Fluss seine 
Funktionen erfüllen kann. Notwendig ist entsprechendes Au-
genmaß, wobei es nicht die Prämisse sein darf, dass nur das 
Billigste und Mindeste umgesetzt wird, sondern tatsächlich das 
gemacht wird, was an jedem einzelnen Gewässer individuell 
wirkt. Das Pochen auf Festlegungen in diversen Leitfäden geht 
an den Gewässerrealitäten und den jeweils dort erforderlichen 
möglichen ökologischen Verbesserungsmaßnahmen oftmals vor-
bei. Wichtig wäre gegenseitiges Vertrauen zwischen Behörden 
und Wasserkraftbetreibern, damit mit gemeinsamen Zielen re-
strukturiert wird und alle das gleiche Ziel verfolgen, nämlich 
entsprechend dem öffentlich bekundeten politischen Willen 

die Wasserkraftnutzung ökologisch bestmöglich zu gestalten, 
auszubauen und nachhaltige Verbesserungen zu erreichen. 
In der Theorie war ja der Wille dazu schon vor 16 Jahren im 
Eckpunktepapier „Nachhaltige Wasserkraftnutzung in Bayern“ 
dokumentiert worden (2006 PDF https://bit.ly/3W1tnDf) und 
auch der Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft e.V. 
(BDEW) bekannte sich im Dezember 2020 explizit zur Wasser-
kraft und konstatierte, dass Wasserkraftnutzung und Natur-
schutz kein Widerspruch sind. In der Realität zeichnet sich leider 
oftmals ein anderes Bild ab, weshalb Loy eindringlich appel- 
lierte, die Wasserrahmenrichtlinie zur Verbesserung der Fließ-
gewässerökologie mit Verstand zu behandeln und umzusetzen. 

Mit Blick auf die regionale/lokale Politik, die Genehmigungs- 
behörden und die lokalen Umweltgruppierungen sieht es der 
VBEW als dringend erforderlich, dass die Wasserkraftnutzung 
nicht als Verursacher allen Übels angesehen wird, sondern dass 
der Zustand und die Nutzung bzw. Veränderung der Gewässer 
über Jahrhunderte entstanden sind. Ein „romantischer“ Urzu-
stand lässt sich nicht wieder herstellen. Wenn stattdessen alle 
Beteiligten sich mal auf die Verfolgung gemeinsamer langfristi-
ger Ziele verständigen könnten, anstatt in engen Gedankenkor-
ridoren zu verharren, dann wäre der Natur und der ökologischen 
Wasserkraftnutzung weitaus besser gedient. Wenn es gelingt, 
die verfügbaren finanziellen Ressourcen für ökologische Maß-
nahmen entlang der Flüsse optimal zu nutzen und die Geneh-
migungsverfahren deutlich zu beschleunigen, anstatt im 
Kleinklein für den schnellen lokalen politischen Erfolg nur sub-
optimal zu verschwenden, dann würde es den Gewässern zeit-
nah besser gehen. 

WEITERFÜHRENDE INFORMATIONEN:

VBEW 				    https://bit.ly/3f0So0K

BDEW 				    https://bit.ly/3sqJmNB

OEKOLOGIE-WASSERKRAFT	 https://bit.ly/3zd4NW9

UMWELTBUNDESAMT		  https://bit.ly/3f3NxvO

FORUM-FISCHSCHUTZ		  https://bit.ly/3FifScr

LIFE-RIVERSCAPE-LOWER-INN	 https://bit.ly/3zcNB36 

BR - DOKU-DIE-FLUSSRETTER	 https://bit.ly/3stUYj6

GEORG LOY | VBEW – VERBAND DER BAYERISCHEN ENERGIE- UND WASSERWIRTSCHAFT E.V. 

Position zur Wasserkraft in der Praxis

Marie Feitisch, Georg Loy, Andreas Auer und Michael Bohlinger

Die Wasserkraftbetreiber sind wesentlich 
weiter in Sachen ökologischem Bewusstsein, 
als allgemein wahrgenommen wird. 

http://27.Juli
https://bit.ly/3W1tnDf
https://bit.ly/3f0So0K
https://bit.ly/3sqJmNB
https://bit.ly/3zd4NW9
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https://bit.ly/3FifScr
https://bit.ly/3zcNB36 
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Wasserkraft in Bayern
Wo unser Strom daheim ist

Regional
Unabhängig
Ökologisch
Unendlich 
Immer verfügbar 
Nachhaltig 
Preiswert 
Klimafreundlich 
Bestens bewährt 

Nicht erst seit dem Überfall Russlands auf die Ukraine und 
dem damit verbundenen Cyberkrieg um die Meinungshoheit 
auf den Nachrichtenkanälen ist das Thema IT-Sicherheit von 
kritischen Infrastrukturen, kurz KRITIS genannt, ins Bewusst-
sein der Öffentlichkeit gerückt. Ständige Cyberangriffe, die 
nicht nur digitales Chaos, sondern auch Schäden an physi-
scher Infrastruktur verursachen können, zeigen, wie verwund-
bar unser immer stärker von IT-Technologie durchdrungenes 
tägliches Leben inzwischen ist.

Diese Verwundbarkeit der kritischen Infra-
struktur durch Hacker, Cyber-Kriminelle und 
staatlich gesteuerte IT-Angriffe hat in den letz-
ten Jahren überproportional zugenommen. 
Vermehrte Bedrohungen, die für das staatli-
che Gemeinweisen und die öffentliche Sicher-
heit eine wichtige Bedeutung haben, wie die 
Bereiche Energie- und Wasserversorgung, Te-
lekommunikation, Informationstechnik, medi-
zinische Versorgung und Krankenhäuser, Banken 
und Versicherungen, Polizei und Justiz, Logistik 
und Nahrungsmittelversorgung führten zu ei-
nem allmählichen Umdenken hin zu mehr Sicherheitsbewusst-
sein, für das es sich lohnt, mehr Ressourcen einzusetzen.

Denn fallen kritische Infrastrukturen ganz oder teilweise 
aus, kann dies zu erheblichen Belastungen für Staat, Wirt-
schaft und großen Teilen der Bevölkerung führen. Die Auswir-
kungen von erfolgreichen Cyberangriffen können wesentlich 
mehr Kosten nach sich ziehen, als vorbeugende Maßnahmen. 
KRITIS-Betreiber über jeweils festgelegten Schwellwerten ste-
hen daher inzwischen entsprechend dem IT-Sicherheitsgesetz 
(IT-SiG) von 2015 und der Kritis-Verordnung des Bundesamts 
für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI-KritisV) in der 
Pflicht, angemessene organisatorische und technische Maß-
nahmen zur Sicherheit ihrer IT umzusetzen und diese stetig zu 
aktualisieren. Um die Sicherheit von informationstechnischen 
Systemen in kritischen Sektoren nicht dem Zufall zu überlas-
sen, hat der Gesetzgeber für bestimmte Anlagen ab einer ge-
wissen Größe gesetzliche Mindeststandards verankert. Diese 
nimmt unter anderem die Betreiber von erneuerbaren Ener-
gieanlagen, wie Wind- und Solarparks, aber auch Wasserkraft-
werke in Sachen Informationssicherheit in die Pflicht. 

Schon „frühzeitig“ sah die Bayerische Staatsregierung Hand-
lungsbedarf und schuf zum 1. Dezember 2017 als erstes Bun-
desland ein eigenes Landesamt für Sicherheit in der Infor- 
mationstechnik, kurz LSI. Zu den Hauptaufgaben des LSI ge-
hört neben dem Schutz der staatlichen IT-Systeme, die Bera-
tung öffentlicher Betreiber kritischer Infrastrukturen sowie 
von Kommunen zu sämtlichen Fragen zum Thema IT-Sicher-
heit. Benda betonte, dass das LSI dabei keine Aufsichtsbe-

hörde für die Betreiber kritischer Infrastruk- 
turen ist, sondern Expertenwissen bei der Ver- 
besserung der individuellen IT-Sicherheit der 
Betreiber bietet. 

Ausgestattet ist die Behörde mit inzwi-
schen 119 Mitarbeitenden, geplant sind 200, 
führte Dr. Heidrun Benda vom LSI zu Beginn 
ihres Vortrags aus. Da das Thema IT-Sicher-
heit gerade auch in Kommunen, die ja in viel-
facher Weise für die kritische Infrastruktur 
vor Ort verantwortlich sind, ein noch besser 
zu bestellendes Feld  darstellt, ist es Aufgabe 
von Dr. Heidrun Benda und ihrem Team, öf-
fentliche KRITIS-Betreiber für das Thema 

Schutz und Sicherheit in der IT zu sensibilisieren und zu be-
raten. Schließlich ist die öffentliche Hand der geltenden Ge-
setzgebung genauso verpflichtet wie privatwirtschaftliche 
Betreiber von kritischen Infrastrukturen, zum Beispiel Was-
serkraftanlagenbetreiber. Für das LSI gibt es in Bayern ein wei-
tes Feld zu beackern: Neben Stadtwerken, Abfallentsorgern 
und Verkehrsbetrieben auch 2.200 Wasserversorger, 2.500 
Abwasserentsorger und rund 360 Plankrankenhäuser.

Deshalb der dringende Appell von Dr. Benda an das Au-
ditorium: Die eigenen Unternehmensführungen und Ver-
waltungen für ihre IT-Sicherheitsverantwortung zu sensibili- 
sieren, damit die kritische Infrastruktur keinen Schaden 
nimmt. Als weiteren Schritt empfiehlt Benda, die Vorwarn-, 
Früherkennungs-, Analyse- und Beratungskompetenz des 
LSI zu nutzen, indem man sich per Mail beim LSI registriert. 
Entsprechende Unterlagen und Beratungsgespräche wer-
den vom LSI angeboten. Ein Anruf genügt. Das gilt natürlich 
auch, wenn es bereits zu einem Cyberangriff gekommen ist. 
Die schädlichen Folgen kann das LSI analysieren und versu-
chen, sie einzudämmen. 

DR. HEIDRUN BENDA | LSI – LANDESAMT FÜR SICHERHEIT IN DER INFORMATIONSTECHNIK

IT-Sicherheit in kritischen Infrastrukturen (KRITIS) 

Dr. Heidrun Benda

http://27.Juli
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Andrea von Haniel, Geschäftsführerin der E-Werke Haniel Haim-
hausen, und Fritz Schweiger, Geschäftsführer des EW-Schwei-
ger, sind beide Vertreter der sogenannten kleinen Wasserkraft, 
die seit vielen Jahren die Naturschutzlobbyisten besonders im 
Visier haben. Anlass genug, um einmal mehr zu verdeutlichen, 
was die großen Leistungen der kleinen Wasserkraft sind. 

Am Beispiel des reinen Ökostromanbieters 
E-Werke Haniel skizzierte von Haniel die Rah-
menbedingungen für ein Kleinwasserkraftun-
ternehmen mit vier Stromerzeugungsanlagen 
und eigenem Stromversorgungsnetz und Ver-
trieb, also einem vollintegrierten Versorgungs-
unternehmen mit elf Mitarbeitenden. Seit 
knapp 130 Jahren liefert der Familienbetrieb 
ausschließlich Ökoenergie an die Menschen in 
der Region Haimhausen, nördlich von Mün-
chen. War es ursprünglich nur Wasserkraft-
strom (aktuell knapp fünf Millionen Kilowattstunden Jahres- 
erzeugung) so ist das Erzeugungsportfolio mit drei Photo- 
voltaikanlagen und Beteiligungen an Wind- und Solarparks er-
weitert worden. Rund 3.000 Kunden werden zuverlässig mit 
100 Prozent Ökostrom versorgt. Besonders zufrieden zeigt sich 
von Haniel, dass alle ihre Wasserkraftanlagen fischdurchgängig 
und die genutzten Gewässer in einem guten ökologischen  
Zustand sind. Was die Kleinwasserbetreiber vielleicht den  
Wasserkraftwerkskonzernen in Sachen Ökologie voraushaben: 
Sie stammen aus der Region und leben in ihr, so dass sie ihre 
Anlagen für die Menschen in der Region ökologisch betreiben  
wollen und nicht, weil es der Gesetzgeber fordert. Die hohe Ak-
zeptanz vor Ort gibt ihnen Recht. Die Natur stellt eine fantasti-
sche Ressource zur Verfügung, so dass mit entsprechend 
sorgsamem Umgang der Natur auch wieder etwas zurückgege-
ben werden kann, so von Haniel. Die Erfahrungen zeigen, dass 
je umständlicher die ökologischen Maßnahmen für Naherho-
lungssuchende zu erreichen sind, umso besser ist es für die 
Natur und den Artenreichtum. Bei allen Ökomaßnahmen war 
das konstruktive Miteinander zwischen Behörden und Betrieb 
ausschlaggebend für die rasche und erfolgreiche Umsetzung, 
betonte von Haniel.

Fritz Schweiger, der auch 1. Vorsitzender der Vereinigung 
Wasserkraftwerke in Bayern e. V. (VWB) ist, war es in seinem 

Vortragsteil wichtig zu verdeutlichen, dass gerade auch die  
kleine Wasserkraft mit ihrer Verwurzelung in der Region einen 
erheblichen Beitrag zur ökologischen Entwicklung, zum Klima-
schutz, zur Stromversorgungssicherheit, zur Energieeffizienz- 
und Energieeinsparung sowie zur Energiekrisenbewältigung 
beitragen kann. Kleinwasserkraftwerke können zumindest für 
die kritische Infrastruktur wie Rathaus, Feuerwehr, Polizei, me-

dizinische Einrichtungen, Lebensmittelversor-
gung, Schulen, Bürgerhäuser und Sporthallen 
in ihrer Funktion als Not-Zentren und Straßen-
beleuchtung sowie die Energie-Schaltzentrale, 
Kommunikationseinrichtungen, Wasserversor-
gung oder Pumpen den notwendigen Strom 
bereitstellen, wenn der Rest der Republik im 
Nullenergiestatus verharrt. Das ist kein Zauber-
werk, sondern vorausschauende Planung als 
Reaktion auf den größten Blackout der Nach-
kriegsgeschichte im Jahr 2006. Am Beispiel sei-

nes Familienunternehmens verdeutlichte Schweiger, wie essen- 
ziell die kleine Wasserkraft in einem Notstromversorgungskon-
zept für sein regionales Versorgungsgebiet in der Gemeinde 
Oberding nordöstlich von München wirken kann. Der Vorteil 
der sieben örtlichen Wasserkraftanlagen an der Dorfen liegt in 
ihrer Dezentralität. Für den Krisenfall wurde das Stromnetz mit 
seinen Trafos und Schaltanlagen so konfiguriert, dass die Ein-
richtungen der kritischen Infrastruktur gezielt mit der nötigen 
elektrischen Energie aus den entsprechenden Wasserkraftan-
lagen versorgt werden können. Die Vorteile der kleinen Was-
serkraftwerke liegen auf der Hand. Ihr „Treibstoff“ Wasser für 
die Turbinen ist praktisch unbegrenzt, so dass mit Hilfe dieser 
Ressource eine CO2-freie Inselstromversorgung aufgebaut, das 
Stromversorgungsnetz stabilisiert und eine kontinuierliche zu-
verlässige Stromeinspeisung gewährleistet werden kann. Als 
Notnagel steht noch ein Notstromdieselaggregat zur Verfü-
gung, das wenn möglich nicht eingesetzt werden soll.

Schweiger wünscht sich von der Politik, dass sie bei aller 
Priorisierung des Klima- und Naturschutzes nicht aus den Au-
gen verliert, dass ohne eine sichere und bezahlbare Energie-/
Stromversorgung die Energiewende zum Scheitern verurteilt 
ist. Klimaschutz, CO2-Neutralität, Versorgungssicherheit auch 
im Krisenfall, Energieeffizienz und Bezahlbarkeit sind eng  
miteinander verzahnt. 

ANDREA VON HANIEL | E-WERKE HANIEL HAIMHAUSEN UND FRITZ SCHWEIGER | EW-SCHWEIGER

Multitalent Wasserkraft kann Ökologie, Ökonomie und Sozial

Andrea von Haniel, Fritz Schweiger

http://27.Juli
http://www.tvbayernlive.de
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Im Prinzip ist ohne die richtige (emotionale) Kommunikation 
alles nichts. So lässt sich die Kernbotschaft von Dr. Manfred 
Ahlers, Medientrainer und Medienberater, langjähriger ZDF- 
Wirtschafts- und Politikredakteur, zusammenfassen. Und dass 
es in der Energiewirtschaft und insbesondere bei den Wasser-
kraftbetreibern messbaren Nachholbedarf in Sachen Kommu-
nikation mit der Öffentlichkeit in ihrer ganzen Breite gibt, 
führte er in einem kurzweiligen Vortrag dem gespannten, vor-
wiegend technisch ausgebildeten Auditorium vor.

Wichtig für die Wasserkraftbetreiber ist, sich zu vergegenwärti-
gen, dass es in der Medienlandschaft inzwischen weitestgehend 
nur noch das sogenannte Agenda-Surfing, also Wellenbewe-
gungen von Themen, gibt. Das Thema, das aktuell gerade oben 
auf der Welle reitet, wird diskutiert und seiner ganzen epischen 
Breite beackert. In eine solche Welle sich positiv hineinzuma- 
növrieren, ist dann die Kunst in der Kommunikation. 

Was aktuell zum Beispiel ganz oben im Ranking steht, ist 
die Gaskrise in allen mehr oder weniger interessanten Schat-
tierungen. Genau in dieser Situation auf die Welle aufzusprin-
gen und zu sagen, dass mit der Wasserkraft eine ökologische, 
örtlich kundennahe und vor allem bezahlbare Alternative ge-
boten wird, wäre das Gebot der Stunde. Das heißt, die Welle 
muss jetzt und nicht erst in ein paar Wochen oder Monaten für 
eigene positive Botschaften genutzt werden. Jetzt müssen die 
Wasserkraftbetreiber, sei es über ihre Verbände oder direkt 
als Unternehmen in die Offensive gehen, nach dem Motto: 
Wann, wenn nicht jetzt. Ein gutes Beispiel dafür ist das seit 
langem geplante, von Bürgerinitiativen und Umweltschützern 
vehement bekämpfte und durch fehlenden Rückhalt in der 
Politik beerdigte Projekt Flüssiggasterminal in Wilhelmshaven. 
Aus der Not heraus darf es nun eine Wiederauferstehung fei-
ern, die sich die Bauherren in den kühnsten Träumen nicht 
hätten ausmalen wollen.

Es bleibt natürlich nicht nur dabei, dass man das richtige 
Thema zum richtigen Zeitpunkt spielt, sondern es gilt, auch an-
dere Mechanismen zu beachten, denn leider trifft die Aussage 
des Medienprofis Markus Söder, seines Zeichens Ministerpräsi-
dent Bayerns, voll zu, dass der Gesinnungsjournalismus in un-
serem Land zunimmt. In allen Medienredaktionen sitzen 
inzwischen Menschen, die euphemistisch ausgedrückt ökolo-
gisch interessiert sind, aber leider in einer einseitigen Ausle-
gung, wie sie zum Beispiel vom BUND (Bund Naturschutz) 
favorisiert wird. Neidlos muss man zugeben, dass der BUND 
eine ausgezeichnete Medienarbeit abliefert. Er bietet offensiv 
täglich Themen wie tote Fische, verschandelte Landschaft etc. 
an und lädt die Medienvertreter ein. Psychologisch leicht nach-
vollziehbar trägt die permanente Präsenz des BUND die uns 
bekannten Früchte einer zumindest getönten Berichterstat-
tung und einer bis in die Behörden reichenden Naturwahrneh-
mung. Man darf nicht vergessen, dass so die Mehrheit der 
Journalisten zur Seite der Naturschützer tendieren. Und „Hor-
ror“-Szenarien wie zerstörte Landschaften, trockengefallene 
Laichplätze und „gehäckselte“ Fische kommen grundsätzlich in 
den Redaktionen gut an, denn sie generieren Aufmerksamkeit/
Quote/Auflage. Gleichzeitig müssen die Medien, insbesondere 
die gedruckten Medien sparen, so dass sie gerne etwas gut 
Aufbereitetes verwerten. Das zu verhindern, ist keine realisti-
sche Option. Vielmehr ist es wichtig, dass man zum Beispiel als 
Wasserkraftbetreiber selber aktiv wird und gegensteuert, in-

dem die positiven Eigenschaften der Wasserkraftnutzung her-
vorgehoben werden. Wichtig ist, aus der defensiven Haltung 
herauszukommen. „Wehrhafte“ Bürgerinitiativen und NGOs 
sind die willkommenen Bild- und Nachrichtengeber z. B. für das 
Fernsehen und haben quasi automatisch als moderne „Kämp-
fer der Entrechteten“ alle Sympathien auf Ihrer Seite. Da gilt es 
gegenzuhalten und vor Augen zu führen, dass zum Beispiel die 
vermeintliche Heimatzerstörung eine neue gleichwertige, 
wenn nicht sogar bessere Natur geschaffen hat, die den Men-
schen einen lebenswerten Mehrwert bringt; als Beispiel sei das 
fränkische Seenland genannt. Während örtliche Bürgerinitiati-
ven in erster Linie Partikularinteressen im engsten Sinn ver- 
treten, gilt es für die Wasserkraftunternehmen, mit ihrer hoff- 
entlich proaktiven Kommunikation den Blick auf eine überge-
ordnete gesellschaftspolitische Ebene zu heben. So besteht die 
Chance, dass sich die größere Sicht auch auf die Politik über-
trägt. Wenn von dort der entsprechende Rückhalt kommt, 
dann besteht die Möglichkeit, dass die latente Blockadehal-
tung der Genehmigungsbehörden, die natürlich durch den 
Mainstream in der Gesellschaft befördert wird, zumindest 
überdacht wird. Als Einschränkung darf natürlich nicht uner-
wähnt bleiben, dass die Agierenden in der Politik einem gewis-
sen Populismus unterliegen. Sie wollen wiedergewählt werden. 
Dieser Melange aus zum Teil naturbewegten Journalisten und 
Vertretern in den Genehmigungsbehörden, lokalem Wider-
stand und Politikern, die im Wahlkampf keinen Stress mit um-
kämpften Projekten haben wollen, gilt es seitens der Wasser- 
kraftbetreiber offensiv zu begegnen. Sie sollten positive The-
men/Botschaften rund um die Wasserkraft platzieren und so 
Sympathien schaffen. Denn für die Medien wie auch für die 
Menschen sind die Emotionen das Ausschlaggebende. Die 
Emotionen zu steuern, also nicht in der Defensive zu verharren, 
sondern mit positiven, sympathisch vorgetragenen Botschaf-
ten in die Offensive gehen, ist das Gebot der Stunde. 
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Wie kann sich die Wasserkraft im Konzert der 
erneuerbaren Energien öffentlich besser darstellen?
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